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60. Sitzung 

Bonn, den 28. März 1984 

Beginn: 8.30 Uhr 

Präsident Dr. Barzel: Die Sitzung ist eröffnet. 
Meine Damen und Herren, ich denke, daß ich 

unser aller Freude Ausdruck gebe, wenn ich mich 
sehr befriedigt darüber zeige, daß unser Kollege 
Peter Lorenz nach langer, schwerer Krankheit wie-
der gesund unter uns ist. 

(Beifall) 

Der Abgeordnete Schröder (Lüneburg) hat am 
22. März 1984 sein Bundestagsmandat niedergelegt. 
Als Nachfolgerin hat am 22. März 1984 die Abgeord-
nete Frau Dempwolf die Mitgliedschaft im Deut-
schen Bundestag erworben. Ich begrüße die Kolle-
gin und hoffe auf gute Zusammenarbeit und viel 
Erfolg hier. 

(Beifall) 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 1 auf: 

Abgabe einer Erklärung der Bundesregie-
rung zum Verlauf des EG-Gipfels in Brüssel 

Meine Damen und Herren, hier ist interfraktio-
nell eine Aussprache von einer Runde — zwei Stun-
den — verabredet. — Ich sehe keinen Widerspruch. 
Es ist so beschlossen. 

Das Wort hat der Herr Bundeskanzler. 

Dr. Kohl, Bundeskanzler: Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Die Tagung des 
Europäischen Rates am 19. und 20. März in Brüssel 
ist ohne ein abschließendes Ergebnis geblieben. Ich 
bedaure dies zutiefst, zumal eine Einigung über alle 
Punkte des Stuttgarter Paketes in greifbare Nähe 
gerückt war. 

Lassen Sie mich eingangs noch einmal die Stutt-
garter Einigung vom vergangenen Jahr in ihren 
Grundzügen umreißen. Im Juni des vergangenen 
Jahres haben wir die drängendsten Probleme der 
Gemeinschaft zusammengefaßt und gebündelt. Wir 
haben uns damals folgende Aufgaben gestellt: die 
Erweiterung der Gemeinschaft um Spanien und 
Portugal, die neuen Entwicklungen in Forschung 
und Technologie und ihre Auswirkungen auf Wirt-
schaft und Gesellschaft, die wirtschaftlichen Struk-
turprobleme und Umweltfragen, der Ausbau des 
Binnenmarktes und noch einiges über diese Auf-
zählung hinaus. 

Wenn die Gemeinschaft diesen Aufgaben gerecht 
werden will, muß sie alles tun, um sich selbst auf 
solide finanzielle Grundlagen zu stellen. Deshalb 
haben wir uns in Stuttgart gleichgewichtige und 
auch gleichwertige Fortschritte in folgenden Berei-
chen vorgenommen: Die Haushaltsdisziplin in der 
Gemeinschaft soll verstärkt werden — das schließt 
die Verbesserung der Effizienz der Strukturfonds 
ebenso wie die Begrenzung des Anstiegs der Agrar-
kosten ein —, die Haushaltsungleichgewichte sollen 
beseitigt, und die künftige Finanzierung der Ge-
meinschaft durch Aufstockung der eigenen Einnah-
men soll gesichert werden. 

Niemand von uns, meine Damen und Herren, hat 
sich je Illusionen über die Schwierigkeiten der Lö-
sung dieser Aufgaben gemacht. Es galt und gilt, 
einen Ausgleich unter den Interessen der Mitglied-
staaten zu finden. Dieser Ausgleich kann nicht nur 
darin bestehen, möglichst gleichgewichtig viele na-
tionale Wünsche nebeneinander zu stellen und an-
einanderzufügen. Er kann nur durch deutliche Ein-
schnitte in den Bestand gefunden werden. 

Die wirtschaftliche Situation sowohl in den Mit-
gliedstaaten als auch in der Gemeinschaft zwingt 
uns alle zu einer verstärkten Haushaltsdisziplin, 
zur Begrenzung der Ausgaben und insbesondere 
des Kostenanstiegs im Agrarbereich. Ob wir es zu-
geben oder nicht, meine Damen und Herren, die 
Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten befinden 
sich nicht mehr in einer Zeit ständig wachsenden 
Wohlstands und voller Kassen. Heute sind wir über-
all in der Gemeinschaft von Strukturkrisen, Ar-
beitslosigkeit und vielen anderen Heimsuchungen 
hart getroffen. Alle Regierungen in der Gemein-
schaft sind gezwungen, durch Einsparungen in den 
nationalen Haushalten die Konsolidierung voranzu-
treiben. Die Europäische Gemeinschaft und ihr 
Haushalt können und dürfen da keine Ausnahme 
machen. 

Gleichzeitig wächst in einer solchen Zeit natür-
lich der Widerstand der betroffenen Gruppen und 
Länder gegen einschneidende Maßnahmen. Diese 
Maßnahmen müssen jedoch tiefgreifend sein, wenn 
die jetzt zu fassenden Beschlüsse von Dauer sein 
sollen. So ist es erklärlich, daß diese Verhandlungen 
ganz besonders hart geführt werden und natürlich 
auch Zeit kosten. Ich darf die Gelegenheit nutzen, 
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auch von dieser Stelle aus alle unsere Partner und 
natürlich uns selbst aufzurufen, uns vor nationaler 
und politischer Kurzsichtigkeit zu hüten und das 
gemeinsame Ziel der Vollendung des Baues Euro-
pas nicht aus den Augen zu verlieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Europäische Gemeinschaft basiert auf der 
Grundlage wirtschaftlicher und politischer Solidari-
tät, d. h. einem ausgewogenen Interessenausgleich. 
Aber das wäre für sich allein zu wenig. Die Europäi-
sche Gemeinschaft braucht auch eine Zukunftsper-
spektive. 

Dem Vorsitzenden, dem französischen Staatsprä-
sidenten François Mitterrand, ebenso wie den Mit-
gliedern der Kommission gebührt hohe Anerken-
nung dafür, daß sie im Vorfeld von Brüssel die Vor-
aussetzungen für einen entscheidungsfähigen 
Kompromiß geschaffen hatten. Ihrem Engagement 
— ich denke hier vor allem an den französischen 
Präsidenten — für die europäische Sache, ihrer 
Entschlossenheit, jetzt einen fairen Interessenaus-
gleich unter den Mitgliedsländern durchzusetzen, 
war es zu verdanken, daß den Staats- und Regie-
rungschefs in Brüssel ein Vorschlag vorlag, der für 
alle Beteiligten weitgehend akzeptabel sein konn-
te. 

Die Agrarminister hatten im Vorfeld des Brüsse-
ler Gipfels in zähen und sehr konzentrierten Ver-
handlungen eine Übereinstimmung in drei wesent-
lichen Elementen erzielt. 

Erstens. Die Einführung einer Garantieschwelle 
im Bereich der Milch, wodurch die Preisgarantie 
auf eine Produktionsmenge für die Gemeinschaft 
von 97,8 Millionen Tonnen gegenüber einer gegen-
wärtigen Produktionsmenge von rund 104 Millionen 
Tonnen längerfristig begrenzt sein wird. Damit 
wurde das dringendste Problem der gemeinsamen 
Agrarpolitik angepackt. 

Ich bin mir bewußt und ich will es aussprechen, 
daß mit diesem Ergebnis im Einzelfall Härten ge-
rade auch für die betroffenen deutschen Bauern 
und Landwirte verbunden sind. Angesichts des ra-
santen Kostenanstiegs und der als Folge einer bis-
her unbegrenzten Preisgarantie und erheblicher 
Rationalisierungsfortschritte weder im Inland noch 
im Ausland absetzbaren Überschüsse gibt es jedoch 
— darüber waren wir uns in Brüssel alle einig — 
keinen anderen Ausweg. Es mußte schnell und 
wirksam gehandelt werden. 

Wenn wir zu dieser Maßnahme jetzt und heute 
nicht bereit sind, dann könnte eines Tages die Ze-
che für die Landwirte noch sehr viel teurer sein. Es 
geht darum, die gemeinsame Agrarpolitik und mit 
ihr einen Grundpfeiler der Gemeinschaft insgesamt 
vor dem Zusammenbruch zu bewahren. 

Zweitens. Die Agrarpreise wurden für das Wirt-
schaftsjahr 1984/85 mit flankierenden Maßnahmen 
festgesetzt. Dabei ist erreicht worden, daß die not-
wendigen Einschränkungen in der Agrarpolitik 
ausgewogen auf alle Mitgliedsländer durch Einfüh-
rung von Garantieschwellen auch in anderen Pro-
duktbereichen erstreckt werden. Das betrifft vor al-

lem die Mittelmeerprodukte. Darin liegt ebenso wie 
bei der Milch eine Kurskorrektur in der gemeinsa-
men Agrarpolitik, die lange Jahre hindurch nicht 
erreichbar schien. 

Drittens. Wir, die Bundesrepublik Deutschland 
und die Bundesregierung, sind zu einer Regelung 
für den Abbau des positiven deutschen Grenzaus-
gleichs in drei Stufen bereit. Damit soll ein Problem 
gelöst werden, über das vor allem im deutsch-fran-
zösischen Verhältnis Einvernehmen hergestellt 
werden sollte, um in der Agrarpolitik eine neue Ba-
sis zu finden. Durch die Gewährung eines Einkom-
mensausgleichs aus nationalen Mitteln in der Grö-
ßenordnung von rund 2 Milliarden DM, aber auch 
unter Beteiligung des Gemeinschaftshaushalts wird 
sichergestellt, daß diese Regelung nicht einseitig zu 
Lasten der deutschen Landwirtschaft geht. Der not-
wendige Einkommensausgleich wird nach unserem 
Willen gleichzeitig mit dem Beginn des Abbaus des 
Währungsausgleichs wirksam werden. 

Meine Damen und Herren, ich verstehe sehr gut 
die Sorgen unserer Bauern, die sich in einer sehr 
schwierigen Lage befinden. Sie können sich darauf 
verlassen — und müssen sich auch darauf verlas-
sen können —, daß wir nicht zulassen, daß sie als 
Prügelknaben für die verfehlte Politik früherer 
Jahre herhalten müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die deutschen Bauern haben schon bei den letzten 
Preisrunden Geduld und Opferbereitschaft gezeigt. 
Dafür schulden wir ihnen Dank. 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, am 
Ende des Europäischen Rates waren wir uns bis auf 
zwei wichtige Ausnahmen des Haushaltsausgleichs 
über alle anderen Fragen einig. Ungelöst blieben 
die Probleme der britischen Entlastung wie die 
Milchproduktionszuwachsrate Irlands. Der größte 
Teil der Aufgabe, die wir uns in Stuttgart gestellt 
hatten, konnte erledigt werden. Dies ist ein Erfolg, 
der in seiner Bedeutung nicht übersehen oder un-
terschätzt werden darf, auch wenn am Ende dieser 
Tagung keine Einigung über das Gesamtpaket zu-
stande kam. 

Was konnten wir erreichen? Es ist eine Neuorien-
tierung der gemeinsamen Agrarpolitik erreicht 
worden. Sie bietet die Aussicht, das Problem der 
Überproduktion in den Griff zu bekommen, den 
Ausgabenanstieg im Agrarbereich zu bremsen und 
die gemeinsame Agrarpolitik insgesamt veränder-
ten Bedingungen anzupassen. 

Dieses Ziel haben alle Bundesregierungen in den 
letzten Jahrzehnten mit großer Beharrlichkeit ver-
folgt. Die Agrarminister hatten im Vorfeld des 
Brüsseler Gipfels in zähen, aber sehr konzentrier-
ten Verhandlungen hierüber auch schon praktisch 
eine abschließende Lösung erzielt. Es bestand Ein-
vernehmen darüber, eine finanzielle Leitlinie zur 
Herstellung einer strikten Haushaltsdisziplin für 
die Europäische Gemeinschaft einzuführen. Auch 
sie bedeutet ein völlig neues Element gegenüber 
der Vergangenheit. Vorgesehen ist eine Verfahrens-
regelung mit dem Ziel, die allgemeine Ausgabenent-
wicklung der Gemeinschaft im Einvernehmen zwi- 
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schen Rat, Kommission und Europäischem Parla-
ment wirksam in den Griff zu bekommen. Die Bun-
desregierung mißt der Durchsetzung des von ihr 
seit langem geforderten Prinzips, daß der Anstieg 
der Agrarkosten unterhalb des Wachstums der ei-
genen Einnahmen der Gemeinschaft gehalten wer-
den muß, ganz besondere Bedeutung bei. Damit 
wäre erreicht, was die deutsche Politik in den letz-
ten Jahrzehnten immer wieder angestrebt hat. Wir 
gewinnen größeren finanziellen Spielraum für an-
dere Gemeinschaftsaufgaben. 

Meine Damen und Herren, es bestand ferner Ein-
vernehmen darüber, einen Mechanismus einzufüh-
ren, um eine gerechtere Lastenverteilung zu errei-
chen. Da die Bundesrepublik Deutschland den 
höchsten Anteil an den Lasten innerhalb der Ge-
meinschaft trägt, mußte die Bundesregierung hier-
auf entscheidenden Wert legen. Damit ist ein wich-
tiger Schritt getan, um die Auseinandersetzungen 
zu beenden, die seit Jahren die Zusammenarbeit in 
der Gemeinschaft schwer belasten. Zugunsten eines 
Mitgliedstaates, der, gemessen an seinem relativen 
Wohlstand, eine besondere Haushaltslast trägt, 
greifen Korrekturmaßnahmen ein, deren Kriterien 
festgelegt sind. Wir als Bundesrepublik werden da-
mit gegen übertriebene Belastungen geschützt. Die 
notwendigen Einzelheiten soll der Rat auf der 
Ebene der Finanzminister bis zum nächsten Euro-
päischen Rat im Juni dieses Jahres aushandeln. 

Die Staats- und Regierungschefs einigten sich in 
Brüssel, der Gemeinschaft durch Ausbau und Fort-
entwicklung ihrer Politiken neue Impulse zu geben. 
Hervorzuheben sind Maßnahmen zur Intensivie-
rung der Zusammenarbeit auf dem Gebiet der For-
schung und Technologie, insbesondere durch Pro-
gramme für die Bereiche Telekommunikation und 
Biotechnologie. Dies sind Bereiche, wie wir wissen, 
meine Damen und Herren, in denen die europäi-
schen Staaten gegenüber ihren großen Konkurren-
ten, vor allem Japan und USA, dramatisch zurück-
zufallen drohen. Es sollen Anreize geschaffen wer-
den, um die Mobilität der Wissenschaftler in Europa 
zu verbessern. 

Vorgesehen sind auch Maßnahmen, um den Bin-
nenmarkt weiter auszubauen. Ein wichtiges Ziel, 
das sehr kurzfristig angegangen werden muß, sind 
eine entscheidende Vereinfachung der Formalitä-
ten im Binnenhandel der Gemeinschaft und der 
dringende Abbau und die dringende Vereinfachung 
des Zollsystems. Störungen, wie sie in der letzten 
Zeit an den Grenzen aufgetreten sind, sollten in der 
Zukunft vermieden werden. Sie sind unvereinbar 
mit der Idee der Europäischen Gemeinschaft. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Es bestand auch Einigkeit darüber, die Effizienz 
der Strukturfonds zu verbessern. Die Mittel sollen 
im Rahmen der Finanzierbarkeit real ausgeweitet 
und zugleich konzentriert werden. Im Rahmen inte-
grierter Programme soll den besonderen Bedürfnis-
sen der Mittelmeerländer Rechnung getragen wer-
den. 

Es bestand auch völliges Einvernehmen darüber, 
die Beitrittsverhandlungen mit Spanien und Portu-

gal bis zum 30. September dieses Jahres abzuschlie-
ßen, so daß der Beitritt zum 1. Januar 1986 vollzo-
gen werden kann. Damit ist auch ein vorrangiges 
Ziel der deutschen Politik erreicht worden. Wir lö-
sen damit unser Wort ein, das wir alle gemeinsam, 
die demokratischen Parteien unseres Landes den 
befreundeten Staaten gegenüber bei der Wiederer-
richtung der Demokratie gegeben haben. 

Im Zusammenhang mit dem Beitritt von Spanien 
und Portugal wird die Gemeinschaft durch eine An-
hebung der Mehrwertsteuerabführung von 1,0 auf 
1,4 % zum 1. Januar 1986 den Finanzrahmen erhö-
hen. Die Ratifizierung dieser Erhöhung soll gleich-
zeitig mit der Ratifizierung der Beitrittsverträge 
mit Spanien und Portugal erfolgen. 

In einer Absichtserklärung des Europäischen Ra-
tes ist vorgesehen, ab 1. Januar 1988 eine weitere 
Erhöhung der Eigeneinnahmen auf 1,6 % zu ermög-
lichen. Das setzt jedoch voraus, daß ein einstimmi-
ger Beschluß der zuständigen Gremien und damit 
auch ein positives Votum aller Mitgliedstaaten vor-
liegen. 

Herr Kollege Vogel, Sie haben in diesem Zusam-
menhang gestern davon gesprochen — ich darf 
kurz darauf eingehen —, daß der sich abzeichnende 
Kompromiß in den nächsten vier bis fünf Jahren 
die Bundesrepublik und die Steuerzahler bei uns 
zwischen 32 und 34 Milliarden DM kosten wird. Ich 
hoffe, ich habe das korrekt zitiert. Wir haben jetzt 
eine erste Berechnung vorgenommen; das Ganze ist 
j a notwendigerweise etwas vage, weil noch kein Be-
schluß vorliegt. Sie gehen bei dieser Mehraufwen-
dung von 32 bis 34 Milliarden DM neben Aus-
gleichsforderungen für den Abbau des Währungs-
ausgleichs offensichtlich von einer vollen Ausschöp-
fung der auf 1,4 % bzw. 1,6 % erhöhten Mehrwert-
steuerabführung für die Dauer von fünf Jahren aus. 
Wenn ich es richtig verstehe, ergibt sich hieraus die 
genannte Zahl für die Jahre von 1985 bis 1989. 

Nach den ersten Berechnungen, die wir vorge-
nommen haben, werden die tatsächlichen Mehr-
wertsteuerabführungen bei einer unterstellten Stei-
gerung des EG-Haushalts von 10 % — das war die 
Diskussionsgrundlage in Brüssel — jedoch auf 
8 392 000 000 geschätzt. Dabei gehen wir davon aus 
— sonst hätten wir das ja nicht angestrebt —, daß 
die Beschlüsse zur Haushaltsdisziplin — Steige-
rungssatz der Agrarkosten unter den eigenen Ein-
nahmen, keine Überschreitung der Höchstbeträge 
für die nichtagrarischen Ausgaben — selbstver-
ständlich eingehalten werden. 

(Gansel [SPD]: Können Sie das noch ein

-

mal mit anderen Worten erklären?) 

Das heißt, bei dieser Prämisse, von der wir ausge-
hen, ergibt sich für die Jahre 1985 bis 1989 eine 
Summe, die etwa bei 18 Milliarden liegt. 

Es ist natürlich richtig, was Sie gesagt haben, 
Herr Kollege Vogel: daß diese Kosten in der mittel-
fristigen Finanzplanung nicht vorgesehen sind. Das 
konnte ja auch gar nicht geschehen. Selbstver-
ständlich müssen sie bei der Überarbeitung der mit-
telfristigen Finanzplanung aufgenommen werden. 
Ich hoffe, daß wir in einigen Wochen in den zustän- 
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digen Ausschüssen über ein Gesamtpaket, das dann 
endgültig fertiggestellt ist, sprechen können. Dann 
wird man diese Berechnung auch noch sehr viel 
detaillierter und korrekter vornehmen können. 

Meine Damen und Herren, zwei dornige Pro-
bleme — und dies weiß jeder — blieben in Brüssel 
am Ende ungelöst: erstens die Frage der irischen 
Beteiligung an der Rückführung der Milchproduk-
tion. Irland bestand und besteht angesichts der gro-
ßen gesamtwirtschaftlichen Bedeutung der Milch-
wirtschaft für dieses Land auf Sonderbehandlung 
und fordert die Zuerkennung einer höheren Pro-
duktionsquote. Diese Forderung fand durchaus Ver-
ständnis bei allen Teilnehmern. Die Zugeständnisse 
der Partner erschienen der irischen Regierung je-
doch nicht ausreichend. Ich denke, bei gutem Willen 
muß es möglich sein, in dieser Frage zu einer Ver-
ständigung zu kommen. 

Zweitens. Offen ist weiterhin das Problem der 
britischen Entlastung. Die Berechtigung einer briti-
schen Ausgleichsforderung ist im Grunde allge-
mein anerkannt. So hat das Vereinigte Königreich 
auch in den vergangenen Jahren Rückerstattungen 
erhalten: 1982 in einer Höhe von 1 050 Millionen 
ECU. Der für 1983 vereinbarte Betrag von 750 Mil-
lionen ECU ist noch nicht zurückgeflossen. Für 1984 
bestand — und man kann wohl sagen: besteht — 
Großbritannien in Brüssel immer noch auf einer 
Entlastung in Höhe von 1 250 Millionen ECU; das 
entspricht etwa 3 Milliarden DM. Diese Forderung 
erschien den übrigen Mitgliedsländern, und zwar 
ohne Ausnahme, selbst unter Berücksichtigung der 
besonderen britischen Situation als nicht akzepta-
bel. 

Ich habe am Ende der Brüsseler Konferenz und 
nach, glaube ich, sechs Stunden Debatten zu diesem 
Punkt versucht, gemeinsam mit anderen die Ver-
handlungen mit einem eigenen Vorschlag voranzu-
bringen. Danach konnte Großbritannien für die 
Dauer von fünf Jahren eine jährliche Entlastung 
von 1 Milliarde ECU gewährt werden. Im Anschluß 
daran sollte auch zugunsten Großbritanniens der 
von mir bereits erwähnte Korrekturmechanismus 
eingreifen, über dessen wesentliche Elemente auch 
mit Großbritannien, d. h. mit allen, Einvernehmen 
bestand. 

Um eine Einigung zu erleichtern, habe ich diesen 
Vorschlag mit einem weiteren Entgegenkommen 
unserer Seite verbunden: Ich habe angeboten, die 
deutsche Beteiligung an der britischen Entlastung 
von jährlich 1 Milliarde ECU nicht wie bisher auf 
50 %, sondern auf 66 % des nach dem Beitrags-
schlüssel auf uns entfallenden Anteils zu bemes-
sen. 

Mit Ausnahme Großbritanniens fanden alle ande-
ren Mitgliedstaaten dieses Angebot annehmbar. 

Großbritannien lehnte auch eine weitere Verbes-
serung des Angebots ab, die darin bestand, die 
Übergangslösung mit jeweils 1 Milliarde ECU be-
reits nach drei oder auch zwei Jahren in eine Dau-
erlösung mit dem Korrekturmechanismus überzu-
leiten. Bei einer Annahme dieses Vorschlags hätte 
Großbritannien durch eine dynamische Ausgestal-

tung im dritten oder vierten Jahr eine höhere Entla-
stung erzielen können. 

Dies, meine Damen und Herren, war die Lage am 
späten Abend des 20. März. Sie ließ zur Enttäu-
schung auf allen Seiten einen endgültigen Abschluß 
der Verhandlungen nicht mehr zu. 

Ich fasse das Ergebnis dieser Brüsseler Tagung 
aus unserer Sicht wie folgt zusammen. 

Erstens. Über den überwiegenden Teil des Stutt-
garter Verhandlungspakets konnte Einigung erzielt 
werden. Sie steht selbstverständlich unter dem Vor-
behalt einer Regelung der offengebliebenen Punk-
te. Wir sind jedoch ein ganz wesentliches Stück wei-
tergekommen. Dies war nur möglich, weil jeder sei-
nen Beitrag leistete und bereit war, eigene Forde-
rungen zurückzustecken und den Belangen der 
Partner und dem Gemeinschaftsinteresse Rech-
nung zu tragen. Leider — auch das muß gesagt wer-
den — war in zwei Fragen eine Einigung bisher 
nicht möglich. 

Zweitens. Die Bundesregierung hat auch auf die-
ser Sitzung des Europäischen Rates — wie die Bun- 
desregierungen zuvor in den letzten Jahrzehnten — 
in  der vordersten Linie jener Mitgliedstaaten ge-
standen, die die Zukunft der Gemeinschaft ent-
schieden verteidigen. Seit Konrad Adenauer hat je-
der deutsche Bundeskanzler dazu aufgerufen, ei-
gene Forderungen, so berechtigt sie sein mögen, 
nicht vor den Bestand und den Ausbau der Gemein-
schaft zu stellen. Für mich gilt das gleiche. Ich stehe 
damit nicht allein im Kreis unserer Partner, und 
hierin sehe ich einen Beweis dafür, daß die Ge-
meinschaftssolidarität auch künftig kräftig genug 
sein wird, sich in kritischen Situationen zu bewäh-
ren. 

Drittens. Alle Beteiligten waren sich bewußt, daß 
man nicht ohne die Bereitschaft auseinandergehen 
konnte, weitere erhebliche Anstrengungen zu un-
ternehmen, um die beiden noch offenen Punkte ei-
ner annehmbaren Lösung zuzuführen. Das, was so 
mühsam und unter Opfern für jeden bereits er-
reicht worden ist, darf nicht aufs Spiel gesetzt wer-
den. Jetzt, meine Damen und Herren, kommt es 
darauf an, das erzielte Einvernehmen zu erhalten 
und schließlich durch die noch fehlenden Schluß-
steine zu vervollkommnen. Der Rat der Landwirt-
schaftsminister und der Außenministerrat, die ge-
stern und vorgestern in Brüssel tagten, haben zum 
großen Bedauern der Bundesregierung keine Eini-
gung gebracht. In beiden Räten wurde erneut die 
Anstrengung unternommen, die möglich war, um 
die noch offenen Probleme zu lösen. Wir haben uns 
bereiterklärt, den Korrekturmechanismus für die 
britische Entlastung schon nach dem ersten Jahr 
wirksam werden zu lassen. Und Irland wurde eine 
Aufstockung seiner Milch-Quote um weitere 200 000 
Tonnen angeboten. 

Der französische Staatspräsident hat sich bereit 
erklärt, erneut eine große Anstrengung zu unter-
nehmen, in alle Hauptstädte zu reisen und die not-
wendigen Gespräche zu führen. Er beabsichtigt, mit 
den Regierungen der Gemeinschaft gemeinsam 
nach einem Weg zu suchen, der auch Großbritan- 
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nien in der Frage seines Ausgleichs in einer auch 
für die anderen Mitgliedstaaten tragbaren Weise 
zufriedenstellt. François Mitterrand hat außerdem 
seine Absicht zum Ausdruck gebracht, noch vor 
Juni dieses Jahres eine Sondertagung des Rates 
einzuberufen. allerdings unter der Voraussetzung, 
daß vor Beginn einer solchen Tagung sich auch eine 
hinreichende Chance für die Einigung abzeichnet. 
Ich habe selbstverständlich meine Bereitschaft er-
klärt, ihn hierbei zu unterstützen. 

Meine Damen und Herren, diese Bundesregie-
rung wird an ihrem Europa-Kurs festhalten. Die 
heute zu überwindenden Schwierigkeiten sind das 
Ergebnis von Fehlentwicklungen in vielen Jahren. 
Sie zu beseitigen kostet Mühen und Opfer. Aber wir 
dürfen zu keinem Augenblick dabei aus den Augen 
verlieren, was in all diesen Jahren auf dem Spiel 
stand und was für die Zukunft auf dem Spiel steht. 
Es geht darum, ob Europa fähig ist, die Interessen 
seiner Nationalstaaten auf einen gemeinsamen 
Nenner zu bringen und sich zu einigen. Diese Eini-
gung Europas, um deren wirtschaftliche Grundla-
gen wir heute ringen, bedarf — endlich, sage ich — 
auch der stärkeren politischen Ausformung. Auch 
hierüber werden wir, nicht zuletzt im Blick auf die 
Wahl zum Europäischen Parlament am 17. Juni, 
bald, noch in diesem Jahr mit unseren Partnern 
sprechen müssen. Die Frage wird sein: Wer von uns 
allen in der Gemeinschaft ist bereit, die Zugehörig-
keit zur Gemeinschaft auch in schwierigsten Zeiten 
als irreversibel, als unwiderruflich zu betrachten? 
Die Frage ist: Wer ist bereit, uns und anderen auf 
dem Weg zur Politischen Union Europas mit dem 
erklärten Ziel des Baus der Vereinigten Staaten von 
Europa zu folgen? Denn dies ist j a die Intention der 
Gründer der Europäischen Gemeinschaft. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Es ist unser Wunsch und es ist unsere Hoffnung, 
daß diese beiden entscheidenden Fragen von mög-
lichst allen Partnern der Gemeinschaft mit einem 
klaren Ja beantwortet werden. Die Antwort auf un-
sere Fragen wird uns die Richtung angeben, der wir 
folgen müssen, wenn wir beim Bau und der politi-
schen Integration Europas endlich weiterkommen 
wollen. In der Präambel des EWG-Vertrages ist im 
ersten Satz die Rede vom festen Willen, die Grund-
lagen für einen immer engeren Zusammenschluß 
der europäischen Völker zu schaffen. Meine Damen 
und Herren, es ist höchste Zeit, daß dem Willen nun 
auch konkret Taten überall in Europa folgen. Wir 
sind dazu bereit. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP) 

Präsident Dr. Barzel: Ich eröffne die Aussprache. 

Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Vogel. 

Dr. Vogel (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Die Fakten sind unbe-
streitbar: Nach dem Gipfel von Stuttgart, nach dem 
Gipfel von Athen ist jetzt auch der Gipfel von Brüs-
sel gescheitert. Der Gemeinschaft droht die Zah

-

lungsunfähigkeit, mehr noch: Die europäische Idee 
selbst droht zu ersticken: an nationalen Egoismen, 
an überwuchernder Bürokratie, an einem abstoßen-
den Gegensatz zwischen europäischer Rhetorik und 
europäischer Wirklichkeit. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir alle sind endgültig in Gefahr, eine der wichtig-
sten Errungenschaften, eine der wichtigsten Ziel-
setzungen nach 1945 zu verspielen, nämlich die eu-
ropäische Einigung. 

Wir nehmen das, Herr Bundeskanzler, nicht zum 
Anlaß von Schuldvorwürfen im innenpolitischen 
Meinungsstreit. Wir erinnern uns allerdings daran, 
daß Sie als Sprecher der Opposition anders gehan-
delt haben, 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: So ist 
es!) 

daß Sie unsere europäische Gesinnung damals im-
mer wieder in Zweifel gezogen, ja daß Sie mehr als 
einmal versucht haben, die Sozialisten und die So-
zialdemokraten als die eigentlichen Gegner der eu-
ropäischen Einigung hinzustellen. 

(Zustimmung bei der SPD — Widerspruch 
bei der CDU/CSU) 

Wir zahlen das nicht mit gleicher Münze zurück. 
Daß Frau Thatcher keine Sozialistin ist, wissen Sie 
ohnehin. Daß der Sozialist Mitterrand an der Spitze 
derer stand und steht, die Europa in Brüssel und 
auch sonst zum Erfolg führen wollten und wollen, 
haben Sie dankenswerterweise selber anerkannt. 

(Beifall bei der SPD) 

Übrigens, in diesem Zusammenhang noch eine 
geschichtliche Reminiszenz: Wir Sozialdemokraten 
haben schon vor 60 Jahren als erste politische Kraft 
in diesem Lande in unserem Heidelberger Pro-
gramm die Schaffung einer europäischen Wirt-
schaftseinheit und die Bildung der Vereinigten 
Staaten von Europa gefordert. Wir sind dieser For-
derung in den sechs Jahrzehnten stets treu geblie-
ben. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir wissen, daß es zu Europa keine Alternative 
gibt. Deshalb wollen wir, daß alle politischen Kräfte 
unseres Landes, daß das ganze Gewicht unserer 
Bundesrepublik auf ein Ziel gerichtet wird, nämlich 
auf die Beendigung der Krise, auf die Überwindung 
der Rückschläge, auf neue Fortschritte zur europäi-
schen Einigung. Dahinter muß alles andere zurück-
stehen. Darum verzichte ich auch auf die Frage und 
ihre Erörterung, ob Sie, Herr Bundeskanzler, wäh-
rend Ihrer Präsidentschaft und auch in Athen und 
in Brüssel wirklich alles getan haben, um das Schei-
tern zu verhindern. Ihr Ja auf diese Frage in der 
Regierungserklärung, die Sie soeben abgegeben ha-
ben, klang da ein wenig zu selbstgerecht. Uns fällt 
jedenfalls auf, daß die Berichte in der internationa-
len Presse darüber nicht verstummen, daß Sie in 
der Schlußphase der Brüsseler Verhandlungen eher 
Verwirrung ausgelöst und dadurch eher zum Schei- 
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tern als zum Erfolg der gemeinsamen Anstrengun-
gen beigetragen haben. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Marx [CDU/ 
CSU]: Unsinn! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 

Ich lasse das auf sich beruhen. Ich stelle fest: Wir 
brauchen Europa, die Völker der Gemeinschaft wol-
len Europa, auch die Welt braucht Europa. Sie 
braucht den mäßigenden, ausgleichenden Einfluß, 
den ein einiges Europa auf die weltpolitische Ent-
wicklung nehmen kann. Ein einiges, selbstbewuß-
tes, zur Selbstbehauptung entschlossenes Europa 
könnte in diese Entwicklung sein wirtschaftliches 
Gewicht, seine geschichtlichen Erfahrungen und 
seine geistigen Traditionen einbringen. Es könnte 
die Konfrontation zwischen den Weltmächten mil-
dern — auch durch eine eigenständigere Verant-
wortung für seine Sicherheit und seine Verteidi-
gung. Es könnte schädliche Einflüsse auf die Welt-
wirtschaft, wie sie gegenwärtig vor allem von der 
amerikanischen Defizit- und Hochzinspolitik ausge-
hen, zurückdrängen. Es könnte technologisch wie-
der schneller zu den Vereinigten Staaten und zu 
Japan aufschließen. Es könnte der Dritten Welt als 
ein verantwortungsbewußter Partner begegnen. 

Die Vernunft sagt uns: Das sind gemeinsame 
Ziele. Deshalb sind wir weiterhin bereit, die Bun-
desregierung bei der Überwindung der gegenwärti-
gen Krise konstruktiv zu unterstützen. 

(Beifall bei der SPD) 

Das heißt Zustimmung, wo Sie auf dem richtigen 
Wege sind, das heißt aber auch Warnung vor Irrwe-
gen, das heißt weiterführende Vorschläge oder Wi-
derspruch, wo beides im Interesse des gemeinsa-
men Zieles geboten erscheint. 

Herr Bundeskanzler, wir unterstützen das Bemü-
hen, erneut die Verständigung mit Irland und 
Großbritannien zu suchen. Der Übergang zu einer 
gerechteren Lastenverteilung innerhalb der Ge-
meinschaft bedeutet dafür eine Hilfe. Aber dieser 
Versuch muß mit der Frage verbunden werden, ob 
wirklich alle Mitglieder die europäische Einigung 
anstreben oder ob einzelne in Wahrheit doch nur 
eine Freihandelszone wollen, ob es um die Bewah-
rung und die Stärkung einer politischen Gemein-
schaft oder nur um günstigere Bedingungen zur Er-
langung nationaler Vorteile geht. Diese Frage muß 
gestellt und beantwortet werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Es muß wohl auch daran erinnert werden, daß es 
ein Brite, daß es Winston Churchill war, der in sei-
ner berühmten Zürcher Rede im Jahre 1946 die 
Schaffung der Vereinigten Staaten von Europa, also 
einer sehr engen Gemeinschaft, vorgeschlagen hat. 
Wenn es hier zwischen Winston Churchill und Frau 
Thatcher einen Widerspruch gibt, dann entscheiden 
wir uns für Winston Churchill und gegen Frau That-
cher! 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Wir bekräftigen, daß ohne eine enge und vertrau-
ensvolle Zusammenarbeit zwischen Paris und 
Bonn Fortschritte kaum möglich sind. 

Wir begrüßen, daß über den Beitritt Spaniens und 
Portugals nun offenbar Einvernehmen erzielt wor-
den ist. Daß dieser Beitritt finanzielle Folgen hat, 
wissen wir, aber die Iberische Halbinsel gehört zu 
Europa, und die ausgestreckten Hände der Demo-
kratien, die in beiden Ländern mit unserer Hilfe 
Diktaturen überwunden haben, wollen und dürfen 
wir nicht zurückweisen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir anerkennen schließlich, daß sich die Agrar-
minister überhaupt über einen Kompromiß ver-
ständigt haben. Wir wissen, daß dies seit mehr als 
zehn Jahren nicht gelungen war, und wir verken-
nen nicht, daß erstmals eine Kostenbegrenzung — 
genauer gesagt, eine Verlangsamung des weiteren 
Kostenanstiegs — zustande kam. 

Aber wir sind mit dem sachlichen Inhalt des 
Kompromisses mehr als unzufrieden. Der Kompro-
miß bedeutet keine wirkliche Umkehr. Er macht 
nicht die finanziellen Mittel frei, die die Gemein-
schaft dringend für andere Aufgaben braucht. Er 
wird auch zu einer weiteren Wucherung der Büro-
kratie führen, und er wird die Existenz kleiner und 
mittlerer landwirtschaftlicher Betriebe gefährden 
und diesen Betrieben jede Perspektive nehmen. 

(Beifall bei der SPD) 

Er wird die kleinen und mittleren Betriebe gefähr-
den, aber den Milchfabriken in Holland und anders-
wo, die im wesentlichen mit importierten Futtermit-
teln sinnlose Überschüsse produzieren, kaum Ab-
bruch tun. 

(Beifall bei der SPD) 

Auf diesem Hintergrund verstehen wir auch die 
nachdrücklichen Proteste eines beträchtlichen Teils 
der Landwirte, nämlich der einkommensschwäche-
ren, derer, die schon vom gegenwärtigen Agrar-
marktsystem unterdurchschnittlichen Nutzen ha-
ben. Gerade sie warnen wir aber: Lassen Sie sich 
nicht vor den Karren der Großproduzenten spann-
en, und seien Sie mißtrauisch, wenn einer von den 
Großen, wenn Herr Heereman 

(Zustimmung bei der SPD) 

sich an dem Kunststück versucht, als Ihr Präsident 
gegen die Agrarpolitik der Bundesregierung, als 
CDU-Bundestagsabgeordneter hier in diesem Saal 
aber für diese Politik zu sein und einzutreten! 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Wir Sozialdemokraten sind jedenfalls auf sein Ab-
stimmungsverhalten gespannt, wir sind gespannt, 
ob er heute das Wort nimmt, wir sind gespannt, wie 
er diesen Zwiespalt auflösen will. 

(Rühe [CDU/CSU]: Sie wissen doch, daß 
die Debatte zeitlich begrenzt ist!) 

Ich füge hinzu: Nur über den Preis, ohne ergän-
zende direkte Einkommensübertragung, wird es für 
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die einkommensschwächeren Landwirte keine be-
friedigende Regelung geben, 

(Zustimmung bei Abgeordneten der SPD) 

obwohl gerade sie einen besonderen Beitrag zur 
Erhaltung einer ökologisch gesunden Umwelt lei-
sten. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Agrarfabrikanten, die Lagerhalter und die Ex-
porteure werden wie bisher die eigentlichen Nutz-
nießer dieses Systems bleiben. 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, wenn in diesen Tagen von Europa und 
der Verwendung der finanziellen Mittel der Ge-
meinschaft die Rede ist, verfestigt sich bei den 
Menschen draußen der Eindruck, dieses Europa sei 
ausschließlich ein Europa der Landwirtschaft, nein, 
es sei ein Europa der sinnlosen Überschußproduk-
tion. Soll die Gemeinschaft Bestand haben — das 
gilt für uns alle in diesem Haus —, dann muß das 
geändert werden. Dann muß Europa endlich auch 
zum Europa der Arbeitnehmer werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Sorgen der Arbeitnehmer — ich nenne die Be-
kämpfung der Arbeitslosigkeit, die Sicherung und 
Fortentwicklung der Mitbestimmung und der so-
zialen Sicherungssysteme — müssen endlich den 
gleichen Rang einnehmen wie die Sorgen anderer, 
zahlenmäßig viel kleinerer Gruppen. Es darf nicht 
so bleiben, daß die Arbeitnehmer die Milliarden 
aufbringen, diese dann anderen zufließen und sogar 
noch bewirken, daß die Arbeitnehmer für die so 
geförderten Produkte überhöhte Preise bezahlen, 

(Beifall bei der SPD — Eigen [CDU/CSU]: 
Unerhört!) 

Preise, die gar nicht allein den Bauern, sondern 
vielmehr in großem Umfang der Nahrungsmittelin-
dustrie und dem Nahrungsmittelhandel zugute 
kommen. 

(Eigen [CDU/CSU]: Sie müssen noch viel 
lernen, Herr Vogel! Sie wissen zu wenig 
davon! — Zuruf des Abg. Gallus [FDP]) 

Darum verlangen wir von der Bundesregierung ver-
stärkte Anstrengungen für eine europäische Be-
schäftigungs-, Technologie-, Forschungs- und In-
dustriepolitik, die diesen Namen wirklich verdient. 
Den Ankündigungen, Herr Bundeskanzler, die wir 
gerade gehört haben, müssen jetzt auf diesem Ge-
biet Taten folgen. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Stercken [CDU/ 
CSU]: Unbezahlbar!) 

Präsident Dr. Barzel: Herr Kollege Vogel, erlauben 
Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Gallus? 

Dr. Vogel (SPD): Ich möchte meine Ausführungen 
im Zusammenhang vortragen. 

Präsident Dr. Barzel: Keine Zwischenfragen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Dr. Vogel (SPD): Dazu gehört eine Verlagerung 
der Schwerpunkte im europäischen Haushalt. 

(Eigen [CDU/CSU]: Wenn man nichts weiß, 
kann man auch keine Fragen beantwor

-

ten!) 

Solange 70 % der europäischen Mittel in den Agrar-
sektor, aber nur knapp 20 % in den eben genannten 
Bereich fließen, wird sich die Situation nicht än-
dern. Die beabsichtigte Begrenzung des weiteren 
Anstiegs der Agrarkosten bewirkt j a nur, daß sich 
dieses Verhältnis nicht noch weiter verschlechtert. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wie 
wollen wir eigentlich den Stahlarbeitern an der 
Ruhr und an der Saar oder den Werftarbeitern an 
der Küste klarmachen, daß Europa eine gute Sache 
ist, wenn die europäischen Regierungschefs über 
die Nöte der Landwirtschaft viele Tage, wenn nicht 
Wochen, über ihre Nöte auf dem Gipfel aber allen-
falls am Rande verhandeln und reden können? 

(Beifall bei der SPD) 

Das kann und darf nicht so bleiben. 

In diesen Zusammenhang gehört eine weitere 
Forderung: die Forderung, daß die Bundesregierung 
der Öffentlichkeit klipp und klar sagt, welche fi-
nanziellen Lasten die Bundesrepublik für die Ret-
tung der Gemeinschaft zusätzlich auf sich nehmen 
soll. In dem geschriebenen Text Ihrer Regierungs-
erklärung, Herr Bundeskanzler, sind Sie auf diese 
Frage nicht eingegangen. Sie haben mündlich ei-
nige Zahlen genannt. Ich werde mich mit den Zah-
len noch auseinandersetzen. Wir wissen, daß es sol-
che finanziellen Lasten geben wird. Wir wissen 
auch, daß sie in einem gewissen Umfang unver-
meidlich sind. Aber wir wollen Klarheit über das 
Ausmaß dieser Lasten und auch darüber, warum sie 
in dieser Höhe von Ihnen für zwingend gehalten 
werden. 

Herr Bundeskanzler, Sie haben doch noch vor 
wenigen Wochen einem Beschluß des Bundestages, 
det für jede Erhöhung unserer Beiträge strenge Be-
dingungen vorsah, zugestimmt und ihn begrüßt. 
Diese Bedingungen sind — wenn Sie die damaligen 
Texte nachlesen — nicht erfüllt. Sie haben sich für 
diesen Beschluß ausdrücklich bedankt. Heute war 
davon keine Rede. 

Nach den bisher bekanntgewordenen internen 
Berechnungen fehlen selbst bei Berücksichtigung 
des Agrarkompromisses schon in diesem Jahr 
5 Milliarden DM im EG-Haushalt. Das belastet uns 
schon auf Grund dieses Sachverhalts mit 1,5 Milli-
arden DM. Die Erhöhung der Eigenmittel der Ge-
meinschaft belastet uns ab 1986 mit jährlich 4 Milli-
arden DM und ab 1. Januar 1988 mit jährlich 6 Mil-
liarden DM. Ihre Erklärung, daß diese Erhöhungen 
nicht in Anspruch genommen würden, ist allenfalls 
eine Hoffnung, aber keine Grundlage, auf der die 
mittelfristige Finanzplanung aufbauen kann. 

(Beifall bei der SPD) 

Außerdem, Herr Bundeskanzler, sind doch erheb-
liche nationale Ausgleichsleistungen auf dem Weg 
über die Vorsteuerpauschale im Agrarbereich vor- 
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gesehen. Diese Ausgleichsleistungen werden vor-
sichtig mit etwa 2 Milliarden DM veranschlagt. 

Wir kommen auf Grund unserer vorläufigen Be-
rechnungen zu dem Ergebnis, daß wir in den näch-
sten fünf Jahren im Haushalt und in der mittelfri-
stigen Finanzplanung bisher nicht vorgesehene 
Mehraufwendungen von rund 30 Milliarden DM auf 
uns zukommen sehen. Das sind gewaltige Summen: 
das sind 12 % des Bundeshaushalts 1984. Selbst 
wenn Ihre Zahl stimmen sollte, Herr Bundeskanz-
ler, 18 Milliarden DM, dann sind das immerhin noch 
6 bis 7 % des Jahreshaushalts 1984. Ich nenne die 
Prozentzahl nur, um die Größe des Problems deut-
lich zu machen, und ich erinnere daran, wie wir hier 
um ein Zehntelprozent der Jahreshaushaltssumme 
miteinander gerungen haben. Deswegen meine 
Bitte und meine Aufforderung, uns nicht nur in 
einer eingeschobenen mündlichen Ergänzung, son-
dern in einer sorgfältigen Darstellung des Zahlen-
werkes Klarheit zu verschaffen. Das darf nicht im 
Zwielicht bleiben. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie müssen uns auch sagen, wer diese Summen 
aufbringen soll. Der Absicht, auch diese enormen 
Summen wieder durch Kürzungen und neue Bela-
stungen der Schwächeren, der breiten Schichten 
des Volkes zu finanzieren, werden wir Sozialdemo-
kraten entschiedenen Widerstand entgegensetzen. 

(Beifall bei der SPD) 

Damit dies ganz klar wird: Solange Sie nicht eine 
wirkliche Ergänzungsabgabe einführen, solange Sie 
sich in der Lage sehen, die Vermögenssteuer zu 
senken, solange Sie mit den Steuerprivilegien derer 
nicht Schluß machen, die noch immer, und zwar 
entgegen dem Rat Ihrer eigenen Fachleute, aus den 
Abschreibungs- und Verlustgesellschaften Vorteile 
ziehen, so lange werden wir auch im Zusammen-
hang mit Europa zu jeder weiteren Kürzung und zu 
jeder weiteren Belastung zum Nachteil der breiten 
Schichten unseres Volkes nein sagen. 

(Beifall bei der SPD) 

Außerdem hört man von Absichten, an den natio-
nalen Ausgleichsleistungen im Agrarbereich die 
Bundesländer in erheblichem Umfang zu beteiligen. 
Ich kann auf diesen Punkt nur hinweisen und vor 
dieser Absicht warnen. 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Es ist wichtig, die akute Krise zu mei-
stern, aber es ist ebenso wichtig, den Menschen wie-
der Hoffnung zu geben, ihnen deutlich zu machen, 
daß die Einigung Europas nicht nur eine Illusion, 
sondern eine realistische Perspektive ist und daß zu 
dieser Perspektive auch eine gemeinsame Umwelt-
schutzpolitik, eine verstärkte politische Zusammen-
arbeit, eine europäische Sicherheitspolitik im Rah-
men — —

(Mehrere Abgeordnete der Regierungs

-

fraktionen sprechen an der Regierungs

-

bank mit Bundeskanzler Dr. Kohl — 
Glocke des Präsidenten) 

— Herr Präsident, ich habe gar nichts dagegen, 
wenn auf Grund meiner Anregungen hier eine in

-

tensivere Beratung dieser Probleme schon jetzt in 
der Bundesregierung stattfindet. 

(Beifall bei der SPD) 

Dies ist ein gutes Beispiel, wie Opposition und Re-
gierung in gutem demokratischem Stil zusammen-
wirken, und zwar im gleichen Saale. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich sagte, es ist wichtig, den Menschen Hoffnung 
zu geben, ihnen deutlich zu machen, daß die Eini-
gung Europas eine realistische Perspektive ist, daß 
dazu auch eine gemeinsame Umweltschutzpolitik, 
eine verstärkte politische Zusammenarbeit, eine eu-
ropäische Sicherheitspolitik im Rahmen des Atlan-
tischen Bündnisses und — daran halten wir fest — 
schließlich die Europäische Union, j a die Vereinig-
ten Staaten von Europa gehören. 

(Beifall bei der SPD) 

Dazu — und das sage ich in alle Richtungen — 
gehören nicht nur Reden, dazu gehören Taten. 
Sonst werden die nächsten europäischen Wahlen 
ein Fiasko — nicht für einzelne Parteien, sondern 
ein Fiasko für Europa. 

(Beifall bei der SPD) 

Drei konkrete Fortschritte erscheinen besonders 
dringlich. 

Erstens. Die Rechte des Europäischen Parla-
ments müssen gestärkt werden. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Europas Bürger werden nicht auf Dauer Abgeord-
nete in ein Parlament wählen, das immer wieder 
von den nationalen Regierungen und der Brüsseler 
Bürokratie blockiert wird. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

Die Bürokratie in Brüssel muß endlich vom Euro-
päischen Parlament abhängig sein, nicht — wie bis-
her — umgekehrt. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Außerdem — ich glaube, darüber können wir sogar 
einen allgemeinen Konsens erzielen —: In den mei-
sten streitigen Fragen hat das Parlament klügere 
und mutigere Entscheidungen getroffen als die Mi-
nisterräte oder die Bürokratie. 

(Zuruf des Abg. Cronenberg [Arnsberg] 
[FDP]) 

Nur mit Hilfe eines starken Parlaments kann die 
Verkrustung aufgebrochen werden, an der Europa 
in diesen Monaten zu ersticken droht. 

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der 
FDP) 

Zweitens. Auf dem Wege zu einer europäischen 
Währung muß ein weiterer Schritt getan werden. 
Helmut Schmidt und Giscard d'Estaing haben 1979 
mit der Schaffung des Europäischen Währungssy-
stems einen Anfang gemacht. Wir dürfen dabei 
nicht stehenbleiben. Die Zeit ist reif für eine Wie-
deraufnahme der Pläne, das EWS, das Europäische 
Währungssystem, stufenweise zu einer Europäi- 
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schen Währungsunion mit Zentralbank und voller 
europäischer Währungseinheit fortzuentwickeln. 

Drittens. Die jüngsten Vorgänge an den inneren 
Grenzen der Gemeinschaft waren für Europa  — 
man  kann das nicht anders ausdrücken — eine 
Schande. Die inzwischen von den Verkehrsmini-
stern vorgeschlagenen Abhilfemaßnahmen sind 
nach unserem Urteil unzulänglich. Sie packen das 
Übel nicht an der Wurzel. Wir fordern deshalb er-
neut die völlige Beseitigung der Grenzkontrollen an 
den Binnengrenzen der Gemeinschaft. 

(Beifall bei der SPD und der FDP sowie 
Abgeordneten der CDU/CSU) 

Was zwischen Belgien, Holland und Luxemburg seit 
Jahr und Tag selbstverständlich ist und sich be-
währt hat, das muß doch auch zwischen Frankreich 
und Deutschland oder Deutschland und Dänemark 
und an den anderen Binnengrenzen möglich sein. 
Auch für den Gütertransitverkehr von Deutschland 
durch Österreich nach Italien müssen bessere Lö-
sungen gefunden werden. Wenn entsprechend unse-
ren Forderungen die Binnenkontrollen innerhalb 
der Gemeinschaft verschwinden, bleibt nur das 
Transitproblem, und ich bin sicher, unsere österrei-
chischen Nachbarn werden dieses Problem so zügig 
und einfach wie nur möglich bewältigen. 

Herr Bundeskanzler, meine Damen und Herren, 
es ist doch ein Tatbestand, der zu denken gibt, daß 
ein deutscher Bundeskanzler innerhalb von weni-
gen Wochen die Abwicklung des Gütertransits von 
Berlin nach Westdeutschland rühmt und günstig 
beurteilt und gleichzeitig den Transit von München 
nach Mailand mit kritischen Kommentaren beden-
ken muß. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Gedanke an Europa hat auch in unserem 
Lande die Menschen einmal begeistert. Ich fürchte, 
das ist lange her. Seit geraumer Zeit greift Frustra-
tion um sich, macht sich Enttäuschung, macht sich 
Europamüdigkeit breit. Und in der Tat, der Unmut, 
die Verdrossenheit über die Regierungen ist groß. 
Noch haben sie eine Chance, diesen Unmut bis zum 
Tag der Europawahl zu wenden, noch kann die 
Krise überwunden, noch kann Europa wieder zu 
einem Begriff der Hoffnung werden. Wir Sozialde-
mokraten wünschen nicht, daß Sie an dieser Auf-
gabe scheitern, wir wünschen, daß Sie diese Auf-
gabe meistern. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Wir sind keine Anhänger der Sonthofener Kata-
strophenphilosophie, derzufolge die Opposition dar-
auf setzen soll, 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

daß alles immer noch viel schlechter und schlimmer 
wird. Wir wünschen im Gegenteil, daß es Ihnen, daß 
es allen politischen Kräften unseres Landes gelingt, 
zusammen mit denen, die in Europa guten Willens 
sind, diese Aufgabe in den nächsten Wochen zu 
meistern. 

(Beifall bei der SPD) 

Scheitern Sie aber, dann wird die Wahl am 
17. Juni zu einer Protestwahl werden, zum Protest 
der Völker gegen diejenigen, die nicht fähig oder 
willens sind, eine große Idee, die noch immer feste 
Wurzeln in den Herzen der Menschen hat, Wirklich-
keit werden zu lassen, die um kleine Vorteile feil-
schen, die sich nur unter dem Druck des unmittel-
bar drohenden finanziellen Zusammenbruchs be-
wegen und selbst dann höchstens im Kreise und 
nicht von der Stelle kommen. Wir Sozialdemokra-
ten werden uns dann mit diesem Protest solidarisie-
ren, denn es ist nicht nur ein Protest gegen etwas, 
es ist ein Protest für etwas: Es ist ein Protest für 
Europa! 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Barzel: Das Wort hat die Frau Abge-
ordnete Dr. Hellwig. 

Frau Dr. Hellwig (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Herr Vogel, nur einen 
vorläufigen Satz zu Ihrer Rede: Der zweite Teil war 
für Europa, der erste Teil leider nicht. Aber ich gehe 
darauf noch im näheren ein. 

Die Bürger sehen und hören seit Monaten, ja, seit 
Jahren nur von Streit und Arger. Zum Stichwort 
Europa fällt dem Bundesbürger nur ein: Butterberg, 
Milchsee, Vernichtung von Nahrungsmitteln, Unzu-
friedenheit der Bauern, Frau Thatcher will ihr Geld 
zurück, und jetzt von Ihnen auch wieder, Herr Vo-
gel: Wir Deutschen zahlen und zahlen. Jetzt kommt 
noch das Nichtergebnis in Brüssel hinzu. Dennoch 
ist die ganz überwiegende Mehrheit unserer Bürger 
nach wie vor der Meinung, daß unsere wirtschaftli-
che Entwicklung, unser politisches Gewicht ohne 
Europa nicht zu wahren sind. Aber die Bürger fra-
gen sich, ob von einer europäischen Zusammenar-
beit gesprochen werden kann, wenn wir jedes halbe 
Jahr aus Fernsehen und Zeitungen von gescheiter-
ten Gipfeln zu hören bekommen. 

Es ist jedoch nicht richtig, vom Scheitern des 
Brüsseler Gipfels zu sprechen. In fast allen Punk-
ten, in denen man in Athen noch streitig auseinan-
derging, wurde in Brüssel Einigkeit erzielt. Daß lei-
der noch zwei Punkte offen blieben, hat sicher nicht 
an der deutschen Bundesregierung gelegen. Bun-
deskanzler Kohl ist schon in den Vorverhandlungen 
und auch bei den Verhandlungen selbst in Brüssel 
den anderen Mitgliedstaaten weit entgegengekom-
men. Diese echten Vorleistungen der Deutschen ha-
ben sehr ansteckend gewirkt. Alle EG-Staaten — 
um  der Gerechtigkeit willen muß es gesagt wer-
den —, auch die Briten, waren im Vorfeld von Brüs-
sel bereit, Abstriche von ihren nationalen Maximal-
forderungen hinzunehmen. Wichtige Schritte in 
Richtung Europäische Gemeinschaft wurden da-
durch erreicht. 

Ein besonderer Dank gebührt in diesem Zusam-
menhang Präsident Mitterrand, der in hervorragen-
der Weise den Brüsseler Gipfel vorbereitet hat. 
Meine Damen und Herren, die CDU/CSU-Fraktion 
erinnert sich noch sehr gut an die Rede von Präsi-
dent Mitterrand hier vor diesem Bundestag. Der 
Beifall, den er damals bekommen hat, Herr Vogel, 
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war leider von Ihrer Seite wesentlich geringer als 
von unserer. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wesentliche Grundlagen für Brüssel wurden be-
reits in Stuttgart unter der deutschen Präsident-
schaft gelegt. Bundeskanzler Kohl hatte das Paket 
für den Gipfel 1983 in Stuttgart geschnürt. Sie ken-
nen den brisanten Inhalt: Erhöhung der Eigenmit-
tel der EG, Beitritt Spaniens und Portugals, Lösung 
des Problems der Agrarüberschußproduktion und 
des Problems des Grenzausgleichs, insbesondere 
zwischen Frankreich und Deutschland, solidere 
Haushaltsführung der Europäischen Gemeinschaft 
und eine Änderung der Beitragsregelung, um die 
Rückzahlungswünsche der Briten in den Griff zu 
bekommen. Jetzt geht es darum, diese mühsam er-
zielten Kompromisse, die unterschriftsreif auf dem 
Verhandlungstisch liegen, so lange festzuhalten, bis 
auch noch in den letzten beiden Punkten Einigkeit 
erzielt ist. Wir dürfen es einfach nicht zulassen, daß 
diese Kompromisse wieder in Frage gestellt wer-
den. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dabei ist die vorläufig erzielte Einigung auf dem 
Agrarsektor besonders wichtig. Wir müssen die 
Agrarüberschüsse in den Griff bekommen. Wenn 
uns das nicht gelingt, schaden wir vor allem unse-
ren bäuerlichen Familienbetrieben. Die bisher me-
chanisch geltenden Abnahmegarantien haben doch, 
sicher ohne es zu wollen, das Entstehen gewerbli-
cher Milchfabriken geradezu gefördert. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU und bei 
Abgeordneten der SPD) 

Heute produzieren in der EG von 1,6 Millionen 
Milchproduzenten 200 000 Großproduzenten 70 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

und die 1,4 Millionen bäuerlichen Betriebe nur 30 % 
der Milch. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Das hat sich wohl in 
den letzten Jahren entwickelt!) 

Wenn wir jetzt nicht die Mengenbegrenzung für 
alle Betriebe einführen, dann produzieren morgen 
300 000 Großbetriebe 90 % der EG-Milch, wobei 
gleichzeitig die Überschüsse doppelt so hoch sein 
werden wie heute. Die Absatzgarantie muß dann 
mangels Geld in der Kasse zusammenbrechen, und 
in einem mörderischen Kampf um den Markt kön-
nen gerade die Kleinen nicht mehr mithalten. 

Herr Vogel, wenn Sie das auch beklagen, dann 
muß ich hierzu feststellen: Dieses Problem ist seit 
Jahren bekannt. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Wenn es jetzt besonders teuer kommt — Sie bekla-
gen, daß es so teuer kommt —, dann liegt das nicht 
zuletzt daran, daß die vorherige Bundesregierung 
nicht in der Lage war, wenigstens eine Teillösung 
bei der EG zu erreichen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nach dem übermorgen hoffentlich endgültig fest-
geschriebenen Kompromiß dürfen die Bauern nach  

der sogenannten Quotenzuteilung in dem am 
1. April beginnenden neuen Wirtschaftsjahr nur 
7,5% weniger Milch gegenüber dem Vorjahr produ-
zieren. Der Bundeskanzler hat jedoch zugesagt — 
ich betone es hier noch einmal für die Fraktion —, 
daß der zum 1. April vorgesehene gleichzeitige Ab-
bau des sogenannten Grenzausgleichs zwischen 
Deutschland und Frankreich in Höhe von 2 Milliar-
den DM aus dem Bundeshaushalt ausgeglichen 
werden soll, um die Verluste der Bauern in Grenzen 
zu halten. 

Trotz der gestrigen ergebnislosen Sitzungen des 
Agrar- und des Außenministerrates ist immer noch 
die Hoffnung begründet, daß die beiden restlichen 
Streitpunkte, die irische Milch und der britische 
Rabatt, in Kürze ausgeräumt werden. Vielleicht ist 
es ein wenig kühn, jetzt schon das Brüsseler noch 
nicht erreichte Ergebnis vorwegzunehmen; aber bei 
näherer nüchterner Betrachtung ist auch die noch 
offene britische Frage lösbar und wird gelöst wer-
den, weil vor allem gerade Großbritannien selbst 
weder ein Interesse an einem Ausstieg aus der EG 
noch an einer weiteren Verschleppung des Stuttgar-
ter Paketes haben kann. An den darin enthaltenen 
Sparbeschlüssen ist London genauso interessiert 
wie Bonn. Es sind durchaus hoffnungsvolle Rauch-
zeichen, die aus der Fraktion der englischen Kon-
servativen zu uns herüberscheinen. 

Für die CDU-CSU-Fraktion möchte ich den Kolle-
gen der konservativen Partei in London versichern, 
daß England für uns ein hochgeschätzter Partner in 
der EG ist, den wir nicht verlieren möchten. Wir 
haben es mit Freude und großer Aufmerksamkeit 
verfolgt, daß Frau Thatcher und die gesamte kon-
servative Partei im Gegensatz zur Labour Party bei 
den Unterhauswahlen 1983 ein so eindeutiges Be-
kenntnis zur Mitgliedschaft in der EG abgegeben 
haben, daß zu jener Zeit die Stimmung der Briten 
ganz eindeutig mehrheitlich proeuropäisch war. 

Frau Thatcher selbst hat am 25. Mai 1976 in Ihrer 
Rede auf dem Bundesparteitag der CDU in Hanno-
ver folgendes gesagt: 

Laßt uns erneut mit aller Kraft um die Freiheit 
ringen. Laßt uns ein Europa bauen, das der 
Freiheit würdig ist! Und laßt uns eine Erbschaft 
an unsere Kinder weiterreichen, für die sie mit 
Freude und Stolz weiter arbeiten können — in 
einem freien Europa. 

So Frau Thatcher vor der CDU. 

Die CDU/CSU-Fraktion ist ganz zuversichtlich, 
daß die britische Regierungschefin dieses freie Eu-
ropa als Erbe für unsere Kinder nicht für 250 Millio-
nen ECU aufs Spiel setzen will. 

Wenn es Frau Thatcher heutzutage schwer hat, 
auf ihre ursprüngliche, europafreundliche Linie zu-
rückzukehren, so liegt es nicht zuletzt daran, daß 
die große Labour-Oppositionspartei einen geradezu 
militanten Anti-Europakurs steuert und mit ihr na-
türlich alle ihr nahestehenden Zeitungen. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Gut, daß es gesagt 
wird!) 
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Das können eigentlich nur Sie beeinflussen, meine 
Damen und Herren von der SPD-Fraktion. Wie 
wäre es, wenn Sie die freigewählten Labour-Abge-
ordneten möglichst oft nach Bonn einladen würden, 
um hier echte Verständigungsbarrieren abzubau-
en? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Vorwürfe in englischen Zeitungen, Bundes-
kanzler Kohl habe nicht genug für einen Kompro-
miß getan, sind falsch und politisch bedauerlich. 
Bundeskanzler und Außenminister waren beide be-
müht, eine Isolierung Englands auf dem Gipfel zu 
vermeiden. Der vom Bundeskanzler vorgelegte 
letzte Kompromißvorschlag war mit Ratspräsident 
Mitterrand abgestimmt; alle anderen hatten sich 
dem angeschlossen. Es muß jetzt gelingen, unnötige 
Mißverständnisse auszuräumen. 

Eine kleine Bemerkung am Rande sei mir gestat-
tet. Der Europaausschuß — European Legislation 
Committee — des House of Commons kündigte vor 
ein paar Tagen an, die Europa-Kommission des 
Bundestages besuchen zu wollen. Wir freuen uns 
auf die Briten. 

Statt immer gleich so schreckliche Beschwö-
rungsformeln wie „schwerste Krise aller Zeiten" zu 
verwenden, ist es besser, dem Bürger zu erklären, 
warum dieser in der Weltgeschichte neue, ja erst-
malige Versuch eines freiwilligen, friedlichen Zu-
sammenschlusses von Völkern gar nicht so glatt 
und reibungslos vonstatten gehen kann. Die Ge-
schichte lehrt, daß Zusammenschlüsse von Staaten 
bisher immer nur durch Eroberungs- und Bürger-
kriege, also durch Gewalt zustande kamen. Der frei-
willige Völkerzusammenschluß ist hier in Europa 
von ähnlich lärmender Uneinigkeit begleitet, wie 
auch der Lärm von Regierung und Opposition in 
jeder freiheitlichen Demokratie. Beide haben etwas 
durchaus positives, sympathisches gemeinsam: In 
ihnen herrscht nicht die Grabesstille der Unter-
drückung. 

Auch zu Beginn der Gemeinschaft war es keines-
wegs einfach, gemeinsame Beschlüsse zu fassen. 
Schon damals mußten Problembündel zu einem un-
auflöslichen Paket zusammengeschnürt werden, 
um Zugeständnisse aller zu erreichen. Es muß halt 
so sein, daß jeder Mitgliedstaat, der sich in einem 
Punkt Vorteile erhofft, diese nur erreichen kann, 
wenn er gleichzeitig bereit ist, den Nachteilen, die 
er in einem anderen Punkt hinnehmen muß, zuzu-
stimmen. In einer Gemeinschaft gleichberechtigter 
Partner wird es auch in Zukunft nicht anders mög-
lich sein, als von Zeit zu Zeit den angehäuften Stau 
unerledigter Fragen in solch einem dicken Pro-
blempaket über die Hürden zu bringen. Erst ist das 
Wehgeschrei groß, und am Ende ist jeder froh über 
den erreichten Kompromiß. 

Bundeskanzler Kohl sagte am 9. März dieses Jah-
res in Aachen zu Europa: 

Die Zukunft der Gemeinschaft liegt in der poli-
tischen Einheit. Es wäre ein fataler Irrtum — 
aber  dieser Irrtum macht sich breit — zu glau-
ben, wir könnten in dieser Welt einen gemein-
samen Wirtschaftsraum schaffen und erhalten, 

ohne in einer sehr nahen Zukunft den entschei-
denden Schritt zur politischen Einigung zu wa-
gen, das heißt: zum Bau der Vereinigten Staa-
ten von Europa. 

Als Deutscher füge ich hinzu: Dies ist das ei-
gentliche Ziel unserer Europa-Politik. Gerade 
wir — die Deutschen — müssen dieses Ziel 
mehr anstreben als andere. Denn die Last der 
Teilung unseres Vaterlandes — wann immer 
sich eine Chance für die Einheit der Nation bie-
ten mag, in einer nahen oder weiteren Zukunft, 
vielleicht erst in Generationen — ist überhaupt 
nur tragbar auf dem einzig möglichen, dem 
friedlichen Weg unter einem europäischen 
Dach. 

In welcher Situation sind wir heute im Vergleich 
zu dem von Bundeskanzler Kohl klar angestrebten 
Ziel? Wir Westeuropäer sitzen längst dank der bis-
her erreichten Einigung gemeinsam in einem Boot. 
Aber es ist ein dahindümpelndes Schiff mit zehn 
Kapitänen und Steuermännern, das in immer unru-
higeres Wasser gerät. Auf der Kommandobrücke 
wird das Steuer einmal links, einmal rechts herum 
gerissen und vom Vorwärts- bis zum Rückwärts-
gang alles durchgespielt. Die Passagiere, die Bürger 
Europas, sind alle schon seekrank. Die Angst 
wächst, das Schiff könnte kentern. Die ersten rufen 
schon nach den nationalen Rettungsbooten, um sich 
abzusetzen. Die besonneneren Passagiere sehen in 
der Flucht ins nationale Rettungsboot keinen Aus-
weg, weil ihnen dann nur noch übrigbleiben wird, 
entweder beim Großtanker USA oder beim Groß-
tanker UdSSR um Aufnahme zu bitten. Sie fordern 
daher zu Recht, daß endlich das Europaschiff auf 
klaren Kurs gebracht wird. 

Mit diesem Bild verbinden sich drei Fragen. Er-
stens. Warum sitzt Europa schon in einem Boot? 
Was haben wir durch den bisherigen Zusammen-
schluß erreicht? Zweitens. Was sind die unruhigen 
Gewässer, 

(Vogt [Kaiserslautern] [GRÜNE]: Die ver

-

schmutzten Gewässer!) 

die neuen Probleme und Herausforderungen, denen 
sich Europa stellen muß? Drittens. Was ist zu tun, 
um das Europaschiff auf Kurs zu bringen? 

Zur ersten Frage. Die Europäische Gemeinschaft 
ist einer der reichsten Wirtschaftsblocks der Welt. 
Auf 1,6 Millionen km 2  leben 273 Millionen Men-
schen dicht gedrängt beisammen. Zum Vergleich: In 
den USA leben 220 Millionen Menschen auf 9,3 Mil-
lionen km 2 . Europa ist ein weltoffener Handels-
block, der auf Grund seines Rohstoffmangels und 
seiner dichten Besiedlung auf den intensiven Han-
delsaustausch mit der ganzen Welt angewiesen ist. 
Während sich die USA und die UdSSR im Notfall 
auf sich selbst zurückziehen könnten, ohne allzuviel 
von ihrem jetzigen Lebensstandard einbüßen zu 
müssen, 

(Schwenninger [GRÜNE]: Müssen wir die 
Dritte Welt ausbeuten!) 

könnten wir das niemals. Von seinen Export- und 
Importhandelsströmen abgeschnitten würde West- 
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europa in Armut und Elend versinken. Allein das 
Zudrehen des Energiehahns hätte das Chaos bei 
unserer Industrieproduktion zur Folge. 

Nicht nur uns Deutschen, ebenso allen anderen 
Mitgliedstaaten hat der schrittweise Abbau der 
Binnenzölle in Europa Exportchancen, Arbeitplätze 
und Wohlstand gebracht. Auf rund 5 Millionen un-
serer Arbeitsplätze wird für den Export in die Mit-
gliedstaaten gearbeitet, davon auf 200 000 landwirt-
schaftlichen Arbeitsplätzen für den Export von 
Nahrungsmitteln in die EG. Wenn heute die natio-
nalen Grenzen wie Fallbeile herabsausen würden, 
hätten wir morgen die Gefahr von 7 Millionen statt 
2 Millionen Arbeitslosen in Deutschland. 

Zum erstenmal in der Geschichte Europas ist die 
ausreichende Ernährung seiner Menschen kein 
Problem. Solange wir zurückdenken können, waren 
die Staaten Europas entweder periodisch von Hun-
gersnöten geschüttelt oder auf die Einführung von 
Nahrungsmitteln aus den sogenannten Kornkam-
mern der Welt angewiesen. 

Noch ein Wort zu den Kosten, die ja für Sie, Herr 
Vogel, so im Vordergrund standen. Der Gesamt-
haushalt beträgt 57 Milliarden DM, also gerade so 
viel wie der des Landes Nordrhein-Westfalen. Von 
den Eigenmitteln der Gemeinschaft, die aus 
Deutschland kommen, fließt ein großer Teil in un-
sere Kassen als Hilfen vorrangig für unsere Land-
wirtschaft zurück. Es läßt sich vermuten, daß uns 
eine rein nationale Landwirtschaftspolitik nicht 
viel billiger käme. Sicher wäre sie verbunden mit 
wesentlich geringeren Exportchancen für unsere 
landwirtschaftlichen Produkte. 

Aber die wichtigste historische Leistung ist die 
mit den Verträgen von Paris und Rom geschaffene 
Friedensordnung zwischen freien Völkern, durch 
die jahrhundertealte Feindschaften überwunden 
wurden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

In der Sogwirkung dieser Europäischen Gemein-
schaft freiheitlicher Demokratien konnten sich 
Griechenland, Spanien und Portugal vom Joch der 
Diktaturen befreien. Völker in anderen Regionen 
der Welt sehen diesen freiwilligen Zusammen-
schluß gleichberechtigter Partner in Westeuropa als 
ein Modell an, das ihnen Mut macht, auch das 
Kriegsbeil zwischen sich und ihren Nachbarn zu 
begraben. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Auch?!) 

Unser westeuropäisches Beispiel eines Regionenzu-
sammenschlusses ist weltweit viel angesehener als 
etwa das osteuropäische, in dem eine Großmacht 
andere kleinere Staaten unterdrückt. 

Leider lehnen heute immer mehr Teile der SPD 
— ich nenne nur die Namen Lafontaine und Eppler 
— im Gleichklang mit den GRÜNEN den westeuro-
päischen Zusammenschluß ab und fordern statt 
dessen die Annäherung an den Osten. 

(Widerspruch bei der SPD und den GRÜ-
NEN — Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Un-

glaublich! So ein Stuß!) 

Das ist aber in Wahrheit keine Alternative. 

(Anhaltende Zurufe von der SPD und den 
GRÜNEN) 

— Es scheint zu stimmen. Lesen Sie Ihre Reden aus 
dem letzten Jahr. 

Das ist in Wahrheit keine Alternative, sondern 
der zweite Schritt, der nicht vor dem ersten getan 
werden kann. 

(Abg. Hoffmann [Saarbrücken] [SPD] mel

-

det sich zu einer Zwischenfrage) 

Präsident Dr. Barzel: Erlauben Sie eine Zwischen-
frage? 

Frau Dr. Hellwig (CDU/CSU): Nein, meine Zeit ist 
zu kurz bemessen. 

Wenn jetzt die Westeuropäer wieder auseinander

-

liefen und jeder einzeln bei der UdSSR friedensbe-
wegt um eine Annäherung an Osteuropa nachfra-
gen würde, wären über soviel Blauäugigkeit am 
meisten die Osteuropäer erschrocken. 

(Vogt [Kaiserslautern] [GRÜNE]: Sie ha

-

ben das falsche Manuskript. Da stimmt et

-

was nicht, Sie haben das falsch verstan

-
den!) 

Sie wissen aus eigener Erfahrung zu genau, daß ein 
solcher Schritt uns genauso zu sowjetischen Satelli-
ten machen würde, wie sie es selbst sind. Gerade 
die Osteuropäer setzen ihre ganze Hoffnung auf ein 
friedlich, politisch geeintes Westeuropa, weil sie 
sich von ihm eine so große Sogwirkung verspre-
chen, daß die UdSSR ihren Großmachtzugriff auf 
die kleinen Staaten im Osten wird lockern müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Vogt  [Kaiserslautern] [GRÜNE]: Sie ver

-

wechseln die EG mit der NATO!) 

Auch das andere von den GRÜNEN gemalte 
Schauderbild von Westeuropa als dem Ausbeuter 
der Dritten Welt, der selbst in Gift und Müll er-
stickt, wird in der Dritten Welt ganz anders gese-
hen. Während wir hier zu Recht bei Düngemitteln, 
Arzneien und Chemikalien auf die Bremse treten, 
weil wir zuviel des Guten getan haben, fehlt es 
draußen in den Ländern der Dritten Welt an Dünge-
mitteln, an Arzneien, an Chemikalien, 

(Schwenninger [GRÜNE]: Das stimmt doch 
überhaupt nicht. Es gibt dort zuviel!) 

um ihre landwirtschaftlichen Erfolge zu verbessern, 
den Gesundheitszustand zu heben und Mindestan-
forderungen der Hygiene erfüllen zu können. Das 
natürliche Leitungswasser ist in den Ländern der 
Dritten Welt so giftig, daß ein Europäer davon 
krank wird, wenn er es ungekocht trinkt. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Ja, durch wen 
denn?) 

Wir erwarten von den GRÜNEN, daß sie realisti-
sche, konstruktive Vorschläge machen, 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Holla!) 
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die wir daraufhin überprüfen können, ob sie eine 
glaubwürdige Alternative zur politischen Einigung 
Westeuropas sind. 

Uns geht es darum, nicht nur das Erreichte zu 
wahren, sondern auch darum, uns den neuen Her-
ausforderungen in Westeuropa zu stellen. Wir ha-
ben in Europa den Schwung der Nachkriegsjahre — 
mit der Schaffung neuer Arbeitsplätze — verloren. 
Dieser Schwung ist jetzt woanders: in Ostasien, in 
Japan, in den USA. Warum? Jetzt rächt sich der 
Fehler, daß die Europäer bei der Schaffung des eu-
ropäischen Binnenmarktes immer noch auf halbem 
Wege stehengeblieben sind. Statt der inzwischen 
abgebauten Zollbarrieren haben wir noch Steuer-
barrieren und andere sogenannte technische Bar-
rieren unterschiedlicher nationaler Gesetze heran-
wachsen lassen. 

(Vogt [Kaiserslautern] [GRÜNE]: Und Ver-
ständnisbarrieren, Frau Kollegin!) 

Für die modernen Technologien — so z. B. auf dem 
Gebiet der Satellitentechnik, der Mikroelektronik, 
der Biochemie — sind diese Barrieren tödlich. 

Mit nationaler Parallelforschung verschwenden 
wir zuviel Geld mit zu geringem Erfolg. Daneben 
entstehen für die europäische Industrie durch die 
immer noch nicht abgebauten Grenzkontrollen an 
den Binnengrenzen jährlich Kosten in Höhe von 
zirka 30 Milliarden DM. Unsere Energieversorgung 
ist national und damit kleinstaatlich und damit sehr 
krisenanfällig organisiert. Die beiden Ölschocks 
hätten den Europäern Warnung genug sein müs-
sen. 

Beim Umweltschutz, z. B. der Luftverschmutzung, 
bleiben alle deutschen Anstrengungen für uns nur 
halb soviel wert, solange nicht auch die schmutzige 
Luft, die gerade vom Westen zu uns hereingeblasen 
wird, europäisch bekämpft wird. 

(Zustimmung des Abg. Cronenberg [Arns-
berg] [FDP]) 

Meine Damen und Herren, der Gipfel von Brüssel 
hat zu diesen Punkten wichtige Teillösungen ge-
bracht. Deswegen ist es so wichtig, daß dieser Kom-
promiß möglichst bald auch endlich abgeschlossen 
wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Damit stellt sich gleichzeitig noch die dritte Fra-
ge: Was muß jetzt getan werden, um das europäi-
sche Schiff auf Kurs zu bekommen? Bundeskanzler 
Kohl hat seit seinem Amtsantritt deutlich neuen 
Schwung in die Europafrage gebracht. Dank der 
hervorragenden Zusammenarbeit zwischen ihm 
und dem jetzigen Präsidenten des Europäischen 
Rats, Herrn Staatspräsident Mitterrand, können 
wir darauf hoffen, daß die jahrelange Stagnation im 
politischen Einigungsprozeß Europas überwunden 
wird und daß es schrittweise wieder vorwärts geht. 
Die CDU/CSU-Fraktion wird Bundeskanzler Kohl 
hierbei nach Kräften unterstützen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Forderung liegt auf dem Tisch, das Beispiel 
der Konferenz von Messina der 50er Jahre zu wie-

derholen, in der die Verträge von Rom zur Schaf-
fung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und von Euratom erarbeitet wurden. Jetzt muß es 
darum gehen, einen Vertrag zur Europäischen 
Union zu erarbeiten. Das ist ein besserer Vorschlag, 
um den Einigungsprozeß voranzubringen, als etwa 
von vornherein das Europa der zwei Geschwindig-
keiten anzustreben, also sich auf die sechs Gründer-
staaten zurückzuziehen. 

(Vogt [Kaiserslautern] [GRÜNE]: Ein Eu

-

ropa mit Rückwärtsgang!) 

Das am 17. Juni zu wählende Europäische Parla-
ment fordert für sich als dem europäischen Motor 
mehr Rechte. Der Bundestag wird wie alle nationa-
len Parlamente schon in Kürze zu dem vom Euro-
paparlament erarbeiteten Vertragsentwurf Stellung 
nehmen müssen. Die Europa-Kommission des 
Deutschen Bundestags wird voraussichtlich bereits 
übermorgen eine entsprechende Empfehlung an 
das Plenum beschließen. Die Kommission hat im 
Februar und März eine Reihe von Vorschlägen zur 
beschleunigten Verwirklichung des Grenzabbaus 
erarbeitet. 

(Glocke des Präsidenten) 

— Ich komme gleich zum Schluß, Herr Präsident! 

Bisher wurden alle Beschlüsse der Kommission 
einstimmig gefaßt. Es sollte den engagierten Mit-
gliedern der Fraktionen gelingen, ihre Europabegei-
sterung auch auf ihre Fraktionen zu übertragen. 
Selbst bei der SPD-Fraktion bin ich nach Ihrer heu-
tigen Rede, Herr Vogel, hoffnungsvoll. 

Präsident Dr. Barzel: Frau Kollegin, ich muß Sie 
bitten, zum Schluß zu kommen. 

Frau Dr. Hellwig (CDU/CSU): Lassen Sie mich 
schließen mit einem Zitat aus einer Rede Konrad 
Adenauers aus dem Jahre 1950: 

Wir Europäer müssen klar erkennen, daß in 
Wirklichkeit seit dem letzten Krieg Entwick-
lungen und Verschiebungen politischer Natur 
eingetreten sind, die uns nötigen, die europäi-
sche Integration in erster Linie nicht mehr al-
lein unter innereuropäischen Gesichtspunkten, 
sondern unter weltweiten politischen und wirt-
schaftlichen Gesichtspunkten zu sehen. Wenn 
wir das tun, erscheint uns manche aus nationa-
len Gründen bisher als groß erscheinende 
Hürde so klein, wie sie in Wirklichkeit ist. Wir 
müssen handeln. Eine Entwicklung, die wir Eu-
ropäer nicht beeinflussen können, geht sonst 
einfach über uns hinweg. Wir Europäer fühlen 
uns viel zu sicher. Die politische und wirt-
schaftliche Vormachtstellung Europas, die zu 
Anfang dieses Jahrhunderts noch unbestritten 
war, ist lange dahin. Ob die europäische Kultur 
ihre führende Stellung behalten wird? — Ich 
glaube nicht, wenn wir sie nicht verteidigen 
und den neuen Verhältnissen entsprechend 
entwickeln. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
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Präsident Dr. Barzel: Das Wort hat die Abgeord-
nete Frau Kelly. 

Frau Kelly (GRÜNE): Liebe Freundinnen und 
Freunde! Ich glaube, meine Vorrednerin der CDU 
hat die EG mit der NATO verwechselt und die 
NATO mit der EG. Frantz Fanon hat in seinem 
Buch: „Die Verdammten dieser Erde" einmal über 
Europa geschrieben: 

Ganze Jahrhunderte lang hat Europa nun 
schon den Fortschritt bei anderen Menschen 
aufgehalten und sie für seine Zwecke und zu 
seinem Ruhm unterjocht. Ganze Jahrhunderte 
hat es im Namen eines angeblich geistigen 
Abenteuers fast die gesamte Menschheit er-
stickt. Seht, wie es heute zwischen der atoma-
ren und der geistigen Auflösung hin und her 
schwankt. 

Ebensowenig wie die römischen Legionen vor 2000 
Jahren in der Lage waren, dauerhaft ein einheitli-
ches Europa zu schaffen, können es jetzt offenbar 
die Römischen Verträge, der Gemeinsame Markt 
auch nicht mehr. Zwischen den Legionen und den 
Verträgen liegen neben den Hervorbringungen ei-
ner Kultur auf sehr unterschiedlichen Gebieten 
auch 2000 Jahre nationalstaatlicher Eigenbrötelei, 
begleitet von unzähligen Waffengängen. Diese kon-
fliktreiche Geschichte darf man nicht aus den Au-
gen verlieren, wenn man vor dem Trümmerhaufen 
der beiden EG-Gipfel von Athen und Brüssel 
steht. 
Diese zwei Europa-Gipfel-Desaster sind nicht 

dazu angetan, ein günstiges Klima für die Europa-
wahlen zu schaffen. Viele Bürgerinnen und Bürger 
fühlen sich veralbert, fühlen sich betrogen, wenn 
ihnen von Politikern sonntags erzählt wird, daß es 
keine Alternative zu Europa gibt, und sie mit anse-
hen müssen, wie sich dieselben Politiker im euro-
päischen Alltag und am Verhandlungstisch gegen-
seitig vors Schienbein treten. Der Eklat von Athen 
und von Brüssel muß der Anlaß sein zu einem 
gründlichen Nachdenken über die Daseinsgründe 
Europas. Und dieser Denkprozeß sollte insbeson-
dere von der einzigen Institution der Gemeinschaft 
geführt werden, die durch allgemeine Wahlen legiti-
miert ist, das Europäische Parlament. Ihm fällt 
jetzt die Aufgabe zu, die Probleme anzupacken, 
über die alle unsere Regierungen da oben stolpern, 
weil sich diese Probleme den nationalen Dimensio-
nen entziehen und nur gemeinschaftlichen Lösun-
gen zugänglich sind. 
Was ist aus Europa geworden, in dem 1950 begei-

sterte Anhänger des Europa-Gedankens spontan 
Zollschranken zwischen Deutschland und Frank-
reich zersägt haben? Heute sind daraus wohlge-
plante Aktionen zum Europatag geworden, und es 
sind Europa-Abgeordnete, christdemokratische, die 
die Zollschranken zersägen. Um mit dem Gesetz 
nicht in Konflikt zu kommen, haben sie diese 
Schranken von zu Hause mitgebracht. Die wirkli-
chen Schranken bleiben unversehrt. Vielleicht ist 
an dieser Stelle anzumerken, daß die Fraktion der 
Christdemokraten im Europa-Parlament, die Euro-
päische Volkspartei, in ihrer Publikation „CD Euro-
pa" aufgerufen hat, ein Europa ohne Schlagbaum  

zu schaffen. Mancher von uns aus der Fraktion der 
GRÜNEN muß etwas schmunzeln, wenn wir auf 
Seite 11 der Publikation lesen, daß christdemokrati-
sche Abgeordnete, die einen Wahlkreis in Grenz-
nähe haben, aufgerufen sind zu vergleichbaren In-
itiativen, denn - ich zitiere — „das symbolische 
Zersägen eines Schlagbaums oder Anzünden eines 
Grenzpfahls ist allemal ein pressewirksames Unter-
fangen". Vielleicht sollten die Bürgerinnen und Bür-
ger Europas lokale Gipfeltreffen veranstalten und 
von unten ein „Europa ohne Schlagbaum" schaffen. 
Es gehört zu den Alltagserfahrungen eines Bürgers 
in Europa, vom „Arm des Gesetzes" festgehalten zu 
werden, obwohl der Geist des Gesetzes, der Grund-
satz der Freizügigkeit im EWG-Vertrag das Durch

-

winken befehlen würde. Die Ökologie- und Frie-
dens- und Frauenbewegung, sei es am Kaiserstuhl, 
sei es in Fessenheim, sei es in Kalkar, hat schon 
längst das Europa von unten, das Europa ohne 
Schlagbaum geschaffen. 

Aber was ist das Europa von oben, das Europa, 
das immer noch deklamiert wird? Je unbedeutender 
das Thema „Europa" in den Mitgliedstaaten wurde, 
um so konkreter wurde die Europäische Gemein-
schaft jenseits der Meere: für Lateinamerika, 
Afrika und Asien ist hier fühlbar ein Wirtschaftsgi-
gant entstanden, der mit zunehmender Furcht be-
obachtet wird. Denn wirklich genutzt worden ist 
dieses Europa in erster Linie von wirtschafts- und 
machtpolitischen Interessen und von den großen 
multinationalen Konzernen. Sie prägen das Gesicht 
dieses neuen, auf Wachstum eingeschworenen Staa-
tengebildes. Ihre Expansionsmechanismen machen 
aus den Staaten Westeuropas zunehmend jene 
dritte Supermacht, die wir nicht wollen und nicht 
anstreben. 

Im Vertrag zur Gründung der EG steht geschrie-
ben: „In dem Vorsatz, die stetige Besserung der Le-
bens- und Arbeitsbedingungen ihrer Völker als we-
sentliches Ziel anzustreben". Ich erinnere mich an 
Jean Monnet, der einmal geschrieben hat: „Wir 
koalieren nicht Staaten, wir vereinigen Menschen." 
Das war seine Leitidee. Aber nun ist es eine Ge-
meinschaft im bürokratisierten Finanzgerangel. 
Was ist geblieben vom Europa von oben? In der EG 
gibt es mehr als 12 Millionen Arbeitslose; der Anteil 
der Jugendlichen beträgt 40 %. Diese Bundesregie-
rung, Herr Kohl, muß endlich der deutschen Öffent-
lichkeit Klarheit über die Belastungen in Milliar-
denhöhe verschaffen, die Sie nun nach dem Stand 
der Verhandlungen geschaffen haben. Sie muß 
auch sagen, wo und wie diese Summen aufgebracht 
werden sollen. Dem Versuch, auch diese Belastun-
gen in sozial ungerechter Weise den sozial Schwä-
cheren aufzubürden, werden wir in entschiedener 
Weise Widerstand entgegensetzen. 

Ich glaube, daß die Bürgerinnen und Bürger die-
ses Landes allen Grund haben, den etablierten Par-
teien — von der CDU bis hin zur SPD — am 17. Juni 
einen Denkzettel zu verpassen. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Die Europäische Gemeinschaft funktioniert nicht. 
Sie erfüllt nicht einmal ihre vertraglichen Ver

-

pflichtungen. Europa ist auf dem besten Weg, zu 
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einem wirtschaftlichen Giganten zu werden, und 
hat auch versteckte, USA-ähnliche Supermachtsge-
lüste. Doch sein immer militanter werdendes Ver-
hältnis zu Staaten der Dritten Welt, seine Unfähig-
keit, die Probleme im Inneren zu lösen, und die 
Schwierigkeit, Politik quantitativen Wachstums in 
eine Politik qualitativer Lebensverbesserung umzu-
wandeln, zeigen, wie weit die EG von den sozialen 
Bewegungen, von den Menschen jetzt entfernt ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Unsinn!) 

Von der Idee eines geeinten Europas ist nicht viel 
übriggeblieben, auch wenn deklariert wird, daß die 
Hindernisse für den freien Personen-, Dienstlei-
stungs- und Kapitalverkehr zwischen den Mitglied-
staaten abgebaut werden. So stauen sich die Lkws 
vor den mit Richtlinien bewehrten und mit Formu-
laren gespickten Zollschranken, an den innereuro-
päischen Grenzen. Und es ist ein schwerer Schlag 
für die spanisch-französischen Beziehungen sowie 
ein Hohn auf die Idee einer europäischen Völkerge-
meinschaft, wenn diese beiden Nachbarn Kanonen-
boote in Aktion treten lassen, statt ihre Fischerei-
probleme in friedlicher Partnerschaft zu lösen. Ge-
blieben ist ein Agrarmarkt, für dessen Absurdität 
die deutschen Steuerzahler Jahr für Jahr Milliar-
denbeträge aufbringen müssen. Subventioniert 
werden die Lagerung, die Produktion, der Verkauf 
und die Vernichtung von Überschüssen. Selbst un-
tereinander blockieren die Länder der EG den soge-
nannten freien Handel mit Tricks und Schutzbe-
stimmungen. 

Ich glaube, daß die Zehnergemeinschaft der EG 
sowie auch unsere Regierung ihre ohnehin lädierte 
Glaubwürdigkeit noch vollends verspielen werden. 
Die Phase der Konfusion und Perspektivlosigkeit 
mit einstimmigen Ratsbeschlüssen muß überwun-
den werden. Die EG leidet darunter, daß sie perma-
nent vorgeben muß, einer europäischen Idee zu die-
nen, während sie ihre Legitimation ausschließlich 
aus nationalen Parlamenten bezieht. Im Grunde ge-
nommen ist es eine Politik der Unwahrhaftigkeit 
geworden. 

Die Unüberbrückbarkeit der nationalen Interes-
sen, die sich an den europäischen Verhandlungsti-
schen wiederfinden, hat dazu geführt, daß man von 
neuen Konstellationen spricht, von der sogenann-
ten Achse Paris-Bonn, der deutsch-französischen 
Idee des Kerneuropas. Ich erinnere an die Absicht 
Mitterrands und Helmut Kohls, nach den Europa-
wahlen im Juni noch einmal zu fragen, was denn 
die Mitglieder von Europa erwarten. Beide Politiker 
sind dem Vernehmen nach entschlossen, zusam-
men — im Notfall auch allein — die Zusammenar-
beit auf allen Gebieten, auch auf dem Gebiet der 
Sicherheit, zu intensivieren und die Integration so 
fortzuentwickeln. So ist die Katze eigentlich aus 
dem Sack. Denn Heiner Geißler hat am 23. März 
1984 in Borken erklärt: 

Die Europäische Gemeinschaft ist neben den 
Vereinigten Staaten eine zweite Säule der 
NATO. Und auch die verteidigungs- uns sicher-
heitspolitische Solidarität muß gestärkt, die Zu-
sammenarbeit muß ausgebaut werden. 

Er meinte weiter: 

Die Europäische Gemeinschaft muß auch ge-
meinsame Richtlinien ... für die Rüstungspoli-
tik erarbeiten. 

Herr Genscher erklärte am 23. März 1984: 

Die Kernfrage Europas ist nicht der britische 
Ausgleich. Europa muß sich zwei anderen 
Grundfragen stellen: 

1. Ist es willens und in der Lage, entschlossen 
den technologischen Wettbewerb mit den USA 
und mit Japan aufzunehmen? 

2. Ist es willens und in der Lage, seine Sicher-
heitsinteressen so zu definieren und auch 
wahrzunehmen, daß der europäische Pfeiler 
des westlichen Bündnisses dieselbe Kraft hat 

— ich betone: dieselbe Kraft — 

wie der amerikanische? 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Jawohl!) 

Soll das die Zukunft der sogenannten Vereinigten 
Staaten von Europa sein? Ich frage Sie, Herr Kohl 
und Herr Genscher — legen Sie die Karten offen 
auf den Tisch —: Ist das die Hintertür zur europäi-
schen Atomstreitmacht? Vielleicht sollten Sie ein-
mal darüber sprechen, wie die Christdemokraten 
noch ungenutzte Chancen genutzt sehen möchten; 
Stichwort: europäische Rüstungswirtschaft, Euro-
päische Agentur für Rüstungsbeschaffung. Was 
wollen Sie damit? Warum wird es auf die Tagesord-
nung gesetzt? 

Wir wollen dem ein Modell der Europäischen Al-
ternativen Produktion, der Konversion entgegen-
setzen. Wir wollen dem auf europäischer Ebene 
ökologische und sanfte Lösungen im Bereich der 
Energien und Technologien entgegensetzen. Wir 
müssen wachsam bleiben. Denn die Signale, so 
meine ich, werden immer deutlicher, sei es in der 
EG, in der NATO oder in der Westeuropäischen 
Union. Die europäische Dimension der Sicherheits-
politik, wie Franz Josef Strauß und Sie, Herr Dreg-
ger, sie öfter vorgetragen haben, wird immer aktu-
eller. Die Europäische Gemeinschaft wurde als Zi-
vilmacht gegründet und sollte dies bis heute blei-
ben. Wir fordern, daß die Europäische Gemein-
schaft von dieser friedlichen Ausgangslage her end-
lich zu einem schöpferischen Friedensfaktor wird 
und sich als ökologische Gemeinschaft der Re-
gionen von unten entwickelt. 

Wir sehen, daß die WEU dabei ist, die letzten Ein-
schränkungen für den Bau von Rüstungsgütern in 
der Bundesrepublik aufzuheben. Die Liste wurde 
verkleinert, und zuletzt bleiben nur noch strategi-
sche Bomber und Raketen übrig. Die Bonner Koali-
tionspartner begrüßen innerhalb der WEU die Be-
endigung der sogenannten diskriminierenden Ein-
schränkungen, so daß wohl endlich von oben ein 
Europa der Rüstungsprojekte, der Gentechnologie 
und der Atomkraftwerke belebt wird. 

Wir wissen aber auch, daß kühne Entwürfe des 
Europaparlaments für eine Europäische Union auf 
dem Tisch liegen, kühne Entwürfe für ein neues 
System von Kompetenzübertragungen auf suprana- 
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tionale europäische Unionsorgane. Doch zugleich 
ist deutlich geworden, daß dies nicht mehr funktio-
niert. Vom sogenannten Gemeinsamen Markt kann 
keine Rede mehr sein. Das Europäische Parlament 
hat in den wenigen Jahren seiner Existenz nur 
einige Rechte und Befugnisse erkämpft, doch diese 
werden immer kürzer gehalten, obwohl wir diesen 
europäischen Grundgedanken stärken müssen, eine 
wirksame demokratische Kontrolle in Europa dort 
zu haben, wo es europäische grenzüberschreitende 
Probleme gibt. So aber bleiben weiterhin der EG-
Ministerrat, die Europäische Investitionsbank usw. 
unkontrolliert. 

Ich frage aber auch Herrn Spranger, wie er es 
bewerten kann, daß er auf der einen Seite das Ziel 
eines „Europa ohne Binnengrenzen" anstrebt, aber 
auf der anderen Seite erklärt, daß im Sinne einer 
schnelleren Grenzkontrolle maschinenlesbare Aus-
weise so schnell wie möglich zur Verfügung gestellt 
werden müßten. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Was sollen wir davon halten, Herr Spranger, wenn 
Sie meinen, daß die Voraussetzungen für eine enge 
Zusammenarbeit in Europa in Fragen der inneren 
Sicherheit und in Fragen der Ausländerpolitik zu-
stande kommen sollen? Ist das der Anfang der „Eu-
ropäischen Union"? Wird es bald grenzüberschrei-
tende Berufsverbote, grenzüberschreitende Ein-
sätze von europäischen Polizisten über europäi-
schen Innenministertreffen geben — gegen gewalt-
freie Demonstrationen, die ein Europa ohne Bin-
nengrenzen schaffen wollen? 

Die Europäische Gemeinschaft ist in der Tat eine 
zweite Säule der NATO. Das Europa der Damen 
und Herren der Regierungsbank kann uns keine 
Hoffnung bringen, und wir können den Frevel nicht 
mehr ertragen, daß von einem Europa der Hoffnung 
und der Solidargemeinschaft gesprochen wird. 

Wie unglaubhaft ist Ihre Politik, Herr Genscher, 
wenn Sie — wie jüngst in Ankara — unehrliche und 
würdelose politische Geschäfte abschließen? Als 
EG-Vertragspartner will sich die Türkei den Ver-
zicht auf das Anrecht bezahlen lassen, unbe-
schränkt Gastarbeiter in die Bundesrepublik zu 
schicken. Die Bonner verlangen nachdrücklich, daß 
die westdeutschen Grenzen auch dann für Millio-
nen von Menschen, für einreisewillige Türken, ge-
sperrt bleiben, wenn diese Menschen nach den Re-
geln des EG-Vertrages eigentlich überall hinfahren 
und überall arbeiten dürfen. Dafür sagen Sie, Herr 
Genscher, zu, sich in Brüssel stark zu machen, da-
mit die seit 1981 blockierte Türkei-Hilfe der EG in 
Höhe von 1,4 Milliarden DM ausgezahlt wird. Die 
Deutschen werden — so Sie, Herr Genscher — ihre 
Finanz- und Militärhilfe von 260 Millionen DM fort-
setzen. So haben alle schmutzigen Zugeständnisse 
auch schmutzige Preise: in diesem Falle Millionen 
Mark direkter deutscher Wirtschafts- und Militär-
hilfe für eine Diktatur innerhalb der NATO. 

Herr Genscher, bei der Güterabwägung zwischen 
einer Stärkung der militärischen Südflanke der 
NATO und der Erhaltung elementarer Menschen-

rechte sollten wir uns für die Menschenrechte ent-
scheiden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wie viele wissen, haben einige von uns jüngst mit 
Ankettung, Transparenten und Flugblättern gewalt-
frei in Ankara demonstriert, demonstriert gegen 
Hinrichtungen und Folterungen in türkischen Mili-
tärgefängnissen, demonstriert für die Achtung der 
Menschenrechte in West und Ost sowie auch für ein 
Ende der Vertreibung der Türken aus der Bundes-
republik. Die Demonstration der GRÜNEN fand zu 
einem Zeitpunkt statt, zu dem die Sorge um den 
Gesundheitszustand von 450 Gefangenen wächst, 
die sich im Militärgefängnis Mamak, im Gefängnis 
eines NATO-Mitgliedstaates, seit über einem Monat 
im Hungerstreik befinden. Im Militärgefängnis 
Diyarbakir ist ein 50tägiger Hungerstreik beendet 
worden, der elf Todesopfer gefordert hat. 

Die Diktatur in der Türkei wird politisch, ökono-
misch und militärisch immer wieder unterstützt. 
Doch laut NATO-Vertrag ist die NATO „entschlos-
sen, die Freiheit, das gemeinsame Erbe und die 
Zivilisation ihrer Völker, die auf den Grundsätzen 
der Demokratie, der Freiheit der Person und der 
Herrschaft des Rechts beruhen, zu gewährleisten". 
Die griechischen Obristen walzten 1974 das, was sie 
gewährleisten sollten, mit ihren Panzern nieder, an-
geleitet vom amerikanischen CIA. Das ist auch in 
der Türkei passiert. 

Ich komme zum Ende. Putsch, Militärdiktaturen, 
staatlicher Terror und Gewalt, Folter und Unfrei-
heit gibt es sowohl im Osten wie auch bei uns im 
Westen im Hinterhof der NATO. Es gibt auch jetzt 
eine EG/NATO-Konzeption in der Debatte im Zu-
sammenhang mit Spanien und Portugal, wobei Spa-
nien den Preis für seinen EG-Beitritt bezahlen soll, 
indem es seine Söhne in die NATO schickt. Auch 
diesen Preis lehnen wir ab. Wir wollen ein Europa, 
das sich als ökologische und unabhängige Friedens-
gemeinschaft versteht und das in der Lage ist, die 
selbstmörderische Feindseligkeit der Supermächte 
zu beenden, anstatt sie zu verschärfen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Barzel: Meine Damen und Herren, 
bevor es nachher Proteste gibt: Wir hatten vorher 
zwei Beschlüsse gefaßt. Der eine lautete: zwei Stun-
den Sitzungsdauer; der andere lautete: eine Runde 
in der Aussprache. Für den einen Fall wäre eine 
Redezeit von 15 Minuten, für den anderen Fall eine 
solche von elf Minuten angemessen gewesen. Eben 
hat die Redezeit 16 Minuten betragen. Ich danke für 
das Verständnis. 

Das Wort hat der Abgeordnete Bundesaußenmi-
nister Genscher. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Vergessen Sie 
nicht das Rotationsproblem! Das kommt ja 

immer!) 

Genscher (FDP): Es entspricht der Verabredung 
für diese Debatte, daß ich als Mitglied der FDP-
Fraktion spreche. Das gibt mir die Möglichkeit, die 
Verdienste der Bundesregierung um so unbefange- 
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ner zu würdigen, die sie für die europäische Politik 
hat. 

(Allgemeine Heiterkeit sowie Beifall bei 
der FDP und der CDU/CSU — Dr. Vogel 

[SPD]: Welche?) 

— Herr Kollege Dr. Vogel, Sie haben heute morgen 
zu dem Ausgang der Ministerräte und des Europäi-
schen Rates einen Beitrag geliefert, bei dem ich 
Ihnen in einer Reihe von Punkten zustimmen kann. 
Das, was Sie zu einer Reihe von Punkten gesagt 
haben, betrachte ich als legitime Kritik der Opposi-
tion. Etwas vorsichtiger würde ich an Ihrer Stelle 
sein, wenn Sie auf die Parteifamilien in Europa 
rekurrieren. Es ist richtig: Frau Thatcher gibt uns 
mit der britischen Entlastung Probleme auf. Es ist 
auch richtig, daß sie keine Sozialistin ist. Übrigens 
ist sie auch keine Liberale. Wenn in England die 
Sozialisten regieren würden, so würden wir mit ih-
nen allerdings nicht über die britische Entlastung, 
sondern über die Austrittsbedingungen Englands 
zu verhandeln haben. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Voigt [Frankfurt] [SPD]: Falsch!) 

So gesehen, Herr Kollege Dr. Vogel, halten wir die 
gegenwärtigen Probleme in London für geringer als 
andere, die bei einer anderen Konstellation auf uns 
zukommen könnten. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Frau 
Abgeordnete Kelly hat es eben für richtig gehalten, 
über unsere Beratungen mit der Türkei zu spre-
chen. Ich will dazu einige Bemerkungen machen. Es 
ist aus der Sicht der Bundesregierung im Interesse 
der Türken in der Türkei, der türkischen Mitbürger 
hier und der inneren, der gesellschaftlichen und so-
zialen Stabilität unseres Landes notwendig, daß die 
Freizügigkeit nicht, wie vorgesehen, 1986 ausgeübt 
werden kann. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Darüber verhandeln wir mit der Türkei. Dabei sind 
wir uns immer bewußt, daß das Drängen vieler tür-
kischer Arbeiter, zu uns zu kommen, darauf beruht, 
daß sie in der Türkei unter außerordentlich schwie-
rigen sozialen Bedingungen zu leben haben. Es ist 
deshalb ganz sicher legitim und notwendig und üb-
rigens auch von den Führern der früheren demo-
kratischen Parteien, Herrn Ecevit und Herrn Demi-
rel, gewünscht, daß wir die wirtschaftliche Hilfe für 
die Türkei nicht nur als Bundesrepublik, sondern 
als Europäische Gemeinschaft fortsetzen, damit die 
sozialen und wirtschaftlichen Bedingungen in die-
sem uns verbündeten Land verbessert werden kön-
nen. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der FDP 
und der CDU/CSU) 

Das steckt hinter unserer Bereitschaft, diese Hilfe 
fortzusetzen. Das macht uns nicht blind für die Fra-
gen, die wir im Bericht der Bundesregierung über 
die Lage in der Türkei zu Recht kritisch, sehr kri-
tisch behandelt haben. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die 
Ausführungen, die Herr Kollege Dr. Vogel über die 
zu erwartenden Belastungen aus den Entscheidun-

gen des Europäischen Rates, wie sie sich jetzt ab-
zeichnen, gemacht hat, hat der Bundeskanzler 
schon zurechtgerückt. Nach unseren Berechnungen 
sind es etwa 18 Milliarden DM für die Jahre 1985 
bis 1989. Man wird diese Zahlen erst am Ende nach 
Vorliegen aller Entscheidungen verläßlich feststel-
len können. Schon heute allerdings steht fest, daß 
wir mit den Belastungen für die kommenden Jahre 
ganz sicher besser dastehen würden, wenn es uns 
in der Vergangenheit gelungen wäre, 

(Dr. Hauff [SPD]: Stuttgart!) 

schon früher die Haushaltsdisziplin durchzusetzen, 
Herr Kollege Hauff, die wir jetzt in der Europäi-
schen Gemeinschaft durchgesetzt haben, und wenn 
es uns auch möglich gewesen wäre, schon früher 
die Einschränkungen im EG-Haushalt für die 
Agrarpolitik durchzusetzen, die wir jetzt durchge-
setzt haben. 

(Beifall bei der FDP — Zurufe von der 
SPD: Selbstkritik!) 

Daß das nicht möglich war — das sage ich nicht an 
Ihre Adresse, sondern an die Adresse von Frau Kol-
legin Hellwig —, lag weder an der jetzigen noch an 
der früheren Bundesregierung, sondern daran, daß 
unsere Partner in der Europäischen Gemeinschaft 
erst unter dem Druck der leeren Kassen zu den 
Reformen bereit waren, die mein Kollege Ertl schon 
in der Vergangenheit immer wieder gewünscht 
hat. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Nur, Herr Kollege Vogel: Es hilft nicht weiter, 
diese Zahlen kritisch zu nennen, ohne die Ursachen 
für diese Entwicklung darzulegen. Man kann Aus-
gabenerhöhungen auf 1,4 Y und später auf 1,6% 
nicht kritisch behandeln, wenn man gleichzeitig 
und zu Recht ja sagt zur Erweiterung der Europäi-
schen Gemeinschaft. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wer ja sagt zur Erweiterung der Gemeinschaft, 
muß ja sagen zur Erhöhung der eigenen Einnah-
men. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wir müssen uns abgewöhnen, von Europa viel zu 
erwarten, unseren Partnern in Spanien und in Por-
tugal zuzusagen, daß sie Mitglied der Gemeinschaft 
werden können, aber dann Kritik zu üben an den 
Kosten, die daraus entstehen. 

(Abg. Hoffmann [Saarbrücken] [SPD] mel

-

det sich zu einer Zwischenfrage) 

— Ich würde gern meine Gedanken zu Ende führen, 
Herr Kollege. 

(Hoffmann [Saarbrücken] [SPD]: Wenn Sie 
falsche Zahlen nennen!) 

Zweitens ist es notwendig, wenn man die Agrar-
reform in der Europäischen Gemeinschaft errei-
chen will, daß vorab die Probleme gelöst werden, 
die in der Vergangenheit zwischen der Bundesrepu-
blik Deutschland und Frankreich standen. Das ist 
der Abbau des Grenzausgleichs. Hier war es für die 
Bundesregierung unabdingbar, daß dieser im euro- 
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päischen Interesse notwendige Abbau des Grenz-
ausgleichs nicht zu Lasten der deutschen Landwirt-
schaft gehen kann. Deshalb müssen wir nationale 
Maßnahmen ergreifen — über die der Bundeskanz-
ler gesprochen hat —, die auch im agrarsozialen 
Bereich durchaus noch ergänzungsfähig sind. 

Meine Damen und Herren, dieser Grenzausgleich 
— oft gescholten und zu Unrecht als ein Problem 
der europäischen oder gar der deutschen Agrarpoli-
tik dargestellt — ist ja in Wahrheit die Konsequenz 
der Tatsache, daß die Währungs- und Finanzpolitik 
in der Europäischen Gemeinschaft noch nicht ge-
meinsam und einheitlich betrieben wird. Die Land-
wirtschaft hat die Lasten ungleicher Finanz-, Wirt-
schafts- und Währungsstrategien in verschiedenen 
Ländern der Gemeinschaft zu tragen. Deshalb hat 
die deutsche Landwirtschaft auch einen Anspruch 
darauf, daß beim Abbau dieses Grenzausgleichs die 
notwendigen Entlastungen durch nationale Maß-
nahmen herbeigeführt werden. Wir haben uns dazu 
bereit erklärt und werden das auch umsetzen. 

Entscheidend ist, daß durch die Vereinbarungen 
im Europäischen Rat, die auch gestern im Rat der 
Außenminister nicht in Zweifel gezogen worden 
sind, bedeutende Fortschritte zur Beherrschung der 
Finanzpolitik der Gemeinschaft erzielt worden sind. 
Eine notwendige Haushaltsdisziplin, die wir viel 
früher gebraucht hätten, wird jetzt Wirklichkeit. 
Wir haben durch die Reform der europäischen 
Agrarpolitik einen wichtigen Schritt nach vorn ge-
tan, wobei es für uns wünschenswert gewesen wäre 
— hier stimme ich mit Ihnen, Herr Kollege Dr. 
Vogel, voll überein —, wenn wir die sogenannten 
Milchfabriken, von denen es nur ganz wenige in 
unserem eigenen Land, viele in anderen Partner-
ländern gibt, viel stärker hätten belasten können, 
als das jetzt möglich war. Daß es nicht dazu kam, 
lag nicht an uns; es lag daran, daß wir die Zustim-
mung aller Partner brauchen und daß die Einsicht 
in diese Notwendigkeit nicht bei allen in gleicher 
Weise vorhanden war. Im Mittelpunkt unserer 
Agrarpolitik steht der bäuerliche Familienbetrieb, 
aber nicht der industrielle Milcherzeuger, der es, 
wie Sie mit Recht gesagt haben, letztlich nur noch 
als eine zusätzliche Möglichkeit betrachtet, durch 
Importe aus den Vereinigten Staaten, über Subven-
tionen Geld zu bekommen. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Das ist der Kern-
punkt! Das ist ganz wichtig!) 

Dies ist eine zentrale Frage, und es wird wichtig 
sein, zu erkennen, daß wir übereingekommen sind, 
die Importe von Futtermitteln aus den Vereinigten 
Staaten nicht weiter zu erhöhen, um schon von der 
Ursache her eine Begrenzung in diesem Bereich 
durchzusetzen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Abg. Ertl [FDP] meldet sich zu einer Zwi-

schenfrage) 

Präsident Dr. Barzel: Herr Abgeordneter, erlauben 
Sie eine Zwischenfrage? 

Genscher (FDP): Nein, ich würde gern ohne Zwi-
schenfragen weiter verfahren. 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN — 
Fischer  [Frankfurt] [GRÜNE]: Ist doch 

Ertl-Josef!) 

— Meine verehrten Kollegen, Sie hätten sich doch 
mit Recht beklagt, wenn ich einem Abgeordneten 
der Opposition die Frage verweigere und dann mei-
nem Freund Ertl die Frage genehmigt hätte. 

(Hoffmann [Saarbrücken] [SPD]: Nein, wir 
lassen Sie sogar von Herrn Heereman be

-

fragen! — Zuruf von der SPD: Wir sind viel 
liberaler! — Weitere Zurufe von der SPD 

und den GRÜNEN) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ein Pro-
blem, das uns seit vielen Jahren in der Europäi-
schen Gemeinschaft belastet hat und heute noch 
belastet, ist das der britischen Entlastung. Wir ha-
ben von Jahr zu Jahr in Ad-hoc-Lösungen eine Re-
gelung dieses Problems finden müssen. Für uns be-
deutet das die zusätzliche Schwierigkeit, daß wir 
dabei um eine deutsche Minderbeteiligung an der 
britischen Entlastung zu ringen hatten. Wir haben 
deshalb bei der Vorbereitung des Europäischen Ra-
tes in Stuttgart und des Europäischen Rates jetzt in 
Brüssel Wert darauf gelegt, 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Sie reden doch 
jetzt wie für die Regierung — eine Regie

- rungserklärung!) 

daß die Europäische Gemeinschaft ein neues Sy-
stem in Kraft setzt, in dem übermäßige Belastun-
gen für die Länder mit relativ hohem Wohlstand 
vermieden werden können. Dieses System, das dau-
erhaft sein wird, das eine wirkliche Reform bedeu-
tet, das nicht nur britische Fragen beantwortet, son-
dern auch deutsche Probleme, weil es unsere Bela-
stung kalkulierbarer macht, dieses System sollte so 
schnell wie möglich in Kraft gesetzt werden. 

Meine Damen und Herren, um diese Inkraftset-
zung zu ermöglichen und um eine Einigung im Eu-
ropäischen Rat überhaupt herbeiführen zu können, 
hat der Bundeskanzler vorgeschlagen, daß eine bri-
tische Entlastung um 1 000 Millionen ECU für fünf 
Jahre vorgenommen wird und danach von allen 
Partnern das neue System in Kraft gesetzt wird. 
Nachdem sich zeigte, daß die britische Regierung 
fünf Jahre nicht akzeptieren wollte, haben der 
Kommissionspräsident und der niederländische Mi-
nisterpräsident zwei bis drei Jahre vorgeschlagen; 
dann sollte das System in Kraft treten. Wir haben 
gestern zusammen mit den Niederländern gesagt: 
Auch nach einem Jahr sind wir mit dem Inkrafttre-
ten des Systems einverstanden. Alle Partner haben 
sich in der gestrigen Sitzung — alle, sage ich — aus-
drücklich auf den Vorschlag des Bundeskanzlers 
als den auslösenden Vorschlag für eine sich ab-
zeichnende Einigung berufen. 

(Zurufe von der SPD) 

Was immer in welchen Zeitungen gestanden hat, es 
ist entweder eine bewußte Desinformation oder Un-
kenntnis. In Wahrheit hat dieser Vorschlag einer 
Festlegung von 1 bis 5 Jahren auf 1 000 Millionen 
ECU und im Anschluß daran Inkraftsetzung des 
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Genscher 
Systems den Weg frei gemacht für eine prinzipielle 
Einigung über dieses System, und an diesem Ver-
dienst sollte man hier nicht herumdeuteln. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Das haben wir doch früher immer wieder gemein-
sam durchzusetzen versucht, Herr Kollege Vogel. 
Seien wir froh, daß es jetzt möglich ist! 

(Dr. Vogel [SPD]: Das habe ich doch aner-
kannt!) 

Jetzt geht es darum, die britische Regierung zu 
überzeugen, daß der Vorschlag, den die anderen 
neun Staaten der Europäischen Gemeinschaft ge-
stern akzeptiert haben, auch für die britische Seite 
akzeptabel sein sollte. Denn wenn wir auf der Be-
rechnungsgrundlage 1983 als Basisjahr für die Ein-
führung des Systems 1 000 Millionen ECU vorsehen, 
ergibt sich daraus automatisch eine dynamische, 
sich nach oben bewegende britische Entlastung. 
Hierin und in der Annahme des Systems liegt ein 
wesentliches Zugeständnis der anderen europäi-
schen Staaten. Die britische Regierung hat jetzt An-
laß, auch über ihren, den von ihr aus zu tuenden 
Schritt nachzudenken. 

Um das zu erleichtern, wird die Kommission eine 
Reihe von Modellrechnungen über die zu erwarten-
den Auswirkungen vorlegen, Modellrechnungen, 
mit denen sich die Finanzminister am Montag be-
fassen können. Am 9. April sollen die Außenmini-
ster — wie ich hoffe, dann abschließend — diese 
Frage behandeln. 

Dabei haben wir immer die Auffassung vertreten, 
daß wir das Vereinigte Königreich in der Gemein-
schaft haben wollen. Wir haben uns einer Politik 
widersetzt, die uns von außen angeraten worden ist, 
nicht von Regierungen, aber aus der öffentlichen 
Meinung, das britische Vereinigte Königreich aus 
der Gemeinschaft hinauszudrängen oder zu isolie-
ren. Ich sage Ihnen, wir sind uns bewußt, daß dieses 
Europa nur vollständig ist, wenn dieses wichtige 
Land politisch nicht zwischen Amerika und Europa 
steht, sondern Teil unseres demokratischen Euro-
pas ist. Und in London sollte man erkennen, daß die 
Vorteile der Mitgliedschaft in der Gemeinschaft 
nicht nur für die anderen Neun, sondern auch für 
England überwiegen 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

und daß deshalb auch England seinen Beitrag zur 
Lösung leisten muß. Dieser Beitrag ist auch zeitlich 
dringlich, weil ganz sicher eine Einigung der Au-
ßenminister gestern die Arbeit unserer Kollegen im 
Agrarrat am Freitag erleichert hätte. Jeder Tag, der 
ab 1. April ohne Einigung über das Agrarpaket ins 
Land geht, bedeutet neue unbegrenzte Kosten. 

Sie können an dieser Entwicklung erkennen, 
Herr Kollege Vogel, wie wichtig es ist, bei der Be-
rechnung des Zahlenwerks, auch bei der poltischen 
Behandlung des Zahlenwerks niemals zu verges-
sen, daß ohne die jetzt verabredeten Maßnahmen 
der Haushaltsdisziplin und der Ausgabenbeschrän-
kung die Kurve viel weiter nach oben gehen würde, 
als sie jetzt nach oben geht. Um diese Einigung zu 
erreichen, hat die Bundesregierung ein hohes Maß  

an Verständigungsbereitschaft und Kompromißbe-
reitschaft dargelegt, in dem Bewußtsein, daß unser 
Land einen Fehler machen würde, wenn es bei der 
Berechnung von Vorteilen und Nachteilen aus der 
Europäischen Gemeinschaft nur die Frage der 
Größe unserer Nettozahlerposition ins Feld führen 
würde. Unser Land profitiert zuallererst politisch 
und außenpolitisch als ein Land, das an der Naht-
stelle zwischen West und Ost liegt, und als ein Land, 
das im Interesse der geteilten Nation in der Ge-
meinschaft der westlichen Demokratien vertreten 
sein will. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, niemand wird sich 
auch nur im Zweifel darüber sein können, was der 
Gemeinsame Markt für die Bundesrepublik 
Deutschland als ein Land, das vom Export abhängig 
ist, bedeutet. Das zusammengezogen zeigt, daß wir 
am Ende Vorteile aus dieser Gemeinschaft haben. 
Wir können noch größere Vorteile aus der Gemein-
schaft ziehen, wenn wir bereit sind, neue Politiken 
zu entwickeln. Herr Kollege Vogel hat nach den 
Vorteilen für die Arbeitnehmerschaft gefragt. Die 
neuen Technologien, die wir gemeinsam entwickeln 
wollen, werden dazu beitragen, Herr Kollege Dr. 
Vogel, die Konkurrenzfähigkeit unserer Gemein-
schaft am Weltmarkt zu verbessern, auszubauen, 
und uns damit die Möglichkeit geben, die Arbeitslo-
sigkeit systematisch abzubauen. Ich bin der Mei-
nung, eine Europäische Gemeinschaft, die die tech-
nologische Entwicklung fördert, ist eine arbeitneh-
merfreundliche Gemeinschaft. Eine Europäische 
Gemeinschaft — Sie haben innenpolitische Fragen 
mit eingeführt, Herr Kollege Vogel —, die sich Ihre 
Auffassung zu eigen machen würde, daß die 35- 
Stunden-Woche bei vollem Lohnausgleich der rich-
tige Weg ist, würde ihre Konkurrenzposition am 
Weltmarkt verlieren. Sie wäre arbeitnehmerfeind-
lich. 

(Zurufe von der SPD) 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Barzel: Meine Damen und Herren, 
weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich unter-
breche die Sitzung bis 13 Uhr zur Fragestunde. 

(Unterbrechung der Sitzung von 10.29 bis 
13.00 Uhr) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, ich eröffne die unterbrochene Sitzung und rufe 
Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

Fragestunde 
— Drucksache 10/1171 — 

Wir beginnen mit dem Geschäftsbereich des Bun-
desministers für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau. Der Fragesteller, Abg. Stockleben, bittet 
um schriftliche Beantwortung der von ihm gestell-
ten Frage 3. Die Antwort wird als Anlage abge-
druckt. 
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Vizepräsident Westphal 
Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-

ministers für Forschung und Technologie. Zur Ver-
fügung steht Herr Parlamentarischer Staatssekre-
tär Dr. Probst. Ich rufe Frage 4 des Abgeordneten 
Dr. Rumpf auf. — Er ist nicht anwesend. Es 
wird entsprechend der Geschäftsordnung verfah-
ren. Das gleiche gilt für die ebenfalls von ihm ge-
stellte Frage 5. 

Vielen Dank, Herr Dr. Probst. Sie sind gekom-
men, ohne etwas tun zu müssen. Manchmal ist das 
j a auch angenehm. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Bildung und Wissenschaft. Zur Verfü-
gung steht Herr Parlamentarischer Staatssekretär 
Pfeifer. Ich rufe Frage 6 des Abgeordneten Dr. 
Jannsen auf: 

Hält die Bundesregierung den Kauf von Ausbildungsplät-
zen für vertretbar? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Bildung und Wissenschaft: Herr Präsident! Herr 
Kollege Jannsen! Der Kauf von Ausbildungsplätzen 
ist mit dem Gesetz nicht vereinbar. Die Bundesre-
gierung lehnt derartige Praktiken entschieden ab 
und wird — wie schon bisher — dazu beitragen, sie 
zu unterbinden. Das Berufsbildungsgesetz verbietet 
derartige Geschäfte ausdrücklich. Das Gesetz be-
stimmt in § 5 Abs. 1 Nr. 1, daß jede Verpflichtung 
des Auszubildenden und seiner Eltern zur Zahlung 
einer Entschädigung für die Berufsausbildung an 
den Ausbildungsbetrieb von Gesetzes wegen rechts-
unwirksam und nichtig ist. Eine solche Verpflich-
tung, sei sie schriftlich oder mündlich getroffen, 
braucht daher auch nicht eingehalten zu werden. 
Etwa bereits gezahlte Beträge können zurückgefor-
dert werden, notfalls mit gerichtlicher Hilfe. Auch 
Umgehungsgeschäfte fallen unter dieses Verbot, 
insbesondere Koppelungsgeschäfte, was inzwischen 
gerichtlich, u. a. durch das Bundesarbeitsgericht, 
bestätigt worden ist. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Dr. Jannsen. 

Dr. Jannsen (GRÜNE): Herr Staatssekretär, wie 
stellt sich die Bundesregierung zu Anzeigen wie der 
mir hier vorliegenden „5 000 DM Belohnung bei Ab-
schluß eines Lehrvertrages" aus der „Siegener Zei-
tung"? 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, eine 
solche Anzeige ist durch einen Petenten auch dem 
Bundesminister für Bildung und Wissenschaft be-
kanntgeworden. Wir haben dem Petenten genauso 
geantwortet, wie es sich aus meiner eben Ihnen 
gegebenen Antwort ergibt. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Dr. Jannsen. 

Dr. Jannsen (GRÜNE): Wie erklären Sie sich, daß 
in der Bundesrepublik solche Anzeigen in den Zei-
tungen erscheinen? 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Ich bin zunächst ein-
mal so informiert, daß es sich um sehr vereinzelte 
Fälle handelt. Mir ist auch bekannt, daß die zuständi-
gen Stellen in allen diesen Fällen immer vorgegangen 
sind. Es handelt sich offensichtlich um Einzelfälle. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe Frage 7 des Ab-
geordneten Dr. Jannsen auf: 

Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundesregierung zu 
ergreifen, um den Kauf oder Verkauf von Ausbildungsplät-
zen zu verhindern? 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregierung 
wendet sich mit Wirtschaft und Gewerkschaften ein-
deutig gegen Versuche, die einen ausbildungsplatzsu-
chenden Jugendlichen in eigensüchtiger und sitten-
widriger Weise ausnutzen. Nach den Erfahrungen der 
Bundesregierung handelt es sich um eine verschwin-
dend geringe Zahl von Außenseitern, die versuchen, 
hier im trüben zu fischen. Wenn Fälle dieser Art be-
kannt werden, sollten umgehend die zuständigen ört-
lichen Stellen — das sind für den Bereich der gewerb-
lichen Wirtschaft die Industrie- und Handelskammern 
und für den Bereich des Handwerks die Handwerks-
kammern — unterrichtet werden. Sie sind gesetzlich 
beauftragt, die Berufsausbildung zu überwachen und 
die Einhaltung des Berufsbildungsgesetzes zu si-
chern. Notfalls müssen diese Stellen dafür sorgen, daß 
den gesetzwidrig handelnden Unternehmen die Aus-
bildungsbefugnis entzogen wird. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, Dr. 
Jannsen. 

Dr. Jannsen (GRÜNE): Herr Staatssekretär, Sie 
haben eben sittenwidrige Verträge genannt. Ich 
frage Sie daher in diesem Zusammenhang, ob Sie 
das, was in einer Meldung der „Frankfurter Rund-
schau" vom 17. März im Wortlaut erschienen ist — 
Patenschaft statt Lehrstelle —, für sittenwidrig 
oder nicht sittenwidrig halten. 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Jann

-

sen, ich möchte mich zu diesem Vorgang, der mir 
nicht bekannt ist, jetzt nicht im konkreten einlas-
sen. Aber ich bin gern bereit, das zu prüfen und 
Ihnen eine Antwort zu geben. 

Vizepräsident Westphal: Keine weitere Zusatzfra-
ge. Wir sind am Ende dieses Geschäftsbereiches. 
Ich danke Herrn Parlamentarischen Staatssekretär 
Pfeifer für die Beantwortung der Fragen. 
Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-

ministers der Verteidigung. Es steht Herr Parla-
mentarischer Staatssekretär Würzbach zur Verfü-
gung. Zur Frage 8 hat der Fragesteller, Herr Abge-
ordneter Dr. Rose, um schriftliche Beantwortung 
gebeten. Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 
Wir kommen zur Frage 9 des Abgeordneten 

Pauli: 
Wie groß war bisher das Blutspendenaufkommen von Bun-

deswehrangehörigen in Institutionen der Bundeswehr, und 
was ist dann mit diesen Blutspenden bisher geschehen? 

Herr Staatssekretär! 

Würzbach, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Verteidigung: Herr Präsident! Herr Kolle- 
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Parl. Staatssekretär Würzbach 
ge! Das Blutspendenaufkommen von Bundeswehr-
angehörigen liegt derzeit bei jährlich 25 000 bis 
30 000 Konserven. Von diesen werden nach einge-
hender Prüfung durch das Institut für Wehrmedizin 
und -hygiene, Wehrmedizinisches Institut genannt, 
ca. 85 %, d. h. bis zu 25 000 Stück, zur Weiterverar-
beitung freigegeben. Vor einer Weiterverarbeitung 
zu Plasmaproteinlösung, PPL abgekürzt, werden 
von ca. 7 000 Konserven Erythrozytenkonzentrate 
separiert, die seit April 1983 im Verhältnis 2:1 per 
Intercity-Kurier an Bundeswehrkrankenhäuser 
und an zivile Krankenhäuser abgegeben werden. 
Die gesamte Weiterverarbeitung der aus Blutspen-
denaktionen der Bundeswehr stammenden Konser-
ven erfolgt ausschließlich durch dieses genannte 
Wehrmedizinische Institut. 
Anders verhält es sich mit den aus den Jahren 

vor 1982 stammenden Konserven. Diese wurden 
zum größten Teil zu Albuminpulver verarbeitet. 
Hiervon waren Anfang 1982 noch 450 kg weiterver-
arbeitungsfähig. Über diese Menge schloß das Bun-
desamt für Wehrtechnik und Beschaffung mit der 
Firma Biotest ein Kompensationsabkommen ab, in 
dessen Rahmen die Bundeswehr ca. 20 000 Fla-
schen PPL erhält. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Pauli. 

Pauli (SPD): Herr Staatssekretär, hat die Industrie 
oder eine andere Institution im Gegenwert Blutersatz-
mittel zur Verfügung gestellt, wenn ja: wie viele? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Um Ihnen eine 
korrekte Antwort zu geben, Herr Kollege, müßte ich 
das aufbereiten lassen. Ich werde Ihnen diese Ant-
wort dann zukommen lassen. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage 
des Abgeordneten Pauli. 

Pauli (SPD): Herr Staatssekretär, das auch für die 
Blutversorgung von Bundeswehrangehörigen zu-
ständige Ernst-Rodenwaldt-Institut ist bereits 
durch umstrittene Tierversuche in die Schlagzeilen 
der Presse geraten. Ist Ihnen in diesem Zusammen-
hang die Ausgabe der Zeitung „Koblenzer Schän-
gel" vom 15. März bekannt, in der es über Ihre Be-
antwortung meiner Anfrage vom 22. Februar heißt: 

Alles in allem stellt sich die Frage, ob der Staats-
sekretär bewußt falsche Daten erhielt oder ob ge-
wisse Dienststellen die seltsamen Praktiken im 
Rodenwaldt-Institut decken wollen. Mit seinen 
Antworten jedenfalls wurde Würzbach vor dem 
Parlament geradezu vorgeführt. Ob sich dies ein 
Staatssekretär auf die Dauer erlauben kann, 
bleibt ebenfalls abzuwarten. 

Vizepräsident Westphal: Herr Staatssekretär. 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, wie 
Sie den Weg vom Blutspendenaufkommen in der 
Bundeswehr zu dem Zeitungsartikel über das Insti-
tut finden, in dem augenscheinlich ungerechtfertig-
te, unsachliche und den Ablauf der Fragestunde vor 
einigen Wochen überhaupt nicht widerspiegelnde 

Schilderungen stehen, kann ich nicht nachvollzie-
hen. Ich kenne den Zeitungsartikel nicht, um auf 
den Eingang Ihrer Frage zu antworten. 

(Berger [CDU/CSU]: Der war wahrschein

-

lich von ihm bestellt!) 

Vizepräsident Westphal: Frau Kollegin Weyel zu 
einer Zusatzfrage. 

Frau Weyel (SPD): Herr Staatssekretär, wird be-
dacht, daß Blutkonserven nur eine bestimmte Zeit 
haltbar sind, und werden sie nach bestimmten Fri-
sten ausgetauscht, so daß sie auch noch für andere 
Zwecke verwendbar sind? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Dies ist der Fall, 
Frau Kollegin, und das soll ja noch gestrafft werden 
durch das neue Konzept, das wir seit 1983 haben. 
Wir bemühen uns, durch eine enge Zusammenar-
beit mit den kommunalen Krankenhäusern, die im 
Augenblick alle angeschrieben sind — wir warten 
noch auf das Echo mancher —, dazu zu kommen, 
daß diese Konserven nicht verlorengehen. Hier ist 
noch einiges zu verbessern. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Klejdzinski. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatssekretär, auf die 
Frage meines Kollegen Pauli haben Sie nach mei-
ner Einschätzung ein bißchen ausweichend geant-
wortet. Darf ich Sie fragen, ob der Sachverhalt, den 
er vorgetragen hat, richtig ist. 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Der Sachverhalt 
ist nicht richtig wiedergegeben. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Berger. 

Berger (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist Ihnen 
bekannt, daß bereits in den 70er Jahren in diesem 
Institut Blutkonserven zu Tausenden verrottet sind, 
nicht rechtzeitig aufgearbeitet worden sind und daß 
es damals meiner Intervention bedurfte, damit die-
sem Zustand ein Ende bereitet wurde? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Mir ist der Zu-
stand, der unbefriedigend ist, bekannt. Deshalb sind 
Bemühungen im Gange, nicht nur den entstande-
nen Schaden zu reparieren, sondern in Zukunft so 
etwas nicht wieder auftreten zu lassen. 

Vizepräsident Westphal: Wir kommen zur Frage 10 
des Abgeordneten Pauli: 

Wie gedenkt die Bundesregierung in Zukunft das Blut-
spendenwesen und die Blutspendenweiterverarbeitung in 
der Bundeswehr zu organisieren? 

Herr Staatssekretär! 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
durch die Neufassung der fachdienstlichen Anwei-
sung „Blutspendenaktion bei der Bundeswehr" im 
Jahr 1983 wurde dieser Teil des Blutspendenwesens 
bereits neu organisiert. Dies betrifft z. B. die Ver-
sendung der eben schon erwähnten Konzentrate 
mit dem Intercity-Kurier und den Einsatz von Blut- 
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Parl. Staatssekretär Würzbach 
spendetrupps. Nach dem bereits erfolgten Abbau 
der Überschüsse an Albuminkonzentraten ist ein 
Ausgleich zwischen Blutgewinnung und Blutverar-
beitung erreicht worden. Mit vorhandenem Perso-
nal und Gerät sowie vorhandener Infrastruktur 
können pro Jahr heute bis 30 000 Blutspenden ge-
wonnen und verarbeitet werden. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Pauli. 

Pauli (SPD): Herr Staatssekretär, reicht die Kapa-
zität der bundeswehreigenen Blutspendezentrale 
für diese Umwälzung aus, und kann dadurch der 
erforderliche Bedarf auf Dauer gedeckt werden? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: In dieser Höhe, 
wie ich es erwähnte, und für den Friedensfall, Herr 
Kollege: ja. Für Krise, Spannung, Verteidigung: 
nein. 

Vizepräsident Westphal: Noch eine Zusatzfrage 
des Abgeordneten Pauli. 

Pauli (SPD): Herr Staatssekretär, wie groß ist die 
Verarbeitungskapazität der Bundeswehrinstitutio-
nen allgemein, und ist die Bundeswehr damit in der 
Lage, sich im Ernstfall selbst zu versorgen? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
habe die Frage eben beantwortet. Im Ernstfall: 
nein. 

Vizepräsident Westphal: Frau Weyel zu einer Zu-
satzfrage. 

Frau Weyel (SPD): Herr Staatssekretär, welche 
Behörden der Bundeswehr üben die Dienstaufsicht 
im Hinblick auf Produktion und Qualität der Blut-
produkte aus? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Das tut das Wehr-
medizinische Institut und auf einer Ebene darüber 
der Inspekteur des Sanitätswesens. Die Gesamtver-
antwortung liegt beim Bundesminister der Verteidi-
gung. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Klejdzinski. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatssekretär, ist Ih-
nen bekannt, daß größere Mengen Blutersatzstoffe 
oder Albumin verdorben sind? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Dies ist bekannt. 
Darauf wies auch der Kollege Berger in seiner 
Frage hin. Es sind Maßnahmen eingeleitet, damit 
sich so etwas nicht wiederholt. 

Vizepräsident Westphal: Wir kommen zur Frage 11 
der Abgeordneten Frau Nickels: 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Tatbestand, daß in 
den jedermann zugänglichen Protokollen des US-Repräsen-
tantenhauses (konkret: Hearings to authorize certain con-
struction at military installations for fiscal year 1984 and for 
other purposes before the military installations and facilities 
subcommittee of the committee on armed services — House 
of Representatives — 98. Congress, first session, Washington 
1983, S. 609) der Ort Wüschheim im Hunsrück offen als Ope-
rationsbasis für atomar bestückte Atomraketen des Typs 

Cruise Missiles GLCM in der Bundesrepublik Deutschland 
(„operations facility in the 4th country") angegeben wird, und 
welchem Zweck dienen die Rodungs- und Bauarbeiten, die 
seit Anfang Februar 1984 an der Landesstraße zwischen der 
Ortschaft Hasselbach und der B 327 neben der ehemaligen 
Nike-Hercules-Stellung vorangetrieben werden? 

Herr Staatssekretär! 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Zum ersten Teil 
der Frage, nämlich zu den Protokollen des US-
Repräsentantenhauses, verweist die Bundesregie-
rung auf ihre Antwort auf die Frage des Abgeordne-
ten Sielaff von der SPD-Fraktion, veröffentlicht im 
Plenarprotokoll vom 2. Dezember 1983 auf Seite 
2862. 
Zum zweiten Teil der Frage nach den Rodungs- 

und Bauarbeiten teile ich Ihnen mit, daß in der 
Nähe von Kastellaun im Hunsrück eine militä-
rische Anlage erstellt wird. Es wird dabei bewußt 
auf bereits militärisch genutztes Gelände zurückge-
griffen. 

Vizepräsident Westphal: Frau Nickels zu einer Zu-
satzfrage. 

Frau Nickels (GRÜNE): Herr Staatssekretär, wenn 
man davon ausgeht, daß auch die Regierung dieses 
Dokument H. R. 1816 des US-Repräsentantenhau-
ses gelesen hat, frage ich Sie: Wie erklären Sie es 
uns, daß man — auch Sie gerade in Beantwortung 
der Frage — immer noch keine konkrete Auskunft 
darüber gibt, wozu diese Arbeiten dienen und wel-
cher Art diese militärische Anlage sein wird, die im 
Augenblick im Hunsrück erstellt wird? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Richtig ist, daß 
uns dieses Dokument bekannt ist, auch, daß wir es 
gelesen haben. Sie erinnern sich aus der Antwort 
auf die Frage des Kollegen Sielaff, daß damals aus-
geführt wurde, daß das ein Versehen der Admini-
stration des amerikanischen Ausschusses gewesen 
ist, nach einer geheimen Anhörung in den dann 
später öffentlich den Akten zugeführten Unterlagen 
bestimmte Dinge nicht zu schwärzen. Dies kann 
nicht Anlaß sein, und dies ist kein Anlaß für die 
Bundesregierung, von der Verhaltensweise aller 
Bundesregierungen abzuweichen, Standorte be-
stimmter Waffenkategorien nicht bekanntzugeben. 

Vizepräsident Westphal: Frau Nickels zu einer 
weiteren Zusatzfrage. 

Frau Nickels (GRÜNE): Herr Staatssekretär, wel-
che Erklärung haben Sie und hat die Bundesregie-
rung dafür, daß der Generalbundesanwalt im 
Herbst 1983 ein Ermittlungsverfahren wegen des 
Verdachts des Offenbarens von Staatsgeheimnis-
sen u. a. gegen die Verantwortlichen der Zeitschrift 
„Hunsrück-Forum" eingeleitet hat, weil diese Zeit-
schrift ausführlich und mit Fotos über die Baupla-
nung für die Cruise-Missile-Anlagen im Sommer 
1983 berichtet hat? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Mir ist der Vor-
gang nicht bekannt. Ich habe deshalb auch keinen 
Verdacht zu äußern. 
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Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Dr. Jannsen. 

Dr. Jannsen (GRÜNE): Kann die Bundesregierung 
denn wenigstens bestätigen, daß sämtliche Planun-
gen für den Bau dieser Cruise-Missile-Anlage durch 
die Protokolle des US-Repräsentantenhauses wie 
auch durch bundesdeutsche Veröffentlichungen öf-
fentlich bekannt sind, und was tut die Bundesregie-
rung dafür, daß darüber wirklich diskutiert werden 
kann? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Das bestätigt die 
Bundesregierung nicht, und die Bundesregierung 
wiederholt, daß wir sofort, zeitgleich Stellungen be-
kanntgeben, wenn dies in Ost und West gleichzeitig 
geschehen kann. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Horacek. 

Horacek (GRÜNE): Wann beginnen nach Kennt-
nis der Bundesregierung die Bauarbeiten für die 
Cruise-Missile-Anlagen in der Bundesrepublik? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Auch dies, Herr 
Kollege, teile ich Ihnen in der Öffentlichkeit nicht 
mit. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Vogt (Kaiserslautern). 

Vogt (Kaiserslautern) (GRÜNE): Ich wollte Sie 
dennoch fragen, welche Anlagen zu welchem Zeit-
punkt fertiggestellt sein werden und für wann die 
Feuerbereitschaft der Cruise Missiles im Hunsrück 
vorgesehen ist. 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, Sie 
haben mit meiner Antwort gerechnet: Hierüber 
werden in der Öffentlichkeit keine Angaben ge-
macht. 

(Abg. Vogt [Kaiserslautern] [GRÜNE] mel-
det sich zu einer weiteren Zusatzfrage) 

Vizepräsident Westphal: Es tut mir leid. Sie haben 
nur je eine Zusatzfrage; diese haben Sie ausge-
schöpft. Die Regierung ist frei zu antworten, wie sie 
es für richtig hält. 

(Berger [CDU/CSU]: Demokratie beginnt 
mit der Geschäftsordnung! — Zurufe von 

den GRÜNEN) 
Ich rufe die Frage 12 des Herrn Abgeordneten 

Dr. Scheer auf: 
Mit welchem Ergebnis ist in einer offiziellen Sitzung der 

NATO-Verteidigungsminister die neue amerikanische Hee-
resdienstvorschrift „Field Manual 100/5" vom August 1982 
erörtert worden? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Scheer, die amerikanische Heeresdienstvorschrift 
„Field Manual 100/5" war bisher nicht Gegenstand 
der Erörterung in einer offiziellen Sitzung der 
NATO-Verteidigungsminister, DPC. Eine solche 
Verfahrensweise wäre auch unüblich, da es sich bei 
dem „Field Manual" um eine nationale amerikani-
sche Führungsvorschrift handelt, deren Erörterung  

nicht in der Zuständigkeit von NATO-Gremien 
liegt. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Dr. Scheer. 

Dr. Scheer (SPD): Herr Staatssekretär, können 
Sie mir die Frage beantworten, warum das bisher 
nicht Gegenstand der Erörterung war, da es sich 
doch um eine Dienstvorschrift handelt, die letztlich 
auch für die amerikanischen Truppen in der Bun-
desrepublik gilt, wie man schon an der Karte, die 
Bestandteil der Veröffentlichung des „Field Manual 
100/5" ist, ersehen kann, in der die Bundesrepublik 
in voller Größenordnung abgedruckt ist? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
habe zu wiederholen: Das ist deshalb nicht Gegen-
stand der Erörterung gewesen — das wird so blei-
ben —, weil diese Vorschrift für die Truppen der 
NATO, einschließlich der amerikanischen, keine 
Gültigkeit hat. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Dr. Scheer. 

Dr. Scheer (SPD): Herr Staatssekretär, ist die 
Bundesregierung in der Lage, gemeinsam mit den 
anderen europäischen NATO-Ländern zu klären, in-
wieweit vorhandene interne Spannungen in den 
verschiedenen Dienstauffassungen je nach unter-
schiedlicher Ausbildung, nach dieser Dienstvor-
schrift oder nach anderen Dienstvorschriften in der 
NATO, vermieden werden können, denn wir haben 
es dann auch mit der Gefahr zu tun, daß bei ameri-
kanischen Truppen, die hier stationiert sind, mögli-
cherweise danach gedacht und gehandelt wird, ob-
wohl es nicht offizielles NATO-Konzept ist? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Dr. Scheer, 
für die NATO ist die „MC 14/3" zuständig, und es 
sind der NATO keinerlei Spannungen, um Ihre For-
mulierung aufzunehmen, auf Grund einer nationa-
len Vorschrift bekannt, die zu einer Erörterung An-
laß geben müßten, wie solche abträglichen Span-
nungen wieder abgebaut werden könnten. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Bahr. 

Bahr (SPD): Herr Staatssekretär, ich begrüße Ihre 
Erklärung, daß die „FM 100/5" keine Gültigkeit für 
die amerikanischen Truppen in Europa hat. Ich 
möchte die Frage anknüpfen, ob dies vom Gesichts-
punkt der Bundesregierung aus auch für den ge-
samten Komplex der veränderten chemischen 
Kampfführung gilt, die in diesem „Field Manual 
100/5" vorgesehen ist. 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Bahr, meine Aussage gilt für die gesamte Vorschrift 
des „Field Manual" auf der einen Seite wie für die 
Gültigkeit — ohne Abstriche — der „MC 14/3" auf 
der anderen Seite. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Klejdzinski. 
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Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatssekretär, nach 
welcher Heeresdienstvorschrift oder nach welchem 
NATO-Dokument werden gegenwärtig 45 Cruise-
Missile-Pave-Tiger, 600 km Reichweite, stationiert? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Das kann ich 
nicht auf diese Ursprungsfrage zurückführen, Herr 
Kollege, und will es Ihnen deshalb auch nicht be-
antworten. 

Vizepräsident Westphal: Die Fragesteller der Fra-
gen 13 und 14, Frau Abgeordnete Krone-Appuhn, 
und der Fragen 15 und 16, Herr Abgeordneter Schi-
ly, haben um schriftliche Beantwortung gebeten. 
Die Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 
Wir sind am Ende des Geschäftsbereichs des 

Bundesministers der Verteidigung. Vielen Dank, 
Herr Staatssekretär! 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Jugend, Familie und Gesundheit. Zur 
Beantwortung steht Frau Parlamentarischer 
Staatssekretär Karwatzki zur Verfügung. 
Ich rufe die Frage 17 des Abgeordneten Delorme 

auf: 
Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei vielen Sozialhil-

feträgern Unsicherheit darüber besteht, ob Personen, die im 
Rahmen des Arbeitsförderungsgesetzes fortgebildet oder 
umgeschult werden, die aber von der Arbeitsverwaltung 
keine oder keine ausreichenden Leistungen zur Bestreitung 
ihres Lebensbedarfs erhalten, Hilfe zum Lebensunterhalt 
nach dem Bundessozialhilfegesetz gewährt werden kann? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Jugend, Familie und Gesundheit: Herr 
Kollege, es ist der Bundesregierung bekannt, daß in 
der Praxis der Sozialhilfe Unsicherheit darüber be-
steht, unter welchen Voraussetzungen dem in der 
Frage genannten Personenkreis Hilfe zum Lebens-
unterhalt gewährt werden kann. Die Unsicherhei-
ten beruhen darauf, daß die Frage, ob § 26 des Bun-
dessozialhilfegesetzes nicht nur für Ausbildungs-
maßnahmen, sondern auch für Fortbildungs- und 
Umschulungsmaßnahmen nach dem Arbeitsförde-
rungsgesetz gilt, von den Sozialhilfeträgern unter-
schiedlich beantwortet wird. Wird diese Vorschrift 
angewendet, kann Hilfe zum Lebensunterhalt nur 
noch in besonderen Härtefällen gewährt werden. 
Sie schließt also die Gewährung von Hilfe zum Le-
bensunterhalt nicht völlig aus. Wird die genannte 
Vorschrift auf Personen in Fortbildung und Um-
schulung nach dem Arbeitsförderungsgesetz nicht 
angewendet, kommt dagegen Hilfe zum Lebensun-
terhalt unter den allgemeinen Voraussetzungen in 
Betracht. Dabei ist vor allem der Nachranggrund-
satz zu berücksichtigen, wonach z. B. realisierbare 
Unterhaltsansprüche vorrangig einzusetzen sind. 
Dies gilt auch für die eigene Arbeitskraft, sofern 
dem vorrangigen Einsatz nicht ein wichtiger Grund 
entgegensteht, der in der Fortbildung oder Umschu-
lung liegen kann, aber nicht liegen muß. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Delorme. 

Delorme (SPD): Frau Staatssekretär, sind Sie mit 
mir der Meinung, daß die Leistungsbereitschaft, die 
durch die Teilnahme an einer Umschulungs- oder 

Weiterbildungsmaßnahme deutlich wird, dadurch 
gefördert werden sollte, daß man in den Fällen, wo 
sonst keine Mittel zum Lebensunterhalt zur Verfü-
gung stehen, eine Unterstützung mit Mitteln der 
Sozialhilfe gewährt? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
dieser Meinung bin ich nicht, da hier, wie ich so-
eben ausgeführt habe, sehr genau geprüft werden 
muß, wie der Nachrangigkeitsgrundsatz berück-
sichtigt ist. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage 
des Abgeordneten Delorme. 

Delorme (SPD): In den Fällen, in denen die Nach-
rangigkeitsfrage geprüft ist, wo auch andere Mittel 
nicht zur Verfügung stehen, sollte es doch in das 
Ermessen des Sozialhilfeträgers gestellt sein, auch 
zu beachten, daß durch diese Umschulungs- oder 
Weiterbildungsmaßnahme die Chancen auf dem Ar-
beitsmarkt erhöht werden und dadurch unter Um-
ständen ein länger andauernder Sozialhilfefall ver-
mieden wird. 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: In dieser 
Sache bin ich mit Ihnen einig. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage der 
Frau Abgeordneten Weyel. 

Frau Weyel (SPD): Hält die Bundesregierung es 
für angemessen, daß in Einzelfällen die Arbeitsver-
waltung die Genehmigung für eine Fortbildungs-
maßnahme davon abhängig macht, daß der Betref-
fende keine öffentlichen Mittel für den Unterhalt in 
Anspruch nimmt, obwohl er für sich und für seine 
Familie eigentlich Unterhalt zu beanspruchen hät-
te? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Frau Kolle-
gin Weyel, dafür bin ich nicht zuständig. Das ist 
eine Frage, die an den Minister für Arbeit und So-
zialordnung gerichtet werden muß. Ich kann sie Ih-
nen auch nicht beantworten. 

Vizepräsident Westphal: Wir kommen dann zur 
Frage 18 des Abgeordneten Delorme. 

Ist die Bundesregierung mit mir der Meinung, daß es der 
§ 26 Bundessozialhilfegesetz nicht verbietet, Personen, die an 
Umschulungs- oder Fortbildungsmaßnahmen der Arbeitsver-
waltung teilnehmen, Hilfe zum Lebensunterhalt zu gewäh-
ren, und hält sie eine entsprechende Klarstellung angesichts 
eines entgegenstehenden Urteils des Hessischen Verwal-
tungsgerichtshofes für erforderlich? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
die Bundesregierung vertritt die Auffassung, daß 
§ 26 BSHG nur die Ausbildung, nicht aber die Fort-
bildung und Umschulung im Rahmen des Arbeits-
förderungsgesetzes erfaßt. Sie wird in ihrer Auffas-
sung dadurch bestätigt, daß der Bundestag ihre Ge-
setzesinitiative zu einer entsprechenden Erweite-
rung des § 26 BSHG im Rahmen des Haushaltsbe-
gleitgesetzes 1984 nicht aufgegriffen und im Rah-
men der Ausschußberichte zum Ausdruck gebracht 
hat, daß die bisherige Gesetzesfassung Teilnehmer 
an Fortbildungs- und Umschulungsmaßnahmen 
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Parl. Staatssekretär Frau Karwatzki 
nicht vom Anspruch auf Hilfe zum Lebensunterhalt 
ausschließen soll. Der entgegenstehende Beschluß 
des Hessischen Verwaltungsgerichts vom 23. März 
1983 liegt zeitlich vorher und konnte diesen Sach-
verhalt noch nicht berücksichtigen. Die Bundesre-
gierung hat ihre Auffassung den obersten Landes-
sozialbehörden auf ihrer Konferenz am 2./3. Fe-
bruar mitgeteilt. 

Vizepräsident Westphal: Keine Zusatzfrage. 
Die Frage 19 ist zurückgezogen. 
Wir kommen zur Frage 20 der Abgeordneten 

Frau Weyel: 
Was geschieht mit der Frischmilch, wenn (wie kürzlich in 

Milchviehfuttermitteln, z. B. Tamarindensaat aus Indien) 
hohe Rückstände von Pflanzenschutzmitteln (HCH) festge-
stellt wurden, die zum Rückruf und Fütterungsverbot führ-
ten, und auf welche Weise werden die Verbraucher davor 
gewarnt, die mit Rückständen belastete Milch zu trinken 
bzw. Kleinkindern zum Trinken zu geben? 

Bitte, Frau Staatssekretär! 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Frau Kolle-
gin, die Fragen 20 und 21 stehen in einem engen 
sachlichen Zusammenhang. Ich bitte um Ihr Ein-
verständnis, beide zusammen zu beantworten. — 
Sie nicken mir schon zu; danke schön. 

Vizepräsident Westphal: Dann rufe ich auch noch 
Frage 21 der Frau Abgeordneten Weyel auf: 

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung ergriffen, 
um die mit HCH-Rückständen belastete Milch aus dem Ver-
kehr zu ziehen, und kann der Verbraucher sicher sein, daß er 
diese verseuchte Milch nicht als H-Milch oder Trockenmilch 
angeboten bekommt? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Die zum 
Schutze des Verbrauchers erlassenen lebensmittel-
rechtlichen Vorschriften sind so gestaltet, daß bei 
deren Beachtung gesundheitlich bedenkliche Rück-
stände in oder auf Lebensmitteln nicht mehr vor-
handen sind. Das gilt auch für HCH-Rückstände in 
Milch und Milcherzeugnissen. Insbesondere setzt 
die Verordnung über Höchstmengen an Pflanzen-
schutz- und sonstigen Mitteln sowie anderen Schäd-
lingsbekämpfungsmitteln in oder auf Lebensmit-
teln und Tabakerzeugnissen — Pflanzenschutzmit-
tel-Höchstmengenverordnung — Maßstäbe für die 
Bewertung der Rückstandsgehalte in Lebensmit-
teln. In ihr sind Höchstmengen festgelegt, die im 
Interesse des Gesundheitsschutzes beim Inverkehr-
bringen der betreffenden Lebensmittel nicht über-
schritten werden dürfen; so auch für HCH-Gehalte 
in Milch und Milcherzeugnissen. 
Die Durchführung und Überwachung der Einhal-

tung der bundesrechtlichen Vorschriften obliegt 
den Ländern. Die zuständigen Landesbehörden 
stellen im Rahmen der amtlichen Überwachung si-
cher, daß Lebensmittel, die den Rechtsnormen 
nicht entsprechen, wie Milch und Milcherzeugnisse 
mit überhöhten Rückständen an HCH, aus dem 
Verkehr gezogen werden. 
Sofern besondere Umstände dies notwendig er-

scheinen lassen, werden darüber hinaus, wie in der 
Vergangenheit wiederholt geschehen, Verbraucher 
vor dem Erwerb und Verzehr von Lebensmitteln,  

die im dringenden Verdacht stehen, geeignet zu 
sein, die Gesundheit zu schädigen, über Presse, 
Rundfunk und Fernsehen gewarnt. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage der Ab-
geordneten Frau Weyel. 

Frau Weyel (SPD): Ist der Bundesregierung be-
kannt, wie lange es üblicherweise dauert, bis solche 
Rückstände in der Milch entdeckt werden, und wie 
hoch schätzt die Bundesregierung die Mengen, die 
dann zwischenzeitlich bereits in Verkehr gebracht 
wurden? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Frau Kolle-
gin, ich gebe zu, daß ich Ihnen das so nicht beant-
worten kann. Aber Sie erhalten die Antwort noch 
im Laufe der Woche von mir schriftlich. Sind Sie 
damit einverstanden? 

(Frau Weyel [SPD]: Gern!) 
— Danke schön. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben noch eine wei-
tere Zusatzfrage- . 

Frau Weyel (SPD): Ich habe noch drei. Es waren 
zwei Fragen. 
Gibt es bundesweit eine zentrale Erfassung von 

solchen Rückrufaktionen, und könnten Sie mir — 
möglicherweise auch schriftlich nach Nachfrage — 
mitteilen, wieviel Rückrufaktionen bzw. Fütte-
rungsverbote für Futtermittelmischungen in den 
letzten drei Jahren bekanntgeworden sind? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Ich beant-
worte das im Zusammenhang mit der anderen 
Frage schriftlich, Frau Kollegin. 

Vizepräsident Westphal: Nun bin ich gespannt, ob 
die Antwort auf die dritte Frage gelingt. 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Bestimmt 
nicht, Herr Präsident. 

Vizepräsident Westphal: Es ist auch schwierig. 

Frau Weyel (SPD): Hält die Bundesregierung es 
für zulässig bzw. zweckmäßig, wenn solche über die 
erlaubten Höchstmengen hinaus kontaminierte 
Milch dann mit geringer belasteter Milch vermischt 
wird, und wie wird dann kontrolliert, daß die 
Höchstmengen nicht doch überschritten werden? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Meines Er-
achtens ist es verboten, eine solche Mischung vor-
zunehmen. 

Vizepräsident Westphal: Die letzte Zusatzfrage der 
Frau Abgeordneten Weyel. 

Frau Weyel (SPD): Auf welcher Stufe der Produk-
tion bzw. des Handels werden Kontrollen auf Pflan-
zenschutzmittelrückstände durchgeführt, und wie 
häufig und wie hoch sind diese Probeentnahmen? 
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Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Es tut mir 
leid, ich kann es nicht beantworten, Frau Weyel. 

(Frau Weyel [SPD]: Ich darf davon ausge-
hen, daß ich dann auch dieses schriftlich 

bekomme!) 
— Alles bis Ende der Woche; Sie dürfen sicher 
sein. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage der 
Frau Abgeordneten Dr. Vollmer. 

Frau Dr. Vollmer (GRÜNE): Frau Staatssekretärin, 
sehen Sie einen engen Zusammenhang zwischen 
dem Skandal in Niedersachsen und dem Export von 
Pflanzenschutzmitteln aus der Bundesrepublik? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Die Frage 
habe ich nicht verstanden, Frau Kollegin Vollmer. 

Frau Dr. Vollmer (GRÜNE): Es handelt sich hier 
doch um Rückstände, und die müssen doch irgend-
wie in diese Tamarinden hineingekommen sein. Ich 
frage Sie, ob Sie einen engen Zusammenhang se-
hen zwischen dem Export von Pflanzenschutzmit-
teln, die bei uns produziert werden, und den Rück-
ständen, die wir in diesen Tamarinden, die wieder 
in unser Land zurückgekommen sind, vorfinden? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Den Zusam-
menhang sehe ich nicht. 

Vizepräsident Westphal: Es sind zwei Fragen mög-
lich. — Bitte, Frau Dr. Vollmer. 

Frau Dr. Vollmer (GRÜNE): Sehen Sie, wenn Sie 
hier keinen Zusammenhang sehen, dann eine Mög-
lichkeit, solche Skandalfälle grundsätzlich zu unter-
binden, darin, daß wir auf den Import von Futter-
mitteln überhaupt verzichten und unsere Milch auf 
der Basis unserer eigenen Grünlandflächen produ-
zieren? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Ich sage 
nein. 

Vizepräsident Westphal: Wir haben eine Zusatz-
frage des Abgeordneten Kastning. 

Kastning (SPD): Frau Staatssekretär, da Sie offen-
bar auf die Frage der Frau Kollegin von den GRÜ-
NEN gewisse Zusammenhänge nicht zu erkennen 
vermögen, möchte ich aus einer anderen Ecke die 
Frage stellen: Wie beurteilt die Bundesregierung 
die Belastung von Lebensmitteln durch importierte 
Futtermittel, die bei ihrer Produktion im Ausland 
mit Pflanzenschutzmitteln aus deutschem Export, 
deren Anwendung bei uns in der Bundesrepublik 
wegen ihrer Gefährlichkeit verboten ist, behandelt 
worden sind? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich bin leider nicht dazu nicht in der Lage, sondern 
nicht zuständig, weil der Kollege aus dem Landwirt-
schaftsministerium für Futtermittelfragen zustän-
dig ist. 

Vizepräsident Westphal: Zweite Zusatzfrage des 
Abgeordneten Kastning. 

Kastning (SPD): Frau Staatssekretär, ich wäre 
auch mit einer schriftlichen Beantwortung einver-
standen, will aber wegen der Zuständigkeit noch 
einmal einen Versuch unternehmen und frage: Wie 
beurteilt die Bundesregierung das, was ich eben ge-
fragt habe, aus gesundheitspolitischer Sicht? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Die Bundes-
republik Deutschland verfügt über das strengste 
Lebensmittelrecht. Von daher sind die Sicherheiten 
gegeben, daß solche Dinge nicht in den Verkehr 
kommen. 

Vizepräsident Westphal: Jetzt kommt der Abgeord-
nete Carstensen zu einer Zusatzfrage. 

Carstensen (Nordstrand) (CDU/CSU): Frau 
Staatssekretärin, können Sie mir bestätigen, daß es 
nicht nur durch Futtermittel, sondern auch durch 
Eutersalben zur Anreicherung von HCH gekommen 
ist? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
das kann ich Ihnen nicht beantworten. Ich weiß es 
nicht. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben noch eine 
zweite Zusatzfrage, Herr Abgeordneter Carsten-
sen. 

Carstensen (Nordstrand) (CDU/CSU): Soviel ich 
noch aus meiner Schulzeit weiß, gehört das HCH zu 
den fettlöslichen chlorierten Kohlenwasserstoffen. 
Können Sie davon ausgehen, daß, wenn die Milch 
zentrifugiert ist, d. h. das Fett aus der Milch heraus-
gezogen worden ist, dann zumindest die Mager-
milch und das Magermilchpulver zu verwenden 
wäre? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich bin nicht dafür zuständig. Es tut mir leid. Stellen 
Sie doch freundlicherweise die Fragen gleich an 
den Landwirtschaftsminister. Ich glaube aber nicht, 
daß das möglich ist. 

Vizepräsident Westphal: Er sitzt zwar daneben, 
aber er ist jetzt nicht dran. Das ist unser Problem. 
Ich bitte doch, ein bißchen den Schwierigkeits-

grad solcher Fachfragen zu sehen. Wir alle sind 
Politiker. Auch Frau Parlamentarische Staatssekre-
tärin ist Politikerin. Sie hat zwar den Sachverstand 
eines ganzen Hauses hinter sich. Trotzdem ist es 
schwierig. Das sollten wir anerkennen. 
Dann kommt eine Zusatzfrage des Abgeordneten 

Werner. 

Werner (CDU/CSU): Frau Staatssekretärin, ist Ih-
nen denn irgendwo auf der Welt ein Verfahren be-
kannt, mit dem in Drittländern unmittelbar beim 
Erzeuger vor Ort die Verwendung und die Herkunft 
des jeweils verwendeten Düngemittels oder Pflan-
zenschutzmittels erfaßt werden kann? Ich frage 
dies, weil mir vor dem Hintergrund der vorigen Fra-
gen manchmal die Vernunft abhanden gekommen 
zu sein scheint. 

(Oh-Rufe von der SPD und den GRÜNEN) 
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Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich halte die Fragen der Kolleginnen für außeror-
dentlich wichtig, das möchte ich schon sagen. Ich 
bedanke mich auch für die Entlastungsfrage. 

(Werner [CDU/CSU]: Mir geht es um die 
Erfassung!) 

Wir müssen aber — so denke ich — diesen Fragen 
sehr großes Gewicht beimessen. Allerdings wäre 
ich den Kollegen außerordentlich dankbar, wenn 
sie mir die Chance gäben, mich vorher so sachkun-
dig zu machen, daß ich auch auf Zusatzfragen ant-
worten kann. 
Sie wissen, daß zur Zeit drei Ausschüsse tagen, so 

daß einer der Fachleute, der mir jetzt hätte helfen 
können, nicht anwesend ist. Ich wäre außerordent-
lich dankbar, wenn dies möglich wäre. Ich bin auch 
gerne bereit, dann schnell zu antworten. 

(Beifall des Abg. Becker [Nienberge] 
[SPD]) 

Vizepräsident Westphal: Die Fragen 22 und 23 des 
Abgeordneten Dr. Steger und die Fragen 24 und 25 
der Abgeordneten Frau Will-Feld werden auf 
Wunsch der Fragesteller schriftlich beantwortet. 
Die Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 
Ich rufe die Frage 26 der Abgeordneten Frau Dr. 

Vollmer auf: 
Sieht die Bundesregierung in dem in der Bundesrepublik 

Deutschland bereits vielfältig praktizierten sogenannten 
Wasserdampfverfahren eine Alternative zur Begasung oder 
Bestrahlung von Gewürzen? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Frau Kolle-
gin Vollmer, das Wasserdampfverfahren, wie es bei 
Lebensmitteln üblicherweise angewandt wird, ist 
zur Behandlung von Gewürzen im allgemeinen un-
geeignet, da damit die wertbestimmenden Bestand-
teile der Gewürze mehr oder weniger gravierende 
Veränderungen erfahren. Die Verwendung von 
Wasserdampf zur Gewürzentkeimung erscheint — 
ohne daß eine allzu große Beeinträchtigung der Ge-
würzqualität erfolgt — allenfalls bei einigen be-
stimmten Gewürzen und unter speziellen Bedin-
gungen möglich. Das Verfahren stellt daher keinen 
Ersatz für die allgemein anwendbare Keimvermin-
derung von Gewürzen durch Behandlung mit 
Ethylenoxid oder mit ionisierenden Strahlen dar. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage der Abgeord-
neten Frau Dr. Vollmer. 

Frau Dr. Vollmer (GRÜNE): Frau Staatssekretärin, 
kann ich Ihrer Antwort entnehmen, daß Sie der 
Ansicht sind, daß eine Begasung oder Bestrahlung 
von Gewürzen qualitätsbewahrender ist als eine 
Behandlung mit Wasserdampf? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Das habe ich 
nicht gesagt. Ich habe gesagt: Das Verfahren stellt 
keinen Ersatz dar. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage 
von Frau Dr. Vollmer. 

Frau Dr. Vollmer (GRÜNE): Dann muß ich doch 
noch einmal nachfragen, weil Sie in Ihrer Ausfüh-
rung als erstes gesagt haben, daß durch Wasser-
dampfverfahren Qualitätsverluste entstehen, und  

dann gesagt haben: Es stellt deshalb keinen Ersatz 
für diese anderen Verfahren dar. 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Ich würde 
jetzt ja sagen, aber können Sie die Frage bitte noch 
einmal richtig formulieren? 

Frau Dr. Vollmer (GRÜNE): Sie haben gesagt — ich 
habe das so verstanden —: Weil durch Wasser

-

dampfverfahren Qualitätsverluste bei den Gewür-
zen entstehen, stellt das Wasserdampfverfahren 
keine Alternative zur Bestrahlung und Begasung 
dar. — Ich frage Sie daher, ob Sie damit gemeint 
haben, daß Begasung und Bestrahlung qualitätser-
haltender seien als die Behandlung mit Wasser-
dampf? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Im Einzelfall 
j a. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe die Frage 27 der 
Abgeordneten Frau Dr. Vollmer auf: 

Erklärt sich die Tatsache, daß die Bundesregierung auf die 
klare Frage nach den Deklarationsmerkmalen für die von 
der Firma Gammaster in Allershausen bestrahlten und an-
geblich für den Export bestimmten Lebensmitteln lapidar 
antwortet: „Sie müssen kenntlich gemacht werden" (Druck-
sache 10/1020, Frage 11) damit, daß der Bundesregierung 
diese Kennzeichnungen nicht bekannt sind? 

Bitte, Frau Staatssekretärin. 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Wie in der 
Antwort vom 17. Februar 1984 zu Frage 11 der Klei-
nen Anfrage der Abgeordneten Frau Schoppe und 
der Fraktion DIE GRÜNEN bereits ausgeführt wor-
den ist, müssen Lebensmittel, die für den Export 
bestimmt sind und die den in der Bundesrepublik 
Deutschland geltenden lebensmittelrechtlichen Be-
stimmungen nicht entsprechen, nach § 50 Abs. 2 des 
Lebensmittel- und Bedarfsgegenständegesetzes 
kenntlich gemacht werden. Die Art und Weise der 
Kenntlichmachung ist im einzelnen gesetzlich 
nicht festgelegt. Wie des weiteren ausgeführt wor-
den ist, lagen dem Bundesminister für Jugend, Fa-
milie und Gesundheit damals auch keine amtlichen 
Meldungen über eine Bestrahlung von für den Ex-
port bestimmten Erzeugnissen vor. 
Inzwischen liegt dem Bundesminister für Jugend, 

Familie und Gesundheit eine Meldung der bayeri-
schen Landesbehörde vor, daß in der Zeit vom 21. 
bis 22. November 1983 von der Firma Gammaster in 
Allershausen eine Sendung für den Export be-
stimmter Paprikachips im Auftrag der Firma 
Raps & Co., Kulmbach, und eine für den Export be-
stimmte Sendung Spinatpulver im Auftrag der 
Firma Silva-Werke GmbH & Co. KG, Sandhausen, 
mit ionisierenden Strahlen behandelt worden ist. In 
den Unterlagen ist nicht angegeben, wie die Partien 
im einzelnen kenntlich gemacht worden sind. Das 
Bundesministerium für Jugend, Familie und Ge-
sundheit hat daher bei den zuständigen Landesbe-
hörden angefragt, jedoch noch keine Antwort erhal-
ten. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Frau Dr. 
Vollmer. 
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Frau Dr. Vollmer (GRÜNE): Frau Staatssekretärin, 
wie werden im Ausland bestrahlte Lebensmittel, 
z. B. niederländische Garnelen, als solche gekenn-
zeichnet, und wie wurde bzw. wird den bundesdeut-
schen Einfuhrkontrollbehörden diese Kennzeich-
nung bekanntgemacht? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Die Kenn-
zeichnung wird bekanntgemacht, so daß die Prüfer 
an den Grenzen sehr wohl Prüfmöglichkeiten ha-
ben. 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Wie wird die 
bekanntgemacht?) 

— Wie die bekanntgemacht wird? Ich nehme an, 
durch einen Brief, durch einen Aushang, daß das 
jedem zugänglich ist. 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Also nicht auf 
den Produkten?) 

Vizepräsident Westphal: Jetzt haben Sie noch eine 
Zusatzfrage, Frau Dr. Vollmer. 

Frau Dr. Vollmer (GRÜNE): Bis wann genau — ich 
wiederhole: bis wann genau — ist mit dem Ab-
schluß der Überprüfung der vorliegenden acht An-
träge auf Erteilung von Ausnahmegenehmigungen 
für die Bestrahlung nach § 37 des Lebensmittelge-
setzes zu rechnen? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Frau Kolle-
gin, das kann ich Ihnen nicht beantworten. Das 
prüfe ich nach. Sie bekommen es dann mitgeteilt. 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Schriftlich?) 
— Ja, wir können es auch telefonisch machen. 

Vizepräsident Westphal: Diese Vereinbarung bitte 
ich nachher zu treffen. 

Gibt es noch eine Zusatzfrage? — Frau Abgeord-
nete Nickels möchte noch eine Zusatzfrage stellen. 

Frau Nickels (GRÜNE): Frau Staatssekretärin, wie 
läßt sich die von der Bundesregierung bisher be-
wußt geübte Auskunftsverweigerung auf die kon-
krete Frage nach den Antragstellern sowie den Pro-
dukten, für die diese Ausnahmegenehmigung bean-
tragt wird, mit dem parlamentarischen Kontroll- 
und Fragerecht der Abgeordneten des Deutschen 
Bundestages vereinbaren? Ich beziehe mich hier 
auf die Bundestags-Drucksache 10/1020; das war 
auch eine Frage. 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Tut mir leid, 
das liegt mir jetzt nicht vor. 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Auch ich bitte um 
schriftliche Beantwortung!) 

— Gerne. 

Vizepräsident Westphal: Ist das noch eine Zusatz-
frage, die Sie stellen möchten? — Sie müssen sich 
aber freundlicherweise melden, dann kriegen Sie 
auch das Wort. 

Jetzt haben Sie das Wort, Herr Abgeordneter Ho-
racek. 

Horacek (GRÜNE): Ich möchte in dem Zusam-
menhang — vielleicht kriegen wir das auch schrift-
lich beantwortet — die Frage stellen: Wird die Bun-
desregierung bei einer etwaigen Erteilung von Aus-
nahmegenehmigungen darauf bestehen, daß eine 
deutliche, für jeden erkennbare Kennzeichnung der 
Konservierungsbehandlung durch ionisierende 
Strahlen vorgenommen wird? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Wir haben 
dem Bundesgesundheitsrat zur Aufgabe gemacht, 
daß dieses mit berücksichtigt und in die Beratung 
einbezogen wird. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Vogt (Kaiserslautern). 

Vogt (Kaiserslautern) (GRÜNE): Da sich im Bun-
desgesundheitsrat weder Vertreter der Umwelt- 
noch der Verbraucherverbände befinden, frage ich, 
ob diese zur Entscheidungsfindung über Ausnah-
megenehmigungen vom Bundesgesundheitsmini-
ster zugezogen werden. 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Nein, für uns 
ist in erster Linie der Bundesgesundheitsrat der 
Partner. 

Vizepräsident Westphal: Wir kommen zur Frage 28 
des Abgeordneten Werner: 

Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung über die 
rechtliche Qualität der Schwangerschaftsabbrüche, deren 
Kosten bei den gesetzlichen Krankenkassen abgerechnet 
wurden und deren Zahl im Jahre 1981 über 100 000 höher war 
als die beim Statistischen Bundesamt gemeldete? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Werner, der Bundesregierung liegen bisher keine 
Erkenntnisse über die rechtliche Qualität der nicht 
gemeldeten Schwangerschaftsabbrüche vor. Ihr ist 
nicht bekannt, welche Indikationen zugrunde liegen 
könnten. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Werner. 

Werner (CDU/CSU): Kann die Bundesregierung 
dann wenigstens bestätigen, daß im Jahre 1981 
wahrscheinlich 212 000 Schwangerschaftsabbrüche 
abgerechnet, aber nur 91 000 gemeldet worden 
sind? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Das kann die 
Bundesregierung nicht bestätigen. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage des 
Abgeordneten Werner. 

Werner (CDU/CSU): Verfügt die Bundesregierung 
über Zahlen, die im Hinblick auf durch die Pflicht-
krankenversicherungen abgerechneten Abtreibun-
gen erkennen lassen — wenigstens teilweise, regio-
nal —, auf welche Höhe sich die tatsächliche Ge-
samtzahl der Abtreibungen wohl beläuft? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Werner, es liegen einige Zahlen vor. Allerdings kön-
nen diese Zahlen nicht hochgerechnet werden. 
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Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Pfeffermann. 

Pfeffermann (CDU/CSU): Frau Staatssekretärin, 
darf ich davon ausgehen, daß die Bundesregierung 
die ständigen Meldungen zu diesem Bereich in ab-
sehbarer Zeit doch einmal so ernst nimmt, daß sie 
vielleicht doch mit Zahlen aufwarten kann, die für 
diesen Bereich aussagekräftig sind, nachdem das 
Thema doch hinreichend in der öffentlichen Dis-
kussion steht? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Pfeffermann, die Bundesregierung überlegt, wie 
hier etwas mehr Transparenz geschaffen werden 
kann. Sie nimmt das Problem, das in Ihrer Frage 
steckt, sehr ernst. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
kann ich Ihnen aber nichts Weiteres sagen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage der Abgeord-
neten Frau Weyel. 

Frau Weyel (SPD): Frau Staatssekretärin, hält die 
Bundesregierung es angesichts der sehr zahlrei-
chen Briefe, mit denen Abgeordnete in dieser Frage 
zur Zeit „bombardiert" werden, für möglich, daß 
auch die Presseorgane, die diese Horrorzahlen ver-
öffentlicht haben, von interessierter Seite mit stark 
überzogenen Zahlen gefüttert worden sind? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Frau Kolle-
gin Weyel, ich kann natürlich nichts dazu sagen, 
was a) Presseorgane veröffentlichen oder b) einige 
Gruppierungen an Zahlen in die Welt geben; das 
müssen Sie bitte verstehen. Sie haben ja meinen 
Brief erhalten, aus dem hervorgeht, daß ich mich 
gegen eine Unterstellung, die dem Ministerium, ins-
besondere mir, zugeordnet war, mit Nachdruck ver-
wahrt habe. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Sauter. 

Sauter (Epfendorf) (CDU/CSU): Frau Staatssekre-
tär, wie können Sie sich erklären, daß aus der Bun-
desregierung heraus verschiedene Zahlen gehan-
delt werden, und gibt es nicht Anlaß, zu vermuten, 
daß es sich hier nicht um Horrorzahlen handelt, 
sondern daß das, was in der Presse zur Zeit an Zah-
len genannt wird, der tatsächlichen Zahl von Ab-
treibungen entspricht? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich habe auf die Frage der Kollegin Weyel, die von 
Horrorzahlen gesprochen hat, geantwortet. Im übri-
gen glaube ich, daß die Kollegin Weyel nicht die 
unterschiedliche Darstellung einiger Mitglieder der 
Bundesregierung gemeint hat, sondern die Fülle 
der Zuschriften, die uns erreicht haben. So viel 
dazu. 

Was die Bundesregierung anlangt, so möchte ich 
sagen, daß wir uns an den offziellen Tatbestand hal-
ten. Die Zahlen, die vom Statistischen Bundesamt 
stammen, sind für uns in der Argumentation die 
richtigen. 

(Werner [CDU/CSU]: Na, das glauben Sie 
doch selber nicht!) 

Vizepräsident Westphal: Wir kommen dann zu 
Frage 29 des Abgeordneten Werner: 

Welche Schritte will die Bundesregierung unternehmen, 
damit in Zukunft ausgeschlossen wird, daß Ärzte Abtreibun-
gen mit den Krankenkassen abrechnen können, ohne gleich-
zeitig der vorgeschriebenen Meldepflicht gegenüber dem 
Statistischen Bundesamt nachzukommen? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
in der Frage der Finanzierung von Schwanger-
schaftsabbrüchen aus Krankenversicherungsbei-
trägen wird die Bundesregierung das Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts abwarten und dann die 
gebotenen Konsequenzen ziehen. 
Unabhängig von dieser Frage will die Bundesre-

gierung das Meldedefizit bei den Schwanger-
schaftsabbrüchen verringern. Schon bisher ist der 
Arzt verpflichtet, einen Schwangerschaftsabbruch, 
ohne den Namen der Schwangeren anzugeben, zu 
melden. Tut er das nicht, macht er sich einer Ord-
nungswidrigkeit schuldig, die mit einer Geldbuße 
bis zu 10 000 DM geahndet werden kann. 
Die Bundesregierung beabsichtigt, Gespräche mit 

den Organisationen der Ärzte über die Verbesse-
rung der Meldungen von Schwangerschaftsabbrü-
chen zu führen. Das erscheint nach einem Gespräch 
mehrerer Bundesressorts mit dem Statistischen 
Bundesamt gegenwärtig als ein erfolgversprechen-
der Weg zu einer Verbeserung. 
Zudem ist durch die Schaffung von zwei zusätzli-

chen Positionen in der Krankheitsartenstatistik für 
den Bereich der gesetzlichen Krankenversicherung 
ab 1. Januar 1984 für den ambulanten Bereich die 
Erfassung genauerer Zahlen über durchgeführte 
Schwangerschaftsabbrüche möglich. Für den statio-
nären Bereich wird das durch die Allgemeine Ver-
waltungsvorschrift über die Statistik in der gesetzli-
chen Krankenversicherung ab 1985 möglich sein. 
Damit läßt sich zumindest in der gesetzlichen Kran-
kenversicherung die Größenordnung der Zahl der 
Abbrüche ermitteln. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Werner. 

Werner (CDU/CSU): Frau Staatssekretärin, hat 
die Bundesregierung in diese Überlegungen auch 
die Möglichkeit einbezogen, etwa in Zusammenar-
beit mit Krankenkassen und Kassenärztlichen Ver-
einigungen das Meldeverfahren so mit der Abrech-
nung durch die Krankenkassen zu koppeln, daß 
eine Abrechnung in der Regel nur dann erfolgt, 
wenn gleichzeitig ein Beleg über die erfolgte Mel-
dung vorgelegt wird? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
Sie wissen, daß in Karlsruhe ein Urteilsspruch erge-
hen wird. Ihn müssen wir abwarten, weil es mit 
Ihrer Frage verbunden wäre, eine gesetzliche Ände-
rung zu ermöglichen. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage 
des Abgeordneten Werner. 

Werner (CDU/CSU): Frau Staatssekretärin, halten 
Sie es denn vor dem Hintergrund der 1975 getroffe-
nen Aussagen des Bundesverfassungsgerichts für 
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Werner 
im Einklang mit dem Auftrag der Bundesregierung 
stehend und für vertretbar, in der Form, wie Sie 
dies hier dargelegt haben, in einer wirklich lebens-
wichtigen und für sehr viele Menschen lebensbe-
drohenden und -vernichtenden Frage dermaßen di-
latorisch zu verfahren? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
wir sind erstens dem Gesetz verpflichtet. Von daher 
ist die Änderung zu diesem Zeitpunkt nicht mög-
lich. Zweitens hat die Bundesregierung j a mit der 
Bundesstiftung Mutter und Kind eine Möglichkeit 
geschaffen, Abbrüche, die vielleicht auch mit einer 
seelisch-wirtschaftlichen Not einhergehen, zu ver-
hindern. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage der Ab-
geordneten Frau Weyel. 

Frau Weyel (SPD): Frau Kollegin, teilen Sie bei 
dieser Frage meinen Eindruck, daß hier versucht 
wird, gegenüber den Frauen, die einen Abbruch vor-
nehmen lassen, gewissermaßen eine Schuldzuwei-
sung vorzunehmen, während sich die Frage doch 
eigentlich auf Fehler im Bürobetrieb der Ärzte be-
zieht? 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Sie machen dar-
aus eine Schuldzuweisung! Keiner von den 

Fragern tut das!) 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Frau Kolle-
gin Weyel, ich weiß nicht, was der Kollege mit sei-
ner Frage wollte. Ich gehe aber davon aus, daß er 
keine Schuldzuweisung den Frauen gegenüber in-
tendiert hatte. 

Vizepräsident Westphal: Wir haben noch eine Zu-
satzfrage des Abgeordneten Sauter. 

Sauter (Epfendorf) (CDU/CSU): Frau Staatssekre-
tär, trifft es zu, daß Ärzte, die ihrer Meldepflicht in 
diesem Zusammenhang nicht nachkommen, bisher 
nicht eine Verhängung des Bußgeldes erwarten 
mußten, und sieht die Bundesregierung Möglichkei-
ten, wie die Situation dahin verbessert werden 
könnte, daß Ärzte, die diese Pflicht vernachlässigen, 
tatsächlich wegen einer Ordnungswidrigkeit be-
langt werden können? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Sauter, ich habe ja eben angeführt, daß jetzt Ge-
spräche mit den Organisationen der Ärzte stattfin-
den werden. Wir werden auch und insbesondere 
dieser Frage nachgehen, um Ihrem Wunsch Rech-
nung tragen zu können. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Becker (Nienberge). 

Becker (Nienberge) (SPD): Frau Staatssekretärin, 
könnten Sie, auf den damaligen Gesetzgebungsvor-
gang zurückblickend, noch einmal bestätigen, daß 
die damalige Regierungskoalition ganz besonders 
großen Wert darauf gelegt hat, daß all diejenigen, 
die in solchen Fällen beraten, eine — so will ich ver-
kürzt fragen — Beratung pro Leben durchzuführen 
haben? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Das war vom 
Gesetzgeber intendiert, ja. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage der Frau Ab-
geordneten Hürland. 

Frau Hürland (CDU/CSU): Frau Staatssekretärin, 
gehen Sie Gerüchten nach, wonach Mediziner 
Schwangerschaftsabbrüche unter einer anderen 
Diagnose abrechnen, und sehen Sie überhaupt eine 
Möglichkeit, solchen anderen Abrechnungen recht-
lich beizukommen? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Wir werden 
auch diese Frage in dem Gespräch zum Mittelpunkt 
machen. Aber, Frau Kollegin, wir gehen natürlich 
nicht Gerüchten nach, weil dies nicht die Aufgabe 
der Bundesregierung sein kann. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Pfeffermann. 

Pfeffermann (CDU/CSU): Frau Staatssekretär, ha-
ben Sie für mich Verständnis, wenn ich es als unbe-
friedigend empfinde, wenn sich die Bundesregie-
rung in derselben Fragestunde veranlaßt sieht, in 
einer Frage auf das Statistische Bundesamt, das die 
für sie gültigen Zahlen zur Verfügung stelle, zu ver-
weisen und gleichzeitig von einem Meldedefizit zu 
sprechen, das in dieser Angelegenheit erkennbar 
bestehe, und was beabsichtigt die Bundesregierung 
zu tun, um diesem unter dem Gesichtspunkt ein 
Ende zu bereiten, daß nach der Rechtslage die Un-
terlassung von Meldungen eigentlich als Ordnungs-
widrigkeit zu ahnden wäre? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
haben Sie bitte auch in dieser Frage Verständnis, 
die ja nicht ganz einfach zu betrachten ist, je nach 
dem, wo man steht. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Ich stehe da auf 
der Seite des Rechts, wenn Sie mich fra

-

gen!) 
Ich will Ihnen versprechen, daß gerade auch diese 
Frage der Meldepflicht mit den Ärzteorganisatio-
nen so behandelt werden wird, daß wir zukünftig 
über richtigere Zahlen verfügen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage der Frau Ab-
geordneten Nickels. 

Frau Nickels (GRÜNE): Frau Staatssekretärin, 
wenn man davon ausgeht, daß der Bereich Arzt/ 
Patient ein besonders sensibler Bereich ist und es 
schon von daher naturgemäß schwierig ist, korrekte 
Zahlen zu erfragen, möchte ich Sie fragen, ob Sie in 
Ihren Verhandlungen mit den Ärztevertretern si-
cherstellen werden, daß neben der Erhebung ge-
nauer Daten auch der Datenschutz bei der Abwä-
gung gewährleistet bleibt, und ob Sie beide Punkte 
als sehr wichtig betrachten werden. 

(Frau Hürland [CDU/CSU]: Leben geht vor 
Datenschutz!) 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Ja, das ist 
völlig richtig, Frau Kollegin. Nicht nur der Daten-
schutz spielt hier eine Rolle, sondern die Ärzte ha- 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 60. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 28. März 1984 	4259 

Parl. Staatssekretär Frau Karwatzki 
ben auch ein sehr hohes Rechtsempfinden und wis-
sen damit sicherlich gut umzugehen. 

Vizepräsident Westphal: Wir sind am Ende der 
Fragen aus dem Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Jugend, Familie und Gesundheit. Danke, 
Frau Staatssekretärin. 
Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-

ministers für Verkehr. Zur Beantwortung der Fra-
gen steht der Parlamentarische Staatssekretär Dr. 
Schulte zur Verfügung. 
Die Fragen 30 und 31 des Abgeordneten Dr. Eh-

renberg sind zurückgezogen. 
Wir kommen zur Frage 32 des Abgeordneten 

Schmidbauer: 
Trifft es zu, daß die Vereinigung der Technischen Überwa-

chungs-Vereine eine Gebührenanhebung um 16,8 v. H. beim 
Bundesminister für Verkehr beantragt hat? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Verkehr: Herr Kollege, es ist richtig, daß 
hinsichtlich des größten Teils der in der Gebühren-
ordnung für Maßnahmen im Straßenverkehr fest-
gelegten TÜV-Gebühren ein entsprechender An-
trag vorliegt. Nach eingehender Prüfung des An-
trags hat der Bundesminister für Verkehr entschie-
den, die Gebühren nur um durchschnittlich 6,9 
anzuheben. Hinzu kommen einige strukturelle Ge-
bührenanhebungen, und zwar im wesentlichen bei 
den Fahrerlaubnisprüfungen sowie den Hauptun-
tersuchungen für Motorräder. Ein entsprechender 
Verordnungsentwurf wird zur Zeit vorbereitet. Die 
Verordnung bedarf der Zustimmung des Bundesra-
tes. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Schmidbauer. 

Schmidbauer (CDU/CSU): Es trifft also zu, Herr 
Parlamentarischer Staatssekretär, daß entgegen 
dem Antrag auf Anhebung um 16,8 % eine Anhe-
bung nur um 6,9 % stattfindet? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: So ist es, Herr 
Kollege. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe jetzt die Frage 33 
des Herrn Abgeordneten Schmidbauer auf: 

Trifft es zu, daß die Bundesländer eine in zwei Stufen mit 
einjährigem Abstand durchzuführende Anhebung der Be-
hördengebühren (z. B. in der Kraftfahrzeug-Zulassungsstelle 
usw.) um 40 v. H. beantragt haben? 

Ich bitte, die Frage zu beantworten. 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ja. 
Der Bundesminister für Verkehr hat allerdings 
nach eingehender Prüfung entschieden, daß die so-
genannten Ländergebühren vorerst nur um 9,8 % 
angehoben werden sollen. Auch hier muß der Bun-
desrat zustimmen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Hornung. 

Hornung. (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist es 
richtig, daß aus der Monopolstellung der Techni-
schen Überwachungs-Vereine die Möglichkeit ent-
steht, daß gerade hier einseitige Gebührenerhöhun-
gen durchgeführt werden können? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Die Gebühren-
ordnung kommt zunächst vom Bundesminister für 
Verkehr. Der Bundesminister für Verkehr prüft im 
Einzelfall, ob Anträge auf Gebührenerhöhung den 
tatsächlichen Gegebenheiten entsprechen. Sie ha-
ben gerade in meiner Antwort auf die beiden Fra-
gen des Kollegen Schmidbauer gehört, daß der Bun-
desminister für Verkehr die Anträge nicht akzep-
tiert hat. Wir sehen allerdings vor, Herr Kollege, 
daß wir diesen Bereich neu ordnen, z. B. auch durch 
die Zulassung freier Sachverständiger. 

Vizepräsident Westphal: Die Fragen 34 und 35 des 
Herrn Abgeordneten Seehofer werden auf Wunsch 
des Fragestellers schriftlich beantwortet. Die Ant-
worten werden als Anlagen abgedruckt. 
Wir sind am Ende dieses Geschäftsbereichs. Dan-

ke, Herr Staatssekretär. 
Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-

ministers für das Post- und Fernmeldewesen. Zur 
Verfügung steht Herr Parlamentarischer Staatsse-
kretär Rawe. 
Die Fragen 36 und 37 des Herrn Abgeordneten 

Conradi sind vom Fragesteller zurückgezogen wor-
den. 
Ich komme zur Frage 38 des Herrn Abgeordneten 

Stutzer. Der Fragesteller hat um schriftliche Beant-
wortung gebeten. Die Antwort wird als Anlage ab-
gedruckt. 

Ich rufe die Frage 39 des Herrn Abgeordneten 
Pfeffermann auf: 

Trifft es zu, daß neben den bisher von der Ehefrau des ehe-
maligen Bundespostministers Gscheidle irrtümlicherweise 
verwandten, nicht in den Verkauf gekommenen Olympia

-

Briefmarken 1980 jetzt auch postfrische Exemplare auf dem 
Markt angeboten werden? 

Rawe, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für das Post- und Fernmeldewesen: Herr Präsident, 
wenn der Kollege Pfeffermann einverstanden ist, 
möchte ich die Fragen 39 und 40 zusammen beant-
worten. 

Vizepräsident Westphal: Der Fragesteller ist ein-
verstanden. Ich rufe daher auch die Frage 40 des 
Herrn Abgeordneten Pfeffermann auf: 

Wie ist dies zu erklären, und welche Schritte wird der Bun-
despostminister unternehmen, um diese Angelegenheit auf-
zuklären? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Pfeffer-
mann, nach den der Deutschen Bundespost zugäng-
lichen Informationen ist ein ungestempeltes Exem-
plar der Druckstücke „Olympiafahne '80" von einem 
unbekannten Mann einem Berliner Experten und 
einem Fachverlag vorgelegt worden. Es ist bislang 
nicht bekannt, daß dieses oder ein anderes unge-
stempeltes Exemplar im Handel angeboten wird. 
Eine Untersuchung aller mit dem Auftauchen von 

Druckstücken „Olympiafahne '80" zusammenhän- 
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genden Fragen ist nahezu abgeschlossen. Nach dem 
bisherigen Stand der Untersuchungen sind die pro-
duzierten Druckstücke bis auf die üblichen Archiv-
bestände nachweislich vernichtet worden. Die Ar-
chivbestände sind vollzählig im Archiv des Bundes-
ministeriums für das Post- und Fernmeldewesen 
vorhanden. 

Unklar ist nur der Verbleib der drei Bogen Druck-
stücke, die aus diesen Archivbeständen gegen Quit-
tung an das Ministerbüro des damaligen Bundesmi-
nisters für das Post- und Fernmeldwesen, Herrn 
Gscheidle, geliefert wurden. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Pfeffermann. 

Pfeffermann (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
können Sie uns mitteilen, wie viele der Marken 
gestempelt oder ungestempelt aufgetaucht sind? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Ja, ich glaube, das 
kann ich. Ich habe hier eine Übersicht. Bislang sind 
uns, Herr Kollege Pfeffermann, bekanntgeworden: 
eine Postkarte mit einem gestempelten Stück, ver-
steigert vom Auktionshaus Mohrmann in Hamburg 
zum Preis von 74 000 DM. Absender war Frau 
Gscheidle. Der Stempel ist von Wildbad. 
Ein zweites gestempeltes Einzelstück ist verstei-

gert worden vom Auktionshaus Steltzer in Frank-
furt für 46 000 DM. Dort sind auf der Briefmarke 
zwei Abdrucke von Wellenstempeln. 
Ein drittes gestempeltes Einzelstück wurde vom 

Auktionshaus Mohrmann in Hamburg für 44 000 
DM versteigert. Der Stempel ist ebenfalls von Wild-
bad. 
Ein viertes gestempeltes Einzelstück ist vom 

Auktionshaus Rapp in Zürich für 13 000 Schweizer 
Franken versteigert worden. Der Stempel ist aus 
München, vom 6. November 1982. 
Ein fünftes gestempeltes Einzelstück wurde vom 

Auktionshaus Schöffler in Karlsruhe für 18 000 DM 
versteigert. Es hat nur einen sehr schwer erkennba-
ren Stempel. Der Aufdruck weist am Ende die Silbe 
„wald" auf. 
Ein sechstes gestempeltes Einzelstück wurde 

vom Auktionshaus Jakubek in Hamburg für 25 000 
DM angeboten. Da der Stempelaufdruck sehr ver-
gleichbar ist mit dem auf der fünften von mir ge-
nannten Marke, ist davon auszugehen, daß es sich 
hier um identische Exemplare handelt. 
Ein ungestempeltes Exemplar ist bislang im Han-

del nicht bekannt. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Pfeffermann. 

Pfeffermann (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
sind Ihnen denn weitere Erkenntnisse zugegangen 
außer der eben von Ihnen genannten Mitteilung in 
der „Michel-Rundschau" Nr. 3, in der gesagt wird, 
das Original habe der Michel-Redaktion vorgelegen, 
an der Echtheit des Stückes bestehe kein Zweifel, 
ein Bundesprüfer habe dazu ein Prüfungsattest 
ausgestellt? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Wir haben diese Mel-
dung den Zeitungen entnommen und haben dar-
über hinaus bei dem Verlag anfragen lassen. Die 
Marke soll dort tatsächlich ungestempelt zur Auf-
nahme in einen Katalog angeboten worden sein. 
Der Verleger hat sich ausdrücklich auf die Anony-
mität des Anbietenden berufen, und wir haben so-
mit leider keine Zugriffsmöglichkeit. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage des 
Abgeordneten Pfeffermann. 

Pfeffermann (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
nachdem diese Marke zweifelsfrei nicht durch Be-
teiligung an einem Preisausschreiben an Dritte ge-
langt ist, darf ich Sie fragen: Haben Sie eigentlich 
einmal überprüft, ob der frühere Postminister die 
drei Bögen, die er nach eigener Einlassung zur Vor-
lage im Bundeskabinett benutzt hat, nach dieser 
Vorlage aus dem Bundeskabinett zurückbekommen 
hat?  Vielleicht sind dort die Möglichkeiten, wo sie 
abhanden gekommen sind. 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Pfeffer-
mann, ich gehe davon aus, daß Ihnen bekannt ist, 
daß der frühere Bundesminister dazu gehört wor-
den ist 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Das war mir 
nicht bekannt, nein!) 

— dann will ich es hier vortragen — und daß er 
glaubhaft versichert hat, die Druckstücke, die von 
ihm mitgenommen worden seien, seien irrtümlich 
in den Verbrauch gelangt. Er hat dafür den entspre-
chenden Gegenwert der Deutschen Bundespost er-
stattet, so daß ein materieller Schaden hier nicht 
entstanden ist. 

Vizepräsident Westphal: Letzte Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Pfeffermann. 

Pfeffermann (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
darf ich vor dem Hintergrund der eben zitierten 
Mitteilung dieses ja doch renommierten Verlags die 
Bitte fragend äußern, ob es der Bundesregierung 
nicht angezeigt erscheint — vor dem Hintergrund, 
daß es sich immerhin um drei Bögen handelt und 
auch bei einem sehr kartenfreundlichen Haushalt 
die Verwendung von so viel Marken in einer relativ 
kurzen Zeit eine auch bei sehr vielen Preisaus-
schreiben nicht gerade übliche Sache ist —, daß 
man vielleicht doch noch einmal mit dem betroffe-
nen früheren Minister spricht, daß das Erinne-
rungsvermögen der gesamten Familie vielleicht 
noch einmal dahin gehend geschärft wird, ob nicht 
eventuell doch einer der drei Bögen auch von Drit-
ten benutzt worden sein kann, um diese leidige Ge-
schichte, die doch für die Sammler von erheblicher 
Bedeutung ist, die sich doch ein Stück betrogen füh-
len, wenn sie sich darum bemühen, komplette 
Sammlungen zu erstellen, vielleicht doch deutlich 
zu bereinigen? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Pfeffer-
mann, Sie können davon ausgehen, daß all die Mel-
dungen über diese Fragen in unserem Hause natür-
lich sehr viel Beachtung gefunden haben und daß 
wir auch schon wegen der eigentumsrechtlichen 
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Seite eine umfassende Untersuchung eingeleitet 
haben. Ich bitte um Ihr Verständnis, diese Untersu-
chung ist zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht 
abgeschlossen, deswegen möchte ich hier eine 
Wertung nicht vornehmen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Becker (Nienberge). 

Becker (Nienberge) (SPD): Herr Staatssekretär, 
nachdem Sie erklärt haben, daß diese Bögen im 
Ministerbüro gegen Quittung ausgehändigt worden 
sind, könnten Sie bestätigen, daß das Ministerbüro 
bei vielen Sonderbriefmarken zu allen Zeiten, da-
mals und auch heute, solche Bögen vorab erhält? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Becker, 
ich kann das in dieser Form nicht bestätigen. Ich 
kann wohl bestätigen, wie mir meine Mitarbeiter 
versichert haben, daß gültige Briefmarken gele-
gentlich vom Ministerbüro angefordert worden 
sind. Hier handelt es sich aber um ein Druckstück, 
das bewußt noch nicht gültig gemacht worden war. 
Sie kennen den Streit, ob man diese Briefmarke 
zulassen sollte oder nicht. Die Begründung — das 
will ich Ihnen aber gerne im Sinne Ihrer Frage 
nachliefern — war, daß der damalige Minister für 
das Post- und Fernmeldewesen sie für eine Kabi-
nettssitzung angefordert hat. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage des 
Abgeordneten Kastning. 

Kastning (SPD): Herr Staatssekretär, würde es die 
Bundesregierung für hilfreich erachten, wenn in 
dieser für die Existenz des Staates so bedeutenden 
Frage der Deutsche Bundestag einen Untersu-
chungsausschuß einsetzte? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Sie sind mir nicht 
böse, Herr Kollege, wenn ich diese Frage so ernst 
nehme, wie Sie sie gemeint haben. 

Vizepräsident Westphal: Damit sind wir am Ende 
des Geschäftsbereichs des Bundesministers für das 
Post- und Fernmeldewesen. — Schönen Dank, Herr 
Rawe. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministers des Innern. Dort aber gibt es nichts zu 
beantworten, denn die Fragen 48 und 49 des Abge-
ordneten Dr. Hirsch sowie 50 und 51 des Abgeord-
neten Austermann sollen auf Wunsch der Frage-
steller schriftlich beantwortet werden. Die Antwor-
ten werden als Anlagen abgedruckt. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministers der Finanzen. Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär Dr. Voss steht zur Beantwortung zur 
Verfügung. 

Die Frage 52 des Abgeordneten Poß ist vom Fra-
gesteller zurückgezogen. 

Zu den Fragen 53 und 54 hat der Fragesteller, 
Abgeordneter Dr. Sperling, um schriftliche Beant-
wortung gebeten. Die Antworten werden als Anla-
gen abgedruckt. 

Wir kommen zur Frage 55 des Abgeordneten 
Stockleben. — Der Fragesteller ist nicht im Saal. Es 
wird nach der Geschäftsordnung verfahren. 

Ich rufe die Frage 56 des Abgeordneten Stiegler 
auf: 

Wie ist der Stand der Verhandlungen mit der US-Regie-
rung betreffend die Realisierung des amerikanischen „Ma-
ster-Restationing-Plan" (MRP), und wie sollen sie weiterge-
führt werden? 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Herr Kollege Stiegler, der Ma-
ster-Restationing-Plan ist eine amerikanische Pla-
nung. Die Entscheidung, ob dieser Plan realisiert 
werden soll, liegt bei der amerikanischen Regie-
rung. In den bisherigen Verhandlungen hat sich die 
Bundesregierung stets bereit erklärt, die amerika-
nischen Stationierungsplanungen auf der Grund-
lage der zwischenstaatlichen Verträge zu unterstüt-
zen. Bei dieser Haltung bleibt die Bundesregierung. 
Sofern die amerikanische Regierung eine Fortset-
zung der Verhandlungen wünscht, wird sich die 
Bundesregierung diesem Wunsch nicht entziehen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Stiegler. 

Stiegler (SPD): Herr Staatssekretär, welche deut-
sche Beteiligung an der Finanzierung der Umset-
zung dieses Plans hat die amerikanische Seite bis-
her gefordert? 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Die Forderungen 
der amerikanischen Seite, Herr Kollege Stiegler, 
sind bisher von der Bundesregierung in keiner 
Form akzeptiert worden. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage des 
Abgeordneten Stiegler. 

Stiegler (SPD): Herr Staatssekretär, ich habe 
nach der Höhe gefragt und nicht nach der Akzep-
tanz. 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Stieg-
ler, Sie werden mir zugeben, daß auf Grund der Hal-
tung, die die Bundesregierung hier eingenommen 
hat, die Höhe der amerikanischen Forderungen 
keine Rolle spielt. 

Vizepräsident Westphal: Wir kommen zur Frage 57 
des Abgeordneten Stiegler: 

Wird die Bundesregierung in diese Verhandlungen die For-
derung der Gewerkschaft ÖTV auf eine arbeitsrechtliche 
Besserstellung der Arbeitnehmer bei den US-Streitkräften 
mit einbringen, bzw. auf welchen anderen Ebenen wird sie 
dieses Thema in den bilateralen Gesprächen mit den USA 
weiterverfolgen? 

Herr Staatssekretär. 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Stieg-
ler, die Bundesregierung sieht sich nicht in der 
Lage, die Forderung der ÖTV nach einer arbeits-
rechtlichen Besserstellung der zivilen Arbeitneh-
mer bei den US-Stationierungsstreitkräften in die 
deutsch-amerikanischen Erörterungen zum Master-
Restationing-Plan einzubringen, da beide Fragen

-

komplexe in keinem Zusammenhang stehen. Auch 
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eine anderweitige Verbindung mit bilateralen 
deutsch-amerikanischen Fragen kommt schon al-
lein deshalb nicht in Betracht, weil die statusrecht-
lichen Regelungen für die zivilen Arbeitnehmer bei 
den Stationierungsstreitkräften mit sämtlichen 
Entsendestaaten getroffen worden sind, die Streit-
kräfte in der Bundesrepublik Deutschland unter-
halten. Über Änderungen oder Ergänzungen sol-
cher Regelungen könnte daher nur mit allen sechs 
Entsendestaaten gemeinsam verhandelt werden. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Stiegler. 

Stiegler (SPD): Herr Staatssekretär, beabsichtigt 
denn die Bundesregierung, auf anderen Ebenen mit 
den Entsendestaaten darüber zu verhandeln, end-
lich, nach Jahrzehnten der Bemühungen, die ar-
beitsrechtliche Gleichstellung der Arbeitnehmer bei 
den Stationierungsstreitkräften mit den deutschen 
Arbeitnehmern anzustreben und wenigstens 
schrittweise herbeizuführen? 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
letzten Verhandlungen haben im Jahre 1981 statt-
gefunden. Dabei ist klar zutage getreten, daß zu die-
sem Zeitpunkt keiner der Entsendestaaten beab-
sichtigte — und bisher liegen auch keine Anzeichen 
dafür vor, daß sich da etwas geändert hat —, von 
ihrer bisherigen Haltung abzugehen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Stiegler. 

Stiegler (SPD): Herr Staatssekretär, wird denn 
die Bundesregierung mit einem eigenen Verhand-
lungsvorschlag auf die Entsendestaaten zugehen 
und einmal auflisten, an welchen Punkten die ent-
sprechenden Vereinbarungen geändert werden sol-
len? 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Bundesregierung nimmt alle Möglichkeiten, die sie 
hier hat, wahr; aber bei der Haltung, die die Entsen-
destaaten bisher eingenommen haben und auch zur 
Zeit noch einnehmen, steht die Sache für einen Er-
folg der Bundesregierung bisher nicht sehr gün-
stig. 

Vizepräsident Westphal: Wir kommen zur Frage 58 
des Abgeordneten Weiß: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Städte und Ge-
meinden, welche Ansprüche auf Zuweisungen nach Artikel 
106 Abs. 8 GG geltend machen, auf Grund der am 9. Juli 1976 
erlassenen „Grundsätze über die Gewährung von Ausgleichs-
zahlungen des Bundes an Gemeinden nach Artikel 106 Abs. 8 
GG als Folge der Grundsteuermindereinnahmen" in aller Re-
gel keine Ausgleichszahlungen mehr bekommen und damit 
beträchtliche Einnahmeausfälle hinnehmen müssen, obwohl 
sie nach wie vor erhebliche Mehrausgaben durch die vom 
Bund veranlaßten besonderen Einrichtungen haben? 

Herr Staatssekretär. 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Weiß, 
der Bundesregierung ist die Entwicklung der Aus-
gleichszahlungen des Bundes an die Gemeinden 
nach Art. 106 Abs. 8 des Grundgesetzes bekannt. 
Wenn sich diese Leistungen gegenüber der frühe-

ren Regelung nach § 26 des Grundsteuergesetzes 
alter Fassung verringert haben, so liegt dies an 
den unterschiedlichen Anspruchsvoraussetzungen. 
Nach der Regelung in § 26 Grundsteuergesetz alter 
Fassung mußte der Bund an Gemeinden eine be-
sondere Entschädigung zahlen, wenn deren Haus-
haltsausgleich wegen der vom Bund in Anspruch 
genommenen Grundsteuerbefreiungen für Einrich-
tungen der Bundeswehr usw. gefährdet war. Diese 
Regelung war ihrem Kern nach nicht steuerrechtli-
cher, sondern finanzwirtschaftlicher Natur. Nach 
den verfassungsrechtlichen Bestimmungen des 
Grundgesetzes ist es jedoch Sache der Länder, den 
Haushaltsausgleich der Gemeinden erforderlichen-
falls durch Finanzzuweisungen herbeizuführen. Die 
Regelung des § 26 Grundsteuergesetz alter Fassung 
konnte deshalb nicht als Ausführungsvorschrift zu 
Art. 106 Abs. 8 Grundgesetz gewertet und im Rah-
men der am 9. Juli 1976 erlassenen Ausgleichs-
grundsätze des Bundes beigehalten werden. Insbe-
sondere läßt Art. 106 Abs. 8 Grundgesetz nur den 
Ausgleich von Mindereinnahmen zu und setzt da-
mit voraus, daß vor der Schaffung der Bundesein-
richtung vorhandene Grundsteuereinnahmen ent-
fallen. Der frühere Ersatzbetrag konnte dagegen, 
soweit dies zum Ausgleich des Gemeindehaushalts 
erforderlich war, bis zur Höhe der Grundsteuer ge-
fordert werden, die ohne die Befreiung zu leisten 
gewesen wäre. 

Vizepräsident Westphal: Keine Fragen. 
Dann sind Sie dran mit der Beantwortung der 

Frage 59 des Abgeordneten Weiß, die ich hiermit 
aufrufe: 

Ist die Bundesregierung bereit, die „Grundsätze für die 
Gewährung von Ausgleichszahlungen des Bundes an Ge-
meinden" nach Artikel 106 Abs. 8 GG als Folge von Grund-
steuermindereinnahmen so zu ändern oder neu zu fassen, 
daß insbesondere bei der Ermittlung der ausgleichsfähigen 
Grundsteuermindereinnahmen von den steuerlich relevan-
ten Merkmalen des Grundstückes am 31. Dezember des dem 
Jahr des Ausgleichs vorausgehenden Kalenderjahres ausge-
gangen wird? 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Weiß, 
die Bundesregierung ist in ihren Ausgleichsgrund-
sätzen für Grundsteuermindereinnahmen von der 
letzten steuerlichen Einordnung der Grundstücke 
vor dem Zeitpunkt ausgegangen, in dem der Bund 
die ausgleichsveranlassenden Einrichtungen ge-
schaffen hat. Diese Regelung ist wegen der erfor-
derlichen Unmittelbarkeit sachgerecht. Eine aus-
schließliche Anknüpfung an die steuerlich relevan-
ten Merkmale der Grundstücke am 31. Dezember 
des dem Jahr des Ausgleichs vorausgehenden Ka-
lenderjahres entspricht nicht Art. 106 Abs. 8 des 
Grundgesetzes. Zu einer Änderung der Ausgleichs-
grundsätze von 1976 besteht deshalb kein Anlaß. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Weiß. 

Weiß (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wie beur-
teilt die Bundesregierung das Ergebnis des Arbeits-
kreises 3 des Unterausschusses der Innenminister-
konferenz, wo neue Vorschläge gemacht wurden, 
um die Ausgleichszahlungen zu verbessern, die 
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Weiß 
zwar geleistet werden, aber nicht in dem von den 
Gemeinden benötigten Umfang? 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Diese Ergebnisse, 
Herr Kollege Weiß, sind der Bundesregierung bis-
her offiziell noch nicht zugegangen. Sie wird, nach-
dem das der Fall ist, diese Ergebnisse in ihre Prü-
fungen einbeziehen. 

Vizepräsident Westphal: Wir haben eine Zusatz-
frage des Abgeordneten Stiegler. 

Stiegler (SPD): Herr Staatssekretär, teilen Sie 
nicht meine Auffassung, daß die Kausalitätsbe-
trachtung in diesen Grundsätzen zu eng und re-
striktiv ist und nicht darauf Rücksicht nimmt, daß 
die Entwicklung in den Gemeinden, die diese Aus-
fälle haben, ganz anders als vor 50 oder mehr Jah-
ren ist, als diese staatlichen Einrichtungen geschaf-
fen worden sind, und daß man für diese Ausgleiche 
einen aktuelleren Maßstab finden müßte? 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, nach 
der bisherigen Erkenntnis der Bundesregierung 
reichen diese Grundsätze aus. Aber die Ergebnisse 
des Arbeitskreises werden, wie ich soeben in der 
Antwort auf eine Frage bereits ausgeführt habe, 
natürlich einbezogen. Ich kann heute weder j a noch 
nein auf die Frage sagen, ob hier eine Änderung auf 
Grund dieser Erkenntnisse stattfinden wird. Zur 
Zeit jedenfalls sieht die Bundesregierung keine 
Veranlassung für eine Änderung. 

Vizepräsident Westphal: Wir kommen zur Frage 60 
des Abgeordneten Gansel: 

Ist die Bundesregierung bereit zu verhindern, daß bei den 
zum bundeseigenen Salzgitterkonzern gehörenden Howaldt-
werken-Deutsche Werft weitere Massenentlassungen vorge-
nommen und die bestehenden zivilen Produktionskapazitä-
ten durch sogenannte Sanierungskonzepte weiter zerstört 
werden? 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Gan-
sel, bei den Howaldtswerken-Deutsche Werft sind 
bei der gegenwärtigen Lage keine weiteren Mas-
senentlassungen geplant. 
Stand und Umfang des derzeit verhandelten Auf-

tragsvolumens sind nach dem Urteil des Unterneh-
mens so aussichtsreich, daß sich die Frage weiterer 
Kapazitätsreduzierung gegenwärtig nicht stellt. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Gansel. 

Gansel (SPD): Herr Staatssekretär, war die Bun-
desregierung über die Überlegungen im bundes-
eigenen Salzgitter-Konzern informiert, bei HDW 
den Handelsschiffsneubau abzuschaffen, nur noch 
Kriegsschiffsbau zu betreiben, die Bundesregierung 
aufzufordern, die Richtlinien über den Waffenex-
port zu ändern, und 2 100 Arbeitnehmer zu entlas-
sen, und hat die Bundesregierung dies toleriert? 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregie-
rung war über Überlegungen, wie Sie sie eben ge-
schildert haben, Herr Kollege, informiert. Aber sie 
hat sie weder gebilligt noch toleriert. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage 
des Abgeordneten Gansel. 

Gansel (SPD): In welcher Form hat sich die Bun-
desregierung, wenn sie informiert war und diese 
Überlegungen nicht toleriert hat, vor dem Bekannt-
werden dieser Überlegungen, die ja zu Papier ge-
bracht worden sind, dafür eingesetzt, daß sie nicht 
an die Öffentlichkeit gelangen, um dadurch dazu 
beizutragen, das Vertrauen der Arbeitnehmer in ihr 
Unternehmen und das der Kunden in das Unter-
nehmen nicht zu verringern? 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Gan-
sel, es steht nicht im Einflußbereich der Bundesre-
gierung, Überlegungen, die irgendwo angestellt 
werden, davor zu bewahren, daß sie an die Öffent-
lichkeit gelangen. Wichtig ist, daß die Bundesregie-
rung falsche Wege und falsche Überlegungen nicht 
akzeptiert. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Pfuhl. 

Pfuhl (SPD): Herr Staatssekretär, handelt es sich 
bei diesen Gedanken um eine schriftliche Vorlage 
des Vorstandes der Salzgitter AG oder nur um Din-
ge, die Sie vom Hörensagen kennen? 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Ich vermag im Mo-
ment nicht zu sagen, ob es sich um schriftliche oder 
nur um Überlegungen handelt, die in Gesprächen 
abgehandelt worden sind. Aber ich kann mir sowohl 
das eine als auch das andere vorstellen, Herr Kolle-
ge. 

Vizepräsident Westphal: Dann kommen wir zur 
Frage 61 der Abgeordneten Frau Huber: 

Wird die Bundesregierung für die steuerliche Behandlung 
der Kinderbetreuungskosten den Grundsatz übernehmen, 
daß hinsichtlich des Nachweises der Aufwendungen von ei-
ner typisierenden Betrachtungsweise auszugehen ist, bei der 
eine entgeltliche Beaufsichtigung und Betreuung von Kin-
dern im Regelfall vermutet wird, und daß deshalb auf die 
Vorlage von Einzelbelegen weitgehend verzichtet werden 
kann, wie dies der damaligen Bundesregierung in einer Klei-
nen Anfrage der Abgeordneten Dr. Häfele, Dr. Kreile und 
anderer und der Fraktion der CDU/CSU (Drucksache 8/2724) 
vom 2. April 1979 nahegelegt wurde? 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin Hu-
ber, das Bundesverfassungsgericht hat das Einkom-
mensteuerrecht insoweit für verfassungswidrig er-
klärt, als nicht hinreichend berücksichtigt wird, daß 
berufstätige Alleinstehende durch zusätzlichen 
zwangsläufigen Betreuungsaufwand für Kinder be-
lastet sein können. Zur Beseitigung der Verfas-
sungswidrigkeit soll nun bestimmt werden, daß bei 
Alleinerziehenden solche Kinderbetreuungskosten 
bis zu bestimmten Höchstbeträgen in der tatsächli-
chen Höhe als außergewöhnliche Belastung zu be-
rücksichtigen sind. 
Auf einen Nachweis, zumindest aber auf eine 

Glaubhaftmachung kann grundsätzlich nicht ver-
zichtet werden, da die Verhältnisse zu unterschied-
lich sind und zwangsläufige zusätzliche Kinderbe-
treuungskosten vielfach überhaupt nicht entstehen. 
Pauschalierende Regelungen hätten deshalb eine 
erhebliche Freibetragswirkung zur Folge, die ge- 
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Parl. Staatssekretär Dr. Voss 
genüber Ehegatten mit Kindern nicht vertretbar 
wäre. 
Die Sach- und Rechtslage ist insoweit eine ande-

re, als sie seinerzeit im Zusammenhang mit der 
Betreuungskostenregelung der Jahre 1980 bis 1982 
bestand, auf die sich der Antrag der CDU/CSU-
Fraktion bezieht. Diese Regelung galt allgemein für 
alle Personen mit Kindern, so daß eine Benachteili-
gung von Ehegatten dabei nicht auftreten konnte. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage der Ab-
geordneten Frau Huber. 

Frau Huber (SPD): Herr Staatssekretär, stimmen 
Sie mir darin zu, daß der Einzelnachweis eine den 
Halbfamilien nicht angemessene und zu Mißbräu-
chen geradezu einladende, sehr verwaltungsauf-
wendige Regelung ist und daß es viel besser wäre, 
eine pauschalierte Regelung anzustreben — trotz 
gewisser Schwierigkeiten — oder im Steuerbereini-
gungsgesetz eine vereinfachte Lösung zu finden? 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Ich gebe Ihnen 
gerne zu, Frau Kollegin, daß jede Regelung, die auf 
Nachweis basiert, die verwaltungsaufwendigere ist. 
Aber, Frau Kollegin, es ist auch die billigere. Dar-
über kann man bei der Haushaltssituation, in der 
wir uns befinden, natürlich nicht ganz hinwegblik-
ken. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage 
der Abgeordneten Frau Huber. 

Frau Huber (SPD): Herr Staatssekretär, ich glaube 
nicht, daß das Bundesverfassungsgericht bei dem 
Ernst dieser Angelegenheit auf die Billigkeit einer 
Regelung abgehoben hat, und ich frage Sie, ob diese 
Lösung, die nun seit vielen Jahren ansteht, nicht 
doch im Vordergrund stehen müßte, ohne daß man 
hier allzu bürokratisch vorgeht. 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin Hu-
ber, hier soll eine Ungleichheit abgestellt werden. 
Das wird mit dieser Regelung erreicht. Daher ent-
spricht diese Regelung dem, was das Bundesverfas-
sungsgericht in seinem Urteil gefordert hat. 

Vizepräsident Westphal: Wir kommen zur Frage 62 
der Abgeordneten Frau Huber: 

Wird die Bundesregierung die seinerzeit von den Ländern 
Baden-Württemberg, Bayern, Niedersachsen, Rheinland-
Pfalz und Schleswig-Holstein vertretene Auffassung (vgl. 
BR-Drucksache 552/6/79 vom 30. November 1979) überneh-
men, wonach unter anderem die Beaufsichtigung und Be-
treuung bei Sport und Spiel sowie die musische oder pädago-
gische Betreuung zur einkommensteuerlich berücksichti-
gungsfähigen Kinderbetreuung gehören, oder wird sie der 
noch weitergehenden Auffassung folgen, daß die Begriffe 
„Beaufsichtigung" und „Betreuung" im Interesse einer 
gleichmäßigen steuerlichen Behandlung der Familien weit 
auszulegen sind (vgl. BT-Drucksache 8/2724, Ziffer 1)? 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Die vorgesehene 
Betreuungskostenregelung beschränkt sich auf Al-
leinerziehende. Sie betrifft lediglich den zwangsläu-
figen zusätzlichen Betreuungsaufwand, der wegen 
einer Erwerbstätigkeit entstanden ist. Deshalb ist 
ein Vergleich mit dem früheren Begriff, der Auf-
wendungen für Dienstleistungen zur Beaufsichti-

gung oder Betreuung eines Kindes schlechthin um-
faßte, nicht möglich. Betreuungsaufwendungen, die 
nicht wegen der Erwerbstätigkeit entstehen, son-
dern auch unabhängig davon anfallen, können nicht 
berücksichtigt werden. Anderenfalls wären z. B. 
Ehegatten mit Kindern benachteiligt. Insofern ist, 
wie schon zur Vorfrage erwähnt, eine andere Sach-
und Rechtslage gegeben als diejenige, auf die sich 
die von Ihnen genannten Drucksachen zur früheren 
Betreuungskostenregelung beziehen. 
Nach den Vorstellungen der Bundesregierung 

sollen alle Aufwendungen für Dienstleistungen zur 
Betreuung des Kindes berücksichtigt werden, die 
wegen der Erwerbstätigkeit des Alleinerziehenden 
erforderlich sind. Hierunter kann bei Kleinkindern 
z. B. auch die Betreuung bei Sport und Spiel oder 
bei Schulkindern die Aufsicht bei Erledigung der 
häuslichen Schularbeiten fallen. Aufwendungen für 
Unterricht oder sportliche Betätigungen selbst kön-
nen dagegen aus den dargelegten Gründen nicht 
berücksichtigt werden. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage der Ab-
geordneten Frau Huber. 

Frau Huber (SPD): Herr Staatssekretär, sind Sie 
der Auffassung, daß diese Erklärung die Unter-
schiede ausräumt zwischen den früheren Bemer-
kungen z. B. des Herrn Abgeordneten Häfele und 
dem, was Sie jetzt sagen? 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin Hu-
ber, ich habe soeben darzulegen versucht, daß die 
frühere Regelung grundsätzlich anders war als die 
jetzige Regelung. Man kann nach dem alten römi-
schen Grundsatz: bene iudicat qui bene distinguit — 
gut  urteilt, wer gut unterscheidet — über diese Un-
terschiede nicht hinwegsehen. Man kann das inso-
fern nicht vergleichen. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage 
der Frau Abgeordneten Huber. 

Frau Huber (SPD): Herr Staatssekretär, ich bin in 
der Sache nicht Ihrer Meinung. Aber glauben Sie, 
daß man eine sehr strenge Abgrenzung der Betreu-
ungskosten finden kann, die durch die Berufstätig-
keit einer alleinerziehenden Mutter bedingt sind? 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Ich glaube schon, 
Frau Kollegin Huber, daß man hier die Kausalität 
mit einer doch sehr hohen Wahrscheinlichkeit und 
Bestimmtheit feststellen kann. 

Vizepräsident Westphal: Wir kommen zur Frage 63 
des Abgeordneten Dr. Kunz. — Der Abgeordnete ist 
nicht im Saal. Damit entfällt auch die Frage 64 des 
Abgeordneten Dr. Kunz. Es wird geschäftsord-
nungsmäßig verfahren. 
Damit sind wir am Ende dieses Geschäftsbe-

reichs. Ich danke dem Herrn Staatssekretär Voss. 
Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-

ministers für Wirtschaft. Herr Staatssekretär Grü-
ner steht zur Verfügung. Ich freue mich, daß Sie da 
sind. Ich hörte, daß es Schwierigkeiten gab. Daß Sie 
da sind, ist erfreulich. 
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Vizepräsident Westphal 
Ich rufe die Frage 65 des Abgeordneten Rapp 

(Göppingen) auf: 
Wie beurteilt die Bundesregierung unter dem Gesichts-

punkt des Jugendschutzes sowie in rechtlicher und wirt-
schaftlicher Hinsicht Anregungen aus Kommunalparlamen-
ten und Jugendverbänden, § 5 Abs. 1 Nr. 1 des Gaststättenge-
setzes so zu fassen, daß die gaststättenrechtliche Erlaubnis 
mit der Auflage versehen werden kann, stets mindestens ein 
alkoholfreies Getränk zu einem Preis anzubieten, der nicht 
höher sein darf als der Preis des billigsten alkoholischen 
Getränks in gleicher Menge? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Die Bundesregierung hat sich schon 
mehrfach zu parlamentarischen Fragen nach der 
Preisgestaltung bei nichtalkoholischen Getränken 
in Gastwirtschaften geäußert. Sie hat sich wieder-
holt, zuletzt im Juni vergangenen Jahres in Beant-
wortung einer Frage des Abgeordneten Linsmeier 
durch die Frau Kollegin Karwatzki, dafür einge-
setzt, daß in Gaststätten mindestens ein nichtalko-
holisches Getränk bei gleicher Menge billiger ange-
boten werden sollte als das preisgünstigste alkoho-
lische Getränk. Diesem Ziel dienten und dienen 
wiederholte Appelle an die Gastwirte sowie Gesprä-
che mit dem Deutschen Brauerbund und dem Deut-
schen Hotel- und Gaststättenverband, die regional 
auch schon Erfolge zeigen. Erfreulicherweise wer-
den die Aktivitäten des Bundes ergänzt durch ent-
sprechende Bemühungen von Ländern und Kom-
munen, die vielfach in ihren Pachtverträgen, z. B. 
bei kommunalen Einrichtungen, verlangen, daß ein 
nichtalkoholisches Getränk billiger angeboten wird 
als alkoholische Getränke. Um Jugendliche vor Al-
koholmißbrauch zu bewahren, sieht schließlich die 
von den Koalitionsfraktionen eingebrachte Neufas-
sung des Jugendschutzgesetzes vor, daß künftig die 
Alkoholabgabe in Gaststätten an Minderjährige un-
ter 16 Jahren gänzlich verboten wird. Außerdem 
soll der Vertrieb sogenannter weicher alkoholischer 
Getränke durch Automaten in der Öffentlichkeit 
verboten werden, also hauptsächlich von Bier. 

Angesichts dieser Lage sieht die Bundesregie-
rung derzeit keinen Anlaß, durch weitere gesetzge-
berische Maßnahmen, etwa durch Änderung des 
Gaststättengesetzes, in die freie Preisgestaltung der 
Gastwirte einzugreifen. Dies würde ein negatives 
Präjudiz für andere Bereiche darstellen und könnte 
auch zum Anstieg des Preisniveaus bei alkoholi-
schen Getränken, vor allem beim Bier, führen. Au-
ßerdem könnte ein solches Gebot durch Anbieten 
unattraktiver nichtalkoholischer Getränke faktisch 
umgangen werden. Die Bundesregierung gibt daher 
gezielten gesundheitlichen Aufklärungsmaßnah-
men sowie freiwilligen Maßnahmen des Gewerbes 
den Vorzug. Sie wird die weitere Entwicklung sorg-
fältig beobachten. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Rapp. 

Rapp (Göppingen) (SPD): Herr Staatssekretär, 
hat die Bundesregierung einen Überblick, in wel-
chem Umfang die bisherigen Appelle im Sinne des-
sen, was ich mit dieser Anfrage intendiert habe, 
bereits Erfolg gehabt haben? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
kann Ihnen keine detaillierten Angaben machen, 
aber bestätigen, daß in sehr vielen Fällen freiwillige 
Appelle — auch durch kommunale Initiativen — 
Erfolg gehabt haben, in beachtlichem Maße vor al-
lem in den Lokalen, in denen Jugendliche haupt-
sächlich verkehren. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage des 
Abgeordneten Rapp. 

Rapp (Göppingen) (SPD): Herr Staatssekretär, 
wäre die Bundesregierung bereit, dazu auch einmal 
die Meinung des Jugendinstitutes einzuholen? Ich 
muß vorausschicken, daß ich auf eine gesetzliche 
Regelung nicht unbedingt versessen bin. Dann 
könnte man noch einmal eine qualifizierte Äuße-
rung dazu hören, ob Appelle genügen. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
meine, daß man dieser Anregung nachgehen kann. 
Aber in der Zielsetzung sind wir uns ja einig, so daß 
im Grunde lediglich die Frage zur Diskussion steht, 
ob es zweckmäßig wäre, das über das Gaststätten-
gesetz zu machen. Da ist unsere derzeitige Haltung 
ablehnend, weil wir mehr Schaden als Nutzen be-
fürchten und weil wir auf dezentrale und freiwillige 
Handlungsweise in diesem Bereich besonders gro-
ßen Wert legen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Grünbeck. 

Grünbeck (FDP): Herr Staatssekretär, stimmen 
meine Informationen, daß, wenn man der Frage 
nachgehen würde, nicht nur die Änderung des Gast-
stättengesetzes erforderlich wäre, sondern auch die 
Änderung der Gewerbeordnung in § 1, nämlich der 
Gewährleistung der Gewerbefreiheit in der Bundes-
republik, erforderlich wäre? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ich meine, Herr Kol-
lege, daß es genügen würde, das Gaststättengesetz 
zu ändern. Ich bin aber auf Ihre Frage nicht vorbe-
reitet. Sollte sich diese Antwort nicht bestätigen, 
werde ich Ihnen schriftlich Nachricht geben. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Pfuhl. 

Pfuhl (SPD): Herr Staatssekretär, wäre die Bun-
desregierung wenigstens in der Lage, zu versuchen, 
dem Herrn Bundeskanzler in das Redemanuskript, 
welches er anläßlich der Tagung des Deutschen Ho-
tel- und Gaststättenverbandes in der übernächsten 
Woche hier in der Beethovenhalle benutzen wird, 
dieses Thema mit hineinzuschreiben? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, wir 
schreiben dem Herrn Bundeskanzler seine Reden 
nicht vor. Aber ich halte das für eine wichtige Anre-
gung, und ich werde sie gerne weiterleiten. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Gansel. 

Gansel (SPD): Herr Staatssekretär, hängt Ihre ab-
lehnende Antwort zu dem Vorschlag in der Fra-
ge 65, Gaststätten zu zwingen, ein nichtalkoholi- 
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Gansel 
sches Getränk billiger anzubieten, damit zusam-
men, daß die Frage 64 des Abgeordneten Kunz  — 
die  leider wegen der Abwesenheit des Abgeordne-
ten nicht beantwortet werden konnte — darauf ab-
zielte, von der Bundesregierung eine Garantie zu 
erhalten, daß sie auch weiterhin die auf Familienbe-
triebsbasis organisierte deutsche Agraralkoholer-
zeugung erhalten will? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
weiß zwar nicht, was der Kollege Kunz gefragt hat, 
aber ich will Ihnen ganz klar sagen, daß dieses Ziel, 
ein nichtalkoholisches Getränk billiger anzubieten 
als ein alkoholisches Getränk, von uns voll unter-
stützt wird und daß wir glauben, daß das auf freiwil-
liger Basis insbesondere vor Ort am leichtesten er-
reicht werden kann. Wir fürchten, daß gesetzliche 
Regelungen eher das Gegenteil bewirken könnten, 
nämlich Umgehungsmaßnahmen auslösen würden. 
Hier sind die Kommunen, hier sind die Jugendver-
bände, hier sind die Parteien vor Ort gefordert, ein-
schließlich der Organisationen des Gaststättenge-
werbes. 

Vizepräsident Westphal: Herr Grüner, die große 
Ernsthaftigkeit Ihrer Antwort ehrt Sie. Daß Sie bei 
Herrn Gansel öfter damit rechnen müssen, daß es 
ironische Fragen sind, schlage ich Ihnen vor in der 
Zukunft zu beachten. 
Wir kommen zur Frage 66 des Abgeordneten Dr. 

Rose, der aber nicht im Saal ist. Es wird entspre-
chend den Richtlinien der Fragestunde verfahren. 
Die Fragen 67 und 68 des Abgeordneten Dr. 

Klejdzinski sowie die Frage 69 des Abgeordneten 
Menzel sind zurückgezogen worden. Die Frage 70 
des Abgeordneten Bindig ist zur schriftlichen Be-
antwortung vorgesehen. 

Ich rufe die Frage 71 des Abgeordneten Gansel 
auf: 

Aus welchen Gründen hat die Bundesregierung die Export-
genehmigung für zwei U-Boote nach Chile vor der bevorste-
henden Beschlußfassung des Deutschen Bundestages über 
die Chile-Resolution erteilt, und wie verträgt sich diese Ge-
nehmigung mit der in den politischen Grundsätzen der Bun-
desregierung vom 28. April 1982 aufgeführten „inneren Lage 
des betreffenden Landes"? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Gansel, 
ich nehme nicht an, daß ich bei der Beantwortung 
dieser Frage den Ratschlag des Herrn Präsidenten 
befolgen soll, das, was hier gefragt wird, für ironisch 
zu halten. 
Die Lieferung von U-Booten nach Chile war in 

der Vergangenheit wiederholt Gegenstand parla-
mentarischer Anfragen. In ihren Antworten hat die 
Bundesregierung — auch die von der SPD-geführte 
Regierung — jeweils zum Ausdruck gebracht, daß 
der Bundessicherheitsrat im Juni 1980 unter Abwä-
gung aller hierfür maßgeblichen politischen Ge-
sichtspunkte diesem Exportvorhaben insgesamt zu-
gestimmt hat und daß gemäß dieser Entscheidung 
zunächst die Herstellungsgenehmigung erteilt wor-
den ist. Die Ausfuhrgenehmigung sollte zu einem 
ausfuhrnahen Zeitpunkt erteilt werden, falls sich 
die Umstände zwischenzeitlich nicht entscheidend 
verändern. 

Nachdem die U-Boote nunmehr fertiggestellt sind 
und die tatsächliche Ausfuhr der U-Boote unmittel-
bar bevorsteht, hat das Bundeswirtschaftsministe-
rium im Einvernehmen mit dem Auswärtigen Amt 
und dem Verteidigungsministerium vergangene 
Woche die erforderliche Exportgenehmigung erteilt. 
Eine erneute Prüfung der Ressorts hat keine An-
haltspunkte dafür ergeben, daß sich die maßgebli-
chen politischen Gesichtspunkte für die seinerzei-
tige positive Entscheidung des Bundessicherheits-
rates inzwischen entscheidend verändert haben. 
Unter diesen Umständen konnte auch eine bevor-

stehende Beschlußfassung des Deutschen Bundes-
tages über den Antrag Ihrer Fraktion zur Lage in 
Chile keine Veranlassung bieten, die Genehmigung 
weiter aufzuschieben. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter Gan-
sel, ich lasse noch Ihre beiden Zusatzfragen zu. 
Dann müssen wir zum Schluß der Fragestunde 
kommen. 

Gansel (SPD): Herr Staatssekretär, stimmen Sie 
mir darin zu, daß das Kriegswaffenexportgesetz 
den Begriff der Exportgenehmigung nicht kennt 
und daß das Kriegswaffenkontrollgesetz bewußt 
zwischen der Erteilung einer Produktionsgenehmi-
gung und der Erteilung der Überlassungs- bzw. Be-
förderungsgenehmigung unterscheidet und daß das 
Gesetz verlangt, die rechtlichen Voraussetzungen 
jeweils im Augenblick der Erteilung der Genehmi-
gung zu überprüfen, und daß das, was Sie hier be-
hauptet haben, im eklatanten Widerspruch zu dem 
steht, was Sie selbst bisher in Fragestunden erklärt 
haben, daß nämlich die Bundesregierung zum gege-
benen Zeitpunkt überprüfen wird, ob die Vorausset-
zungen für die Überlassungsgenehmigung gegeben 
sind? Das ist wirklich etwas vollkommen Neues, 
was Sie hier erklären. Das steht im eklatanten Wi-
derspruch zum Gesetz. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich be-
stätige, was Sie sagen und was ich eben vorgetra-
gen habe, daß es nämlich zwei Entscheidungen gibt, 
einmal die Entscheidung für die Produktion und 
dann die Entscheidung für die tatsächliche Ausfuhr. 
Ich habe gerade eben dargelegt, daß wir bei der 
Ausfuhrgenehmigung überprüft haben, ob sich ge-
genüber der Entscheidung für die Produktion we-
sentliche Veränderungen in der Einschätzung von 
Chile ergeben haben. Das ist nicht der Fall. 

Vizepräsident Westphal: Noch eine Zusatzfrage. 

Gansel (SPD): Herr Staatssekretär, das chileni-
sche Militärregime hat wenige Tage nach der Ertei-
lung der Überlassungsgenehmigung wiederum den 
Ausnahmezustand verhängt. Die Richtlinien der 
Bundesregierung verlangen die Berücksichtigung 
der inneren Lage des Landes. Hätte die Bundesre-
gierung die Lieferung auch genehmigt, wenn gleich-
zeitig in Chile der Ausnahmezustand verhängt wor-
den wäre? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
kann nur noch einmal unterstreichen, daß sich 
beim Vergleich der Situation in Chile zu dem Zeit- 
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punkt, als unter Vorsitz von Bundeskanzler 
Schmidt im Juni 1980 die Produktionsgenehmigung 
erteilt worden ist, nach unserer Einschätzung hin-
sichtlich aller in Frage stehenden Gesichtspunkte 
gegenüber der heutigen Situation keine grundle-
gende Veränderung ergeben hat, die einen Anlaß 
geben dürfte, die Ausfuhr heute anders zu bewerten 
als damals die Produktionsentscheidung, die — 
auch in ihren wirtschaftlichen Folgen, wenn ich ein-
mal die Erlaubnis gebe, zu produzieren — ja von 
sehr viel größerer Tragweite ist, als wenn ich vor 
der Frage stehe, ob ich fertiggestellte U-Boote nicht 
ausliefern lasse. 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, wir sind am Ende der Fragestunde. Ich danke 
Herrn Parlamentarischen Staatssekretär Grüner 
für die Beantwortung der Fragen. 

Wir kommen dann zum Tagesordnungspunkt 3, 
den ich hiermit aufrufe: 

Beratung des Agrarberichts 1984 der Bundes-
regierung 
— Drucksachen 10/980, 10/981 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (fe-
derführend) 
Haushaltsausschuß 

Das Wort zur Einbringung hat der Bundesmini-
ster für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten. 

Kiechle, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die 
Einbringung des Agrarberichts und die Agrarde-
batte hier im Deutschen Bundestag fallen in eine 
Zeit höchster agrarpolitischer Aktualität. Trotz gro-
ßer Kompromißbemühungen der meisten Regie-
rungschefs war es in Brüssel nicht möglich, Eini-
gung über das „Stuttgarter Paket" zu erreichen. Da-
bei schienen die schwierigsten Probleme bereits 
durch die intensiven Verhandlungen des EG-Agrar-
ministerrates gelöst. 

Am 23. März haben rund 20 000 Bauern in Dort-
mund bei der Kundgebung des Deutschen Bauern-
verbandes demonstriert. Ich weiß: Die waren nicht 
zu ihrem Vergnügen dort. Was sie dorthin trieb, war 
die Sorge um ihre Existenz, war Angst um ihre 
Zukunft. 

Ich habe Verständnis dafür und begreife die Un-
ruhe der Bauern. Im Grunde genommen habe ich 
auf der Kundgebung mit unseren Bauern mitde-
monstriert, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

und zwar gegen die wenig vorausschauende Agrar-
politik der Gemeinschaft in den 70er Jahren und 
gegen die egoistische Unnachgiebigkeit eines Mit-
gliedstaates und die Blockade von Entscheidungen, 
über die wir uns im Prinzip ja schon alle einig 
waren. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
messe dem Agrarbericht zwei grundlegende Aufga-
ben bei: Einmal beschreibt er das agrarpolitische 

Programm der Bundesregierung, zum anderen ist 
er auch quasi der Geschäftsbericht über das abge-
laufene Wirtschaftsjahr 1982/83 in der Landwirt-
schaft. Ich muß aber hinzufügen, daß ich erst im 
letzten Quartal des Berichtszeitraumes mein Amt 
und damit die Verantwortung übernommen habe. 

Das wirtschaftliche Ergebnis im Berichtsjahr 
kann sich dem ersten Anschein nach sehen lassen: 
Die Einkommen der Landwirte stiegen 1982/83 je 
Familienarbeitskraft von 22 890 DM um immerhin 
14,8 % auf 26 282 DM. Es ist ein gutes Ergebnis, 
obwohl es nur 1 000 DM über dem Ergebnis des 
Jahres 1975 liegt und auch in den sieben Jahren 
dazwischen nie erreicht wurde. 

Man sollte annehmen, daß ich als Landwirt-
schaftsminister allen Grund hätte, zufrieden zu 
sein. Ich bin es nicht, und es gibt leider auch keine 
Veranlassung dazu. 

Erstens können die landwirtschaftlichen Einkom-
men nur in sehr begrenztem Umfang durch mich 
als Landwirtschaftsminister und durch die Politik 
beeinflußt werden. Andere Faktoren sind wichti-
ger. 

Das zeigt auch die Analyse über die Ursachen des 
Ergebnisses vom Wirtschaftsjahr 1982/83. So hatte 
unsere Landwirtschaft 1982 eine ausgezeichnete 
Ernte — ein Hinweis für die enge wirtschaftliche 
Abhängigkeit auch einer hochmodernen Landwirt-
schaft von der Witterung. 

93 % des Einkommenszuwachses waren mengen-
begründet. Wir hatten aber ebenfalls teilweise ver-
besserte Erzeugerpreise — plus 1,6 % ohne Sonder-
kulturen — bei gleichzeitig geringem Anstieg der 
Betriebsmittelpreise, nämlich von plus 1,8 %. Trotz-
dem: Nur rund 7 % des Gewinnzuwachses in dem 
beschriebenen Wirtschaftsjahr waren preisbedingt. 

Zweitens muß man das Ergebnis richtig einord-
nen, und zwar in den Durchschnitt der Jahre. Wenn 
ich mir deshalb anschaue, wie die Einkommensent-
wicklung in der Landwirtschaft zur Zeit aussieht 
und was man bis zum Ende des laufenden Wirt-
schaftsjahres erwarten muß, so ist das wenig er-
freulich. 

Die Einkommensvorausschätzung für 1983/84 
läßt einen Einkommensrückgang von den bereits 
genannten 26 282 DM um rund 22 % auf rund 20 500 
DM befürchten. Ich würde lieber etwas Angeneh-
meres berichten. Ich kann es leider nicht, denn Zah-
len sprechen ihre eigene Sprache. 

Eines dürfte die kurze Darstellung der Ursachen 
der Einkommensentwicklung schon gezeigt haben: 
Die Politik bestimmt das Einkommen der Land-
wirte nur beschränkt. Neben den Launen der Witte-
rung, neben der Erntemenge, die wir nur sehr be-
grenzt beeinflussen können, sind es vornehmlich 
die am Markt erzielbaren Preise, die die Einkom-
menshöhe bestimmen. Die Marktpreise sind weit-
gehend von der Lage auf den Märkten abhängig. 
Sind die Märkte in Ordnung, sind es im Regelfall 
auch die Preise. 

(Freiherr von Schorlemer [CDU/CSU]: 
Sehr wahr!) 
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Sind die Märkte überlastet, kann keine Agrarpolitik 
auf Dauer höhere Preise garantieren. 

(Freiherr von Schorlemer [CDU/CSU]: Ge-
nauso ist es!) 

Um es auf eine kurze Formel zu bringen: Nur 
gleichgewichtige Märkte und funktionsfähige 
Marktordnungen verbürgen kostengerechte Erzeu-
gerpreise und auskömmliche Gewinne. 

(Freiherr von Schorlemer [CDU/CSU]: Das 
ist es!) 

Wir müssen deshalb die Märkte sanieren, wenn wir 
eine solide Basis für eine positive Entwicklung in 
der Landwirtschaft zurückgewinnen wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Und das muß schnell geschehen. Denn die Produk-
tion läuft weiter; die fundamentalen Ungleichge-
wichte verstärken sich. 

Die einseitig wachstumsorientierte EG-Agrarpo-
litik der 70er Jahre muß korrigiert werden! Damals 
gab es noch zusätzliche Absatzmöglichkeiten auf 
den wichtigsten Agrarmärkten, so daß eine Produk-
tionsausdehnung auch mit Hilfe von öffentlichen 
Mitteln zu vertreten war. Und es gab noch Abwan-
derungsraten aus der Landwirtschaft von 4 % und 
mehr, so daß wachstumswillige Landwirte Produk-
tionskapazitäten dazukaufen oder pachten konnten, 
weil diejenigen, die aus der Landwirtschaft aus-
schieden, schnell einen Arbeits- oder Ausbildungs-
platz erhalten konnten. Die Agrarpolitik in der Ver-
gangenheit war — und begünstigte — Wachstum 
vor Rationalisierung, war Technisierung, Intensi-
vierung und Abwanderung von Arbeitskräften aus 
der Landwirtschaft. 

Als der Selbstversorgungsgrad bei landwirt-
schaftlichen Produkten in der EG zunehmend an-
stieg, als aus dem Zuschußmarkt ein Überschuß-
markt wurde und die Landwirte wegen verschlech-
terter außerlandwirtschaftlicher Erwerbsalternati-
ven nicht mehr abwanderten, sondern die innerbe-
triebliche Aufstockung forcierten — zu diesem Zeit-
punkt hätte die Politik spätestens reagieren müs-
sen. Einschnitte wären damals relativ leicht zu ver-
kraften gewesen. Leider ist durch die Agrarmini-
sterräte nichts geschehen. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: 
Eben!) 

Nur wer wächst, hat Zukunft; je größer der Betrieb, 
desto mehr Zukunft; wachsen oder weichen — so 
war das Konzept, und dies galt EG-weit. 

(Freiherr von Schorlemer [CDU/CSU]: Von 
Mansholt geprägt!) 

Hilfen für wenige wurden zu Verlusten für viele. 

An dieser Stelle möchte ich ein Wort zu Herrn 
Minister Ertl sagen: Er hatte rechtzeitig und vielfäl-
tig, wie ich weiß, auf diese Problematik verwiesen. 
Er fand allerdings weder bei seinen Kollegen im 
Brüsseler Agrarrat noch bei der Mehrheit seiner 

Kollegen im damaligen Kabinett Schmidt Verständ-
nis und Unterstützung. 

(Hört! Hört! — Rufe von der CDU/CSU — 
Müller [Schweinfurt] [SPD]: Aber bei der 
CDU/CSU, was?! — Weitere Zurufe von der 

SPD) 

„Wachsen oder weichen" war die Idee eines 
Agrarkommissars, der heute ökologischen Landbau 
betreibt. Es war die Konzeption, die auf der Theorie 
der Wachstumsjahre aufbaute und vergessen hatte, 
daß sich die Rahmenbedingungen zwischenzeitlich 
verändert hatten. Ich kann nur mit Goethe sagen: 
„Erst laßt ihr die Armen schuldig werden, dann 
überlaßt ihr sie der Pein." Die Pein besteht darin, 
daß die Entscheidungen jetzt von dem Druck stei-
gender Überschüsse und kaum zu finanzierender 
Marktordnungskosten diktiert werden, daß Hoff-
nungen enttäuscht, daß Kapazitäten stillgelegt wer-
den müssen. 

Nun, ich verteidige nicht gern etwas Unerfreuli-
ches, wenn ich dafür nicht einmal verantwortlich 
bin, sondern — im Gegenteil — stets davor gewarnt 
habe. Aber jetzt trage ich die Verantwortung. Ich 
sage Ihnen: Diese Regierung erklärt nicht nur die 
Überschüsse — das kann ein Konvent von Ökono-
mieprofessoren sicherlich besser —, diese Regie-
rung unternimmt auch etwas dagegen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn die alten, gepredigten Wege nicht mehr gang-
bar sind, dann muß man umsteigen. Dazu gehören 
Kraft und politischer Durchsetzungswille, nicht das 
schicksalsergebene Klagen über die Widrigkeiten 
der äußeren Umstände. 

Ich bin nicht der Politiker, der sich die Entwick-
lung wie eine Theateraufführung aus der Zuschau-
erloge anschaut. Ich halte es mehr mit Dantes Wor-
ten „Der eine wartet, daß die Zeit sich wandelt. Der 
andere packt sie kräftig an — und handelt". Ich 
dränge auf Lösungen, die eigentlich schon längst 
überfällig sind, die eigentlich schon vor Jahren fal-
len mußten; denn die Überschüsse innerhalb der 
Europäischen Gemeinschaft saugen jegliche freie 
Finanzmasse in dieser Gemeinschaft auf. Das kann 
niemand wünschen, am wenigsten die Landwirte 
selbst. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die 
Mängel von heute sind die Fehler von' gestern. 
Diese Fehler zwingen zu Entscheidungen, die 
durchaus zur Folge haben können, daß drei bis vier 
schwierige agrarpolitische Jahre auf uns warten. 
Nur: Wäre Nichtstun eine Alternative? Hören Sie 
sich doch einmal die Zahlen über die Bestände in 
den Interventionslägern an: rund 1 Million t über-
schüssiges Magermilchpulver, rund 900 000 t über-
schüssige Butter, rund 9 Millionen t überschüssiges 
Getreide, ein Zuviel an Wein von rund 20 bis 30 Mil-
lionen Hektolitern, alles unbezahlt, alles nur auf 
Kredit finanziert. An diesen Zahlen kommt nie-
mand vorbei, weder durch Diskutieren noch durch 
Demonstrieren, weder durch Manipulieren noch 
durch Protestieren. Hier muß der Rechenstift be

-

nutzt werden. Um zu den richtigen Beschlüssen zu 
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kommen, hilft nur das Einmaleins, nicht die Men-
genlehre. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Was also tun? Weiterwursteln, auf die Hoffnung 
bauen, daß es irgendwo auf der Welt durch 
schlechte Ernten oder einen Anstieg der Kaufkraft 
zusätzliche Nachfrage gibt? Ich bin nicht gewillt, 
auf solche vagen Zufälligkeiten eine langfristige Po-
litik aufzubauen. 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Richtig er-
kannt!) 

Wir müssen deshalb zu wirksameren Änderungen 
kommen. Kein politisches und ökonomisches Sy-
stem kann starr und unverändert über Jahrzehnte 
hinweg existieren; eine lebendige Demokratie, eine 
dynamische Wirtschaft muß sich anpassen, und das 
gilt auch für die EG-Agrarpolitik. 

Wir, die EG-Landwirtschaftsminister, bemühen 
uns, für den Agrarbereich die entscheidenden 
Schritte zu tun. Wir haben die Chance vorbereitet, 
um mit einer revidierten Agrarpolitik Europa wie-
der voranzubringen. Meine sehr verehrten Damen 
und Herren, in Brüssel geht es nicht darum, daß 
jemand den Saal als Sieger verläßt. Wir werden alle 
Federn lassen müssen, wir werden alle Zugeständ-
nisse machen müssen. Wir haben agrarpolitische 
Grundsatzbeschlüsse gefaßt, und darum wird auch 
im Prinzip nichts mehr geändert. Jetzt ist nur noch 
mein Ziel, das ganze so schnell wie möglich in Kraft 
treten zu lassen und damit die Agrarmarktordnun-
gen finanzierbar und sicher zu machen und Unsi-
cherheit von unserer Landwirtschaft wegzuneh-
men. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich möchte nur die drei wichtigsten Bereiche her-
ausheben. Wir haben uns im Grundsatz auf eine 
Garantiemengenregelung bei Milch und — in modi-
fizierter Form — auch bei anderen Produkten geei-
nigt. Wir haben in der Frage des deutschen Wäh-
rungsausgleichs sowie der Agrarpreise vorläufige 
Beschlüsse gefaßt. Wenn auch nicht jedes Detail 
meinen Wünschen entspricht, so glaube ich, daß ich 
bei diesen Ergebnissen mit gutem Gewissen vor die 
deutschen Bauern, vor den deutschen Verbraucher 
und vor den deutschen Steuerzahler treten kann. 
Mehr war politisch nicht durchsetzbar. Und unter 
dem Vorbehalt einer endgültigen Einigung möchte 
ich dazu folgendes sagen: 

Bei der Garantiemengenregelung für Milch be-
trägt diese Garantiemenge künftig 97 800 000 t für 
Europa. Damit wären wir endlich auf dem richtigen 
Weg, die ausufernde Milchproduktion einzudäm-
men, bei uns und EG-weit, und zwar mindestens 
fünf Jahre lang; denn das ist die erst einmal be-
schlossene Laufzeit für die Garantiemengenrege-
lung. Während einer einjährigen Übergangszeit 
1984/85 wird die Garantiemenge allerdings um 
1 Million t höher angesetzt. Um diese zu finanzie-
ren, muß die Erzeugermitverantwortung für ein 
Jahr um einen Prozentpunkt auf 3 % angehoben 
werden. 

Dieses Beispiel läßt eines ganz klar erkennen: 
Sobald die Produktion nicht so stark zurückgefah-
ren wird wie erforderlich, werden finanzielle Lük-
ken aufgerissen, die dann von den Landwirten sel-
ber wieder gestopft werden müssen. 

Wer vorschnell über das Garantiemengenmodell 
reden und richten will, sollte an den Selbstversor-
gungsgrad bei Milch in der Europäischen Gemein-
schaft denken: 114 % 1981, 118% 1982 und 123% 1983 
— eine beklemmende Entwicklung. 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Sagen Sie 
auch, aus welchen Betrieben die kommt!) 

Nur wer sich diese Zahlen vor Augen hält, kann ver-
stehen, weshalb ich mich für das Garantiemengen-
modell ausgesprochen habe. — Frau Kollegin, mor-
gen ist Debatte. Da können wir dann darüber re-
den. 

Soziale Verantwortung, die ein untrennbares Ele-
ment unserer Sozialen Marktwirtschaft ist, verbie-
tet die Lösung über eine wie auch immer geartete 
Preissenkung, egal, ob direkt oder indirekt. Radi-
kale Preissenkungen eröffnen keine Zukunftsper-
spektiven. Aber sie steigern die Unruhe, erzeugen 
Pessimismus und führen letztendlich zu verzweifel-
ter Resignation. Und sie sind Wegbereiter von 
Agrarfabriken. — Das, meine sehr verehrten Da-
men und Herren, ist eine Politik, die ich nicht will. 

Denken Sie daran: Die Agrarpolitik ist immer 
noch die wichtigste gemeinschaftswirksame Politik. 
Ohne sie hätten wir nie die Integrationsfortschritte 
durchsetzen können, die bisher erreicht worden 
sind, 

(Paterna [SPD]: Das ist eine kühne 
These!) 

Integrationsfortschritte, von denen Industrie und 
Gewerbe in erheblichem Umfang profitiert haben 
und profitieren; denn ohne gemeinsame Agrarpoli-
tik gäbe es nicht die Zollunion, gäbe es nicht den 
Wegfall der Zölle und den damit verbundenen er-
heblichen industriellen Warenaustausch. Schließ-
lich — und deswegen ist die These nicht kühn, son-
dern wahr — wickeln wir knapp die Hälfte, 48 
genau, unseres gesamten Außenhandels mit den 
EG-Mitgliedstaaten ab. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Was noch besonders wichtig ist: Aus den neun Part-
nerstaaten haben wir 1983 für 192 Milliarden DM 
importiert, und wir haben für 208 Milliarden DM 
dorthin exportiert. Das ergab im vergangenen Jahr 
einen deutschen Handelsüberschuß von 16 Milliar-
den DM; ein Jahr zuvor waren es 25 Milliarden DM. 
Ich lehne deshalb auch eine Diskussion ab, bei der 
sich unser Verhältnis zu Europa auf die Höhe des 
deutschen Nettozahler-Beitrages verkürzt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber ich betone eines: Man kann die landwirt-
schaftlichen Marktordnungen nur durch Wandel 
und Erneuerung retten, nicht durch das Verharren 
in alten Gewohnheiten. Ich möchte hinzufügen: 
Wandel, auch unbequemer Wandel, bedeutet nicht, 
daß wir das System aufgegeben hätten. Wir hätten 
ihn schon lange in Form einer Garantiemengenre- 
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gelung haben müssen, diesen Wandel — wenn Sie 
so wollen, sogar: diese Wende —, um die Produktion 
steuern zu können. 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Das stimmt!) 

Damals wäre es noch einfach gewesen, weil wir die 
Produktion nicht hätten einschränken müssen. 

Die Garantiemengenregelung, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, ist eine Zukunftslösung für 
die Landwirtschaft, da sie die Voraussetzung für 
eine an Kosten und Inflationsraten orientierte 
Preispolitik ist. 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Sie wissen, 
daß das nicht stimmt!) 

Es werden jetzt in den nächsten Tagen noch zahl-
reiche technische Details zu entscheiden sein. Eines 
läßt sich allerdings definitiv sagen: 

Erstens werden wir in der Bundesrepublik 
Deutschland 1983 als Referenzjahr für die einzelbe-
trieblichen Garantiemengen zugrunde legen, um 
die Anzahl der Härtefälle möglichst eng zu begren-
zen. 

Zweitens werden in meinem Hause Überlegun-
gen angestellt, die Verringerung für die einzelnen 
Landwirte unterschiedlich hoch ausfallen zu lassen, 
je nach Produktionssteigerung zwischen 1981 und 
1983. 

Drittens. Eine Handelbarkeit der Garantiemen-
gen ist nicht vorgesehen. Allerdings wird es die 
Möglichkeit geben, die Garantiemengen zu übertra-
gen, so z. B. beim Übergang des Betriebes oder von 
Teilflächen mit dazugehörigen Garantiemengen auf 
dem Erb-, Pacht- oder Kaufweg. 

Viertens denken wir darüber nach, ob nicht zu-
sätzliche Maßnahmen denkbar sind, um von der ho-
hen Milchproduktion weiter herunterzukommen. 
Eine Überlegung ist, ob die EG-Kommission Garan-
tiemengen aus dem Markt herauskaufen kann, 
etwa über die Gewährung einer zeitlich begrenzten 
Rente. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, neben 
der Garantiemengenregelung für Milch war die Lö-
sung der Frage des deutschen Währungsausgleichs 
das zweite entscheidende Problem. Ich habe nie-
mals erklärt, daß man über die Höhe des Grenzaus-
gleichs nicht verhandeln könnte. Allerdings habe 
ich gesagt: kein Abbau zu Lasten der deutschen 
Bauern. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir haben durch einen Kompromiß das Problem 
gelöst, ohne daß die deutschen Bauern die Zeche 
bezahlen müssen. 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: 2 %!) 

Die Lösung sieht wie folgt aus. 

Erstens wird bei Beginn des Wirtschaftsjahres — 
für Milch z. B. am 1. April 1984, so die Beschlüsse 
noch rechtzeitig an diesem Wochenende fallen — 
für jedes einzelne Produkt der positive deutsche 
Währungsausgleich um drei Prozentpunkte ein-
kommensneutral gesenkt, während sich die negati-

ven Beträge anderer Mitgliedstaaten um diese drei 
Prozentpunkte erhöhen. 

Zweitens wird am 1. Januar 1985 der deutsche 
Währungsausgleich noch einmal um fünf Prozent-
punkte verringert. Dieser Abbau des Währungsaus-
gleichs würde nun allerdings zu einer entsprechen-
den Einkommenssenkung führen — ein Ergebnis, 
das für den deutschen Bauern, die deutsche Land-
wirtschaft, absolut unzumutbar wäre. 

Daher hat sich die Bundesregierung dazu durch-
gerungen, einen nationalen Ausgleich über eine 
dreiprozentige Anhebung der Vorsteuerpauschale 
zu gewähren. Damit wird alles in allem ein Einkom-
mensverlust verhindert. Damit werden die Kosten 
für eine europapolitisch notwendige Maßnahme 
durch die Gemeinschaft des Volkes getragen und 
nicht den Bauern aufgebürdet. Mit dieser Lösung 
hat die Bundesregierung ihr Wort gegenüber den 
Landwirten gehalten. 

(Lachen bei der SPD — Zuruf von der SPD: 
Das sieht man! — Zuruf der Abg. Frau Dr. 
Vollmer [GRÜNE] — Weitere Zurufe von 

der SPD) 

— Lachen ist kein Diskussionsbeitrag, auch kein 
Zwischenruf. Aber wir können uns das morgen ein-
mal vorrechnen. Sie werden sehen: Am Einmaleins 
scheitert auch Ihr Lachen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Drittens verbleibt noch ein Grenzausgleichsrest-
betrag von 1,8 Punkten. Dieser wird bis zum Beginn 
des Wirtschaftsjahres 1987/88 für jedes Erzeugnis 
abgebaut, allerdings auch nur in dem Rahmen, wie 
die Preis- und Einkommensentwicklung in der 
Landwirtschaft es zulassen, also nach dem bisher 
seit über zehn Jahren geltenden Gentlemen's 
Agreement.  

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ange-
sichts der D-Mark-Stärke müssen wir immer wie-
der damit rechnen, daß es zu neuen Aufwertungen 
kommt. Damit diese dann nicht wie bisher wieder 
zu einem positiven Währungsausgleich führen, den 
wir dann bei den nächsten Preisverhandlungen 
zum Teil wieder gegen Preiserhöhungen abzubauen 
hätten, haben wir uns zu einem System durchge-
rungen, das neue Währungsausgleichsbeträge nur 
noch in Abwertungsländern entstehen läßt. So ha-
ben wir anstatt des Danaergeschenkes des Gentle-
men's Agreement von 1979 eine zukunftsorientierte 
Lösung. Sie verhindert, daß bei jeweils notwendigen 
Währungsveränderungen das Problem des Wäh-
rungsausgleichs erneut hochkommt, und beseitigt 
einen europäischen Zankapfel. Beim Währungsaus-
gleich und beim Garantiemengenmodell hat sich 
die deutsche Position durchsetzen lassen. Dies ist 
ein Erfolg. 

Der dritte Problembereich waren die eigentlichen 
Preisverhandlungen. Sie waren äußerst schwierig, 
und im großen und ganzen ist eine Null-Runde her-
ausgekommen. Mehr war leider nicht durchsetzbar. 
Ich sage dies, obwohl ich weiß, daß die Bauern von 
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der Einkommenslage her eigentlich Preiserhöhun-
gen haben müßten. 

(Eigen [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Zu den Entscheidungen bei den einzelnen Pro-
dukten ist folgendes zu sagen: 

Bei Milch, dem wichtigsten Produkt, haben wir 
die derzeitigen Preise halten können, auch bei Zuk-
ker, auch bei Roggen. Bei Rindfleisch haben wir 
zwar einer einprozentigen Senkung der Orientie-
rungspreise zustimmen müssen, was eine geringfü-
gige Reduzierung der Abschöpfungen an den Gren-
zen zur Folge hat; die Ankaufspreise bei den Inter-
ventionsstellen blieben bei uns davon aber weitge-
hend unberührt. Durch die gleichzeitig beschlos-
sene Anwendung des Handelsklassensystems bei 
der Dauerintervention wird sich der Ankaufspreis 
für Jungbullen sogar um knapp 1 % erhöhen. 

Leider konnten wir die Preise für Weichweizen, 
Gerste und Raps im Rahmen der Preisverhandlun-
gen nicht voll auf dem derzeitigen Stand halten. Ich 
hatte nur die Wahl, entweder eine einprozentige 
Senkung der Preisstützung bei Weichweizen und 
Gerste oder den Wegfall der Anfangsintervention 
bei Brotgetreide zu akzeptieren. Ich habe nicht 
lange gezögert: Der Wegfall der Anfangsinterven-
tion wäre für die deutsche Landwirtschaft ungleich 
teurer gewesen. Ich habe damit ein kleineres Übel 
akzeptiert, um ein größeres zu verhindern. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Sie 
wissen, daß alle Entscheidungen in der Markt- und 
Preispolitik die Zustimmung auch der übrigen neun 
Mitgliedstaaten erforderlich machen. Zehn Mit-
gliedstaaten mit so unterschiedlichem sozialen, kul-
turellen, ökonomischen und politischen Hinter-
grund auf eine einheitliche Linie zu bringen, das ist 
ein langwieriges Geschäft. In der Agrarstrukturpo-
litik ist das im Prinzip zwar ähnlich, aber wir haben 
etwas mehr nationalen Spielraum. Wir gehen davon 
aus, daß zukünftig die bisherige Förderschwelle im 
einzelbetrieblichen Förderungsprogramm EG-weit 
durch betriebsbezogene Kriterien ersetzt wird. An 
die Stelle von Betriebsentwicklungsplänen treten 
Betriebsverbesserungspläne. Es gibt künftig keine 
Klassifizierung mehr in förderungswürdige und 
nichtförderungswürdige Betriebskategorien. Ich 
stelle mit Befriedigung fest, daß sich die EG-Kom-
mission in dieser Frage der Auffassung der Bundes-
regierung angeschlossen hat; denn die Förder-
schwelle mit ihrem sogenannten außerlandwirt-
schaftlichen Vergleichseinkommen erzwang eine in 
der Regel massive Ausweitung der Produktionska-
pazitäten. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Lassen Sie es mich noch einmal betonen: Ich 
lehne Strukturwandel nicht ab. Immerhin wurden 
auch im Berichtsjahr 1982/83 2,7 % der landwirt-
schaftlichen Betriebe — vorwiegend im Zuge des 
Generationswechsels — aufgegeben. Ich weiß na-
türlich, daß diejenigen Landwirte, die dadurch die 
Möglichkeit eines Flächenzuwachses haben, in der 
Regel auch ein zusätzliches Einkommenswachstum 
erreichen können. Nur soll niemand von mir erwar-
ten, daß ich mit staatlichen Mitteln den Struktur-

wandel „raus aus der Landwirtschaft, rein in die 
Arbeitslosigkeit" fördere. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich sage ein entschiedenes Nein zu Mobilitätszwän-
gen. 

Die EG-weite Förderschwellenpolitik der Vergan-
genheit hat hauptsächlich die größeren Betriebe be-
günstigt und eine oftmals ungesunde Aufstockung 
erzwungen. 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Das macht 
Ihre härtere Linie!) 

Kleine landwirtschaftliche Betriebe mit fähigen 
und sparsamen Betriebsleitern wurden benachtei-
ligt. Dabei will ich von der damit verbundenen Bü-
rokratie des Betriebsentwicklungsplanes gar nicht 
reden. 

Mit dieser Konstellation habe ich Schluß ge-
macht. Damit ist eine langjährige Forderung der 
CDU/CSU in Erfüllung gegangen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Bei uns kann eine Investition jetzt gefördert wer-
den, wenn sie betriebswirtschaftlich rentabel ist 
und wenn der Kapitaldienst aufgebracht werden 
kann. Die Tüchtigkeit und Leistungskraft des Land-
wirts stehen im Vordergrund, nicht statistische und 
oftmals wirklichkeitsfremde Förderkonditionen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Zusätzlich hat die Bundesregierung ein bundes-
weites Agrarkreditprogramm eingeführt. Hilfe bei 
Kostensenkung, Rationalisierung, mehr Lebensqua-
lität, Arbeitserleichterung in Haus und Hof sind 
dessen Ziele. Ich hatte den Agrarkredit in der 
Agrardebatte 1983 als Forderung der neuen Regie-
rung angekündigt. Seit dem 1. Januar 1984 haben 
wir ihn. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der 
bäuerliche Familienbetrieb steht im Zentrum unse-
rer agrarpolitischen Bemühungen. 

Angesichts fehlender außerlandwirtschaftlicher 
Alternativen kommt es heute darauf an, daß wir 
auch mit landwirtschaftlichen Arbeitsplätzen be-
hutsam umgehen. Dazu müssen möglichst vielen 
bäuerlichen Betrieben die Veredlungsmärkte erhal-
ten bleiben. Jede Konzentration der Veredlungspro-
duktion auf wenige Familien beschneidet einer 
Vielzahl bäuerlicher Betriebe die Lebens- und Über-
lebenschancen. Es wäre unerträglich, wegen des 
Expansionsdranges einiger Massentierhalter die 
Verdrängung einer Vielzahl bäuerlicher Betriebe 
hinzunehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Deshalb ist es unser Ziel, den Landwirten den Ver-
edlungssektor so weit wie möglich zu erhalten. 
Dazu werden wir alle Rahmenbedingungen, von 
den Steuergesetzen bis zum Umweltschutz, so ge-
stalten, daß sie die bäuerlichen Betriebe begünsti-
gen. 

In diesem Zusammenhang möchte ich noch eines 
sagen: Die Garantiemengenregelung ist ein hun-
dertprozentiges Mittel, zumindest bei der Milchpro- 



4272 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 60. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 28. März 1984 

Bundesminister Kiechle 
duktion die Agrarfabriken künftig absolut zu ver-
hindern. Denn bei dieser Regelung gibt es kein un-
kontrolliertes Mengenwachstum. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ein weiteres: Die Anhebung der Vorsteuerpau-
schale bedeutet ebenfalls eine starke Stütze für die 
bäuerliche Veredlungsproduktion, da nur sie in 
diese Regelung einbezogen werden wird. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das 
eigenständige agrarsoziale Sicherungssystem hat 
sich bewährt. Es schützt die Landwirte und ihre 
Familien gegen die finanziellen Risiken durch 
Krankheit, Unfall, Invalidität und Tod des Ernäh-
rers und bedeutet auch Sicherheit im Alter. Leider 
ist die Beitragsbelastung der Landwirte für Alters-
hilfe, Kranken- und Unfallversicherung in den letz-
ten Jahren ständig gestiegen. Insbesondere die klei-
neren, einkommensschwächeren Vollerwerbsbe-
triebe tragen sehr hohe Beitragsbelastungen. Ihr 
verfügbares Einkommen wird dadurch über Gebühr 
geschmälert. 

(Zuruf von der SPD) 

Die Bundesregierung wird deshalb 1984 entspre-
chend dem Beschluß des Deutschen Bundestages 
einen Gesetzentwurf vorlegen, der eine sozial ge-
rechtere Verteilung der Bundesmittel in der Alters-
hilfe für Landwirte vorsieht, nachdem es bereits ge-
lungen ist, den Bundeszuschuß mit 75 % wieder auf 
eine gesetzliche Basis zu stellen und langfristig ab-
zusichern. Wir werden vorschlagen, auch die jünge-
ren hauptberuflich mitarbeitenden Familienange-
hörigen in die Altershilfe als Pflichtmitglieder ein-
zubeziehen. 

Der ungeheure Strukturwandel der letzten 30 
Jahre hat zu besonderen Problemen in der land-
wirtschaftlichen Unfallversicherung geführt. Diese 
alte Last könnten die Landwirte nicht allein tragen. 
Die Bundesregierung hat zunächst beschlossen, den 
in der früheren mehrjährigen Finanzplanung ur-
sprünglich weiter vorgesehenen Abbau des Bundes-
zuschusses an die Träger der landwirtschaftlichen 
Unfallversicherung zu stoppen und im Haushalt 
1984 mit 279 Millionen DM den gleichen Betrag wie 
1983 einzustellen. Dieser Betrag kann um bis zu 10 
Millionen DM aufgestockt werden, wenn sich bei 
den Bundesmitteln für die landwirtschaftliche 
Krankenversicherung entsprechende Einsparun-
gen ergeben. Ich werde mich bemühen, daß die so-
genannte alte Last innerhalb der landwirtschaftli-
chen Unfallversicherung längerfristig durch staatli-
che Hilfen abgedeckt wird. 

(Beifall des Abg. Freiherr von Schorlemer 
[CDU/CSU]) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, uns 
allen ist die schwierige wirtschaftliche Lage an den 
Küsten Norddeutschlands bekannt. Um so erfreuli-
cher ist es, daß auf dem Fischereisektor nach vielen 
vergeblichen Anläufen im Jahr 1983 endlich wenig-
stens die Grundregeln der  gemeinsamen Fischerei-
politik verabschiedet wurden. Daraufhin ist es in 
diesem Jahr zum erstenmal gelungen, schon zu Jah-
resbeginn die Gesamtfangmengen für 1984 und de-

ren Aufteilung auf die Mitgliedstaaten festzuset-
zen. 

Darüber hinaus ist für die deutsche Hochseefi-
scherei wegen des hohen Anteils ihrer Fänge in 
grönländischen Gewässern von außerordentlicher 
Bedeutung, daß im Februar eine Verständigung 
über die künftigen Beziehungen zwischen der Ge-
meinschaft und Grönland erzielt worden ist. Zwar 
wird Grönland am 1. Januar 1985 aus der Gemein-
schaft ausscheiden. Es bleibt ihr jedoch eng verbun-
den. Wesentlicher Bestandteil der künftigen Bezie-
hungen zwischen Grönland und der Gemeinschaft 
ist ein zehnjähriges Fischerei-Rahmenabkommen, 
das um jeweils sechs Jahre verlängert werden kann 
und das Verbesserungen bei den Fangmöglichkei-
ten vorsieht. 

Unsere Hochseefischerei hat damit nach Jahren 
der Ungewißheit und provisorischer Lösungen eine 
bessere Basis für ihre künftige Fangtätigkeit, was 
nicht zuletzt im Interesse der wirtschaftlichen Stär-
kung unserer Küstenregionen ist. 

Ein vorrangiges Ziel im Rahmen der Agrar- und 
Ernährungspolitik ist die ausreichende und vielsei-
tige Versorgung der Bevölkerung mit qualitativ 
hochwertigen Nahrungsmitteln zu angemessenen 
Preisen. Es ist unstreitig, daß die quantitative Ver-
sorgung aller Menschen in der EG sichergestellt ist. 
Das gilt auch für Krisenzeiten. 

Darüber hinaus sind unsere Nahrungsmittel 
preiswert. Seit Jahren weisen die Nahrungsmittel-
preise eine geringere Steigerungsrate als die Le-
benshaltungskosten insgesamt auf. Sie haben also 
zur allgemeinen Kostendämpfung beigetragen. Im 
Endergebnis gibt der durchschnittliche Vier-Perso-
nen-Haushalt in Deutschland nur noch rund 19 
des verfügbaren Einkommens für Nahrungsmittel 
aus. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Sehr rich

-

tig!) 

Um so mehr gewinnen die qualitativen Ansprü-
che der Verbraucher und Fragen des Umweltschut-
zes im Zusammenhang mit der landwirtschaftli-
chen Produktion an Bedeutung. In dieser Hinsicht 
hat die Bundesrepublik Deutschland einen interna-
tional anerkannten hohen Standard. 

Das gilt vor allem für die minimale Belastung der 
Nahrungsgüter mit unerwünschten Stoffen. 

(Lachen der Abg. Frau Blunck [SPD]) 

Jüngste Forschungsergebnisse bestätigen, daß von 
einer Gesundheitsgefährdung durch Rückstände in 
Lebensmitteln nicht die Rede sein kann. 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Das sind aber 
sehr fragwürdige Feststellungen! — Zuruf 

der Abg. Frau Blunck [SPD]) 

— Ach Gott! Wissen Sie: Das müssen Sie nachlesen, 
nicht behaupten! Ihr Reden ist nichts wert, wenn 
dahinter keine Forschung steht! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Sie 

redet schneller, als sie denkt!) 
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Dennoch unternimmt die Bundesregierung alles, 

um die bereits bestehenden strengen gesetzlichen 
Regelungen neuesten wissenschaftlichen Erkennt-
nissen anzupassen. Das Ziel, Verbraucherschutz 
und Umweltschutz weiter zu verbessern, ist eine 
Aufgabe, die niemals abgeschlossen sein kann. 
Gleichzeitig ergreifen wir Maßnahmen, damit Er-
kenntnisse — ich sage: Erkenntnisse — aus Wissen-
schaft und Forschung verstärkt Eingang in die Pra-
xis finden. 

Im Bereich der pflanzlichen Erzeugnisse nenne 
ich den Entwurf eines neuen Pflanzenschutzgeset-
zes, durch das vor allem die Verkehrs- und Anwen-
dungsvorschriften für Pflanzenschutzmittel erwei-
tert und verschärft werden. Ziel ist die Verminde-
rung von ökologischen Risiken. 

Im Laufe meiner Amtszeit habe ich wiederholt 
betont, daß in der landwirtschaftlichen Produktion 
auf die letzte Intensität verzichtet werden kann und 
muß, wenn es im Interesse des Verbraucherschut-
zes, der Ökologie oder des Tierschutzes ist. 

(Beifall der Abg. Frau Dr. Vollmer [GRÜ-
NE]) 

Dazu stehe ich auch heute. Allerdings darf der 
Preis, der dafür gezahlt werden muß, nicht allein 
den Landwirten aufgebürdet werden. Er ist von der 
gesamten Gesellschaft zu tragen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Bundesregierung befaßt sich auch sehr einge-
hend mit sogenannten Alternativen im Landbau. Es 
werden die verschiedenen Verfahren untersucht, 
um die Diskussion auf einer abgesicherten natur-
wissenschaftlichen Grundlage und nicht emotional 
oder ideologisch zu führen. Wir wissen deshalb, daß 
aus ökologischer Sicht die moderne Landwirtschaft 
durchaus von den alternativen Methoden Anregun-
gen aufnehmen kann. Das begrüßen wir. 

Wir wissen aber auch, daß weder aus ökologi-
scher noch aus ökonomischer, weder aus ernäh-
rungsphysiologischer noch aus gesundheitlicher 
Sicht die Notwendigkeit besteht, generell auf alter-
native Wirtschaftsformen umzustellen. Im Gegen-
teil: Neueste wissenschaftliche Untersuchungen be-
stätigen die Erkenntnis, daß sich die alternativ er-
zeugten Produkte weder hinsichtlich der Inhalts-
stoffe noch hinsichtlich der Belastung mit uner-
wünschten Stoffen von denen herkömmlicher Pro-
duktionsmethoden unterscheiden. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU — Frau Dr. 
Vollmer [GRÜNE]: Wieder so eine fragwür-
dige Aussage! — Frau Blunck [SPD]: Kön-

nen Sie das auch einmal beweisen!) 

Lassen Sie mich noch einige Anmerkungen zum 
Bereich Tierschutz machen. Mit dem Gesetz zur 
Änderung des Tierschutzgesetzes beabsichtigt die 
Bundesregierung unter anderem, eine deutliche 
Einschränkung der Tierversuche zu erreichen, und 
zwar z. B. durch Erweiterung der Anzeigepflicht 
von Tierversuchen; Verschärfung im Bereich der 
Genehmigungen; Einengung der genehmigungs-
freien Versuche; Verpflichtung zur Bestellung von 
Tierschutzbeauftragten; ausschließliche Verwen-

dung von Versuchstieren aus anerkannten Zucht- 
und Handelsbetrieben; Verbot von Qualzüchtungen; 
sowie exakte Aufzeichnungen über die Herkunft 
bestimmter Versuchstiere. 

Ich habe das nur beispielhaft aufgezählt; das ist 
kein vollständiger Katalog. Ziel der Novelle wird 
eine drastische Herabsetzung der Anzahl von Ver-
suchen mit Tieren sein. 

Die Bundesregierung wird sich auch in Zukunft 
dafür einsetzen, daß das Tierschutzrecht ebenso im 
internationalen Bereich weiterentwickelt wird. 

(Freiherr von Schorlemer [CDU/CSU]: 
Sehr wichtig!) 

Bei uns und in ganz Europa erkennen wir immer 
deutlicher die Gefahr von zunehmenden Umweltbe-
lastungen. Die Natur, das Wasser, die Luft, die Erde, 
die Pflanzen und Tiere, also unsere Umwelt — das 
sind Güter, die wir alle erhalten und schützen müs-
sen. Die deutsche Land- und Forstwirtschaft ist sich 
dieser Verantwortung bewußt und stellt sich ihr. 
Wir wollen darauf hinarbeiten, daß zwischen Schutz 
und Nutzung der Natur erst gar kein Widerspruch 
entsteht. 

Die bäuerliche Landwirtschaft bietet dabei die 
besten Voraussetzungen für umweltfreundliche 
Tierhaltung und naturgemäße Anbaumethoden. Sie 
ist deshalb auch der beste Garant für eine umwelt

-

bewußte Agrarproduktion, weil die in traditioneller 
Generationenfolge wirtschaftenden Landwirte mit 
ihren Familien selbst ein besonderes Interesse an 
einer nachhaltigen Nutzbarkeit der Natur haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber unsere Bauern leben nicht auf einer isolier-
ten Insel. Sie stehen im harten internationalen 
Wettbewerb. Wenn wir wollen, daß unsere Bauern 
Standort-, natur- und umweltschutzgerecht produ-
zieren können, dann müssen wir auch unsere 
Agrarpolitik entsprechend ausrichten. Und das 
heißt: weg vom Zwang zu höchsten Ertragssteige-
rungen, weg vom Zwang, wegen zunehmenden Er-
zeugerpreisdrucks in höchstmögliche Intensitäts-
stufen zu flüchten. Ich halte nichts von einer Land-
wirtschaft, deren Überlebenschance darin liegt, daß 
die Preise für im Ausland zugekaufte Futtermittel 
ein paar Mark niedriger sind, daß die Schiffe die 
Substitute direkt in den Futtertrog abladen können. 
Das ist gleichbedeutend mit Agrarfabriken, das 
heißt hohe Belastung von Natur und Umwelt. Des-
wegen halte ich auch nichts davon, unseren Bauern 
dauernd die Weltmarktpreise vorzuhalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn wir wollen, daß unsere Landwirtschaft dies 
alles nicht soll, wenn wir wollen, daß die Landwirt-
schaft eine zusätzliche ökologische Leistung für uns 
alle erbringt, dann müssen wir auch bereit sein, das 
zu honorieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die 
verheerenden Waldschäden in ganz Europa sind 
ein alarmierendes Signal. Der Wald steht vor der 
ernstesten Bedrohung seit Generationen. Unsere 
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Wälder sind ein äußerst feinfühliger Indikator für 
die Gesamtheit der Belastungen, die eine kochent-
wickelte Industriegesellschaft der Umwelt zumu-
tet. 

Der Wald — das möchte ich besonders unterstrei-
chen — nimmt in der Natur und im Naturhaushalt 
eine sehr bedeutsame Stellung ein. Er ist unver-
zichtbar für uns. Wir müssen die Wunden, die die 
Industriegesellschaft der Natur und dem Wald zu-
gefügt hat, heilen. Dazu stehen wir in der Verant-
wortung gegenüber kommenden Generationen. Die 
Schäden an den Wäldern haben gezeigt, daß die bis-
herigen Maßnahmen nicht ausreichend waren. 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Sehr richtig!) 

Die Belastbarkeit der Natur wurde überschätzt, ihr 
wurde zuviel zugemutet. 

Durch hohe Schornsteine zum Beispiel — blauer 
Himmel über dem Ruhrgebiet — wurde das Pro-
blem der Gaswolken in den Industriegebieten leider 
nicht gelöst, sondern nur verlagert, verlagert in die 
Reinluftgebiete, in die Gebiete, in denen der Groß-
teil unserer Wälder steht, verlagert zu Lasten der 
Natur. Es mag uns ein Beispiel sein, wie man nicht 
handeln darf. Allerdings sind auch die Erkenntnisse 
darüber, was man darf, soll, tun muß, in der Zwi-
schenzeit gewachsen. 

Am Umweltschutz zu sparen wäre unverantwort-
lich; denn allein die Folgekosten zerstörter Wälder 
wären kaum zu beziffern: durch Gefährdung von 
rund einer halben Million Arbeitsplätzen in Forst-
und Holzwirtschaft, wegen der Konsequenzen 
durch veränderten Wasserabfluß und Störungen im 
Wasserhaushalt, durch Beeinträchtigung des Frem-
denverkehrs, der gerade in den strukturschwachen 
ländlichen Räumen zu einer Verbesserung der Le-
bensbedingungen beiträgt, ganz zu schweigen von 
möglichen klimatischen Veränderungen. Der 
Mensch kann nur mit der Natur leben, nicht gegen 
sie. 

Trotz der bestehenden Unklarheiten hinsichtlich 
der Ursachen der Waldschäden, trotz schwieriger 
Wirtschaftslage hat die Bundesregierung schnell 
gehandelt und erste erforderliche Maßnahmen ein-
geleitet. 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Nicht ausrei-
chend!) 

— Ich habe, gnädige Frau, da wir ja bescheidener 
sind als Sie, gesagt: Wir haben erste erforderliche 
Maßnahmen eingeleitet. — Denn Naturschutz ist 
keine Spielwiese für Romantiker; Naturschutz ist 
auch nicht Thema für schöngeistige Reden oder 
wählermobilisierende Parteiprogramme. Nein, Na-
turschutz ist Daseinsfürsorge im umfassendsten 
Sinne. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Dabei zählen Taten, nicht Absichtserklärungen. 

In ihrem Aktionsprogramm „Rettet den Wald" 
hat die Bundesregierung deutlich gemacht, daß 
höchste Priorität bei den Maßnahmen zur Verbes-
serung der Luftreinhaltung liegt. Neben verstärk-
ten Luftreinhaltemaßnahmen müssen aber auch  

alle Möglichkeiten ergriffen werden, um mit flan-
kierenden forstlichen Maßnahmen den Schadens-
verlauf zu verlangsamen, die Schäden zu mindern 
und, so gut es möglich ist, zu beheben. Dafür haben 
wir zum erstenmal 1984 im Rahmen der Gemein-
schaftsaufgabe Verbesserung der Agrarstruktur 
und des Küstenschutzes zusätzliche Mittel in Höhe 
von 20 Millionen DM bereitgestellt. 

Eines ist für mich aber auch sicher: Sich mit 
weniger Wachstum zufriedenzugeben, in einer ge-
nerellen Einschränkung der Industrieproduktion 
das Heil zu suchen, ist sicher der falsche Weg. Das 
würde zusätzliches Geld kosten, Geld, das gerade 
zum Schutz der Natur erforderlich ist. Ein wirksa-
mer Natur- und Umweltschutz setzt eine funktionie-
rende und leistungsfähige Wirtschaft voraus, setzt 
voraus, daß die Menschen Arbeit haben und nicht 
auf Unterstützung im Rahmen der Arbeitslosigkeit 
angewiesen sind. 

Gefährdet sind nicht nur Luft und Wasser, nicht 
nur der Wald, gefährdet ist unter Umständen auch 
der Boden. Gerade für die Landwirtschaft ist das 
wichtig. Wenn die Natur, wenn der Boden kränkelt, 
dann kränkelt auch die Land- und Forstwirtschaft. 

Die Bundesregierung arbeitet daher zur Zeit mit 
Hochdruck an einem Bodenschutzkonzept, um 
rechtzeitig und wirksam eventuellen Fehlentwick-
lungen vorzubeugen. Denn der Boden ist einer der 
elementaren Faktoren im Naturhaushalt und in den 
Ökosystemen. 

(Frau Blunck [SPD]: Hört! Hört!) 

Jeder von uns ist auf einen gesunden Boden ange-
wiesen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich bin 
jetzt fast auf den Tag seit zwölf Monaten Landwirt-
schaftsminister dieser Bundesregierung. Ich nehme 
weder für mich in Anspruch, die zufriedenstellende 
Einkommensentwicklung für 1982/83 entscheidend 
beeinflußt zu haben, noch bin ich für die im Wirt-
schaftsjahr 1983/84 unerfreuliche Einkommensent-
wicklung verantwortlich, deren Ursache in niedri-
gen Schweinepreisen, einer schlechten norddeut-
schen Zuckerrübenernte 1983 und einer gegenüber 
dem Vorjahr niedrigeren deutschen Getreideernte 
liegt. 

Niemand kann verlangen, daß innerhalb von 
zwölf Monaten ein aus allen Nähten platzender 
Agrarmarkt und ein völlig erschöpfter EG-Haushalt 
saniert werden. Aber diese Bundesregierung hat es 
geschafft, ein Konzept für eine wieder nach vorne 
gerichtete EG-Agrarpolitik zu entwickeln, 

(Frau Blunck [SPD]: Ob das funktioniert 
oder nicht, ist egal!) 

durch Mengenanpassung an den Markt, 

(Roth [SPD]: Muß der Ertl eine Flasche ge

-

wesen sein!) 

über langsam wieder geordnete EG-Finanzen hin 
zu funktionsfähigen Marktordnungen zu kommen. 

Sie haben da eben etwas sehr Unparlamentari-
sches gesagt, Herr Roth. Ich habe das nicht getan. 
Ich habe darauf hingewiesen, daß sich Herr Ertl in 
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den letzten Jahren seiner Amtszeit ebenfalls sehr 
bemüht hat, zur Sanierung der Märkte und zu Maß-
nahmen, die er auch als Notwendigkeit hat auf sich 
zukommen sehen, zu kommen. Ich habe leider dar-
auf hinweisen müssen, daß er im Kreis seiner EG-
Kollegen keine Unterstützung fand, aber eben auch 
keine im Kreis — bei den meisten jedenfalls — sei-
ner Kabinettskollegen unter Bundeskanzler 
Schmidt. Wenn Sie Herrn Ertl eine Flasche nennen, 
ist das Ihre Sache. Ich habe das nicht getan. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Roth [SPD]: 
Habe ich überhaupt nicht gesagt! Das war 

klare Verfälschung, das wissen Sie!) 

— Sie haben wörtlich gesagt: „Muß der Herr Ertl" 
— nein, Sie haben das „Herr" sogar weggelassen —, 
„Muß der Ertl eine Flasche gewesen sein!" 

(Zurufe von der CDU/CSU: So ist es gewe-
sen! So war es!) 

Jetzt habe ich Sie wörtlich zitiert. Vielleicht sind Sie 
dann zufriedener. Wir können uns diese Art von 
Auseinandersetzung durchaus leisten. Ich kann das 
schon. 

(Roth [SPD]: Ich auch!) 

Es ist nicht so, daß ich nicht in der Lage wäre, auch 
zu polemisieren. Aber ich finde das nicht gut. 

(Eigen [CDU/CSU]: Darf der das, „Flasche" 
sagen zu Ertl? — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 

Ich bin optimistisch, daß wir auf dem richtigen 
Weg sind, für die Agrarmärkte, für den EG-Haus-
halt und damit auch für die Landwirtschaft einen 
soliden Rahmen zu zimmern. 

(Frau Blunck [SPD]: Sie haben doch alles 
unterstützt! Sie haben als Abgeordneter al-

les unterstützt!) 

— Lesen Sie meine Rede vom Jahre 1980, die ich an 
dieser Stelle gehalten habe, nach. Dann wissen Sie, 
was ich unterstützt habe, und brauchen nicht leere 
Behauptungen in die Welt zu setzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Roth [SPD]: 
Dann hätten Sie einmal rechtzeitig etwas 

gegen den Heereman sagen sollen!) 

Diese dringend erforderliche Kurskorrektur 
kann nicht ohne Schrammen abgehen. Dazu steht 
die EG schon zu dicht vor dem finanziellen Ab-
grund. 

Die Bundesregierung wird alles tun, daß diese 
Kurskorrektur bald und schnell erfolgt, damit wie-
der ein Fundament zum Weiterbauen da ist, damit 
unsere Bürger und die Landwirte wieder Vertrauen 
in die Politik der Europäischen Gemeinschaft fas-
sen können. Ich halte dies für sehr wichtig. 

Es ist durchaus realistisch, angesichts der ständig 
zunehmenden Weltbevölkerungszahlen von einer 
positiven Zukunft für die Landwirtschaft zu reden. 
Dies möchte ich besonders auch den jungen Land-

wirten sagen. Sie fühlen sich angesichts der gegen-
wärtigen Unsicherheit besonders betroffen. 

(Beifall des Abgeordneten Roth [SPD] — 
Zuruf von der CDU/CSU: Da klatscht der 

schon wieder!) 

Niemand kann ihnen eine Garantie für die Zukunft 
geben. Dies gilt aber auch für alle anderen Berufe, 

(Roth [SPD]: So ist das inzwischen!) 

die ja ebenso einem ständigen Wandel unterliegen. 

Was die Bundesregierung aber an Unterstützung 
im Rahmen ihrer agrarpolitischen Möglichkeiten 
geben kann, wird sie tun, zumal die ländlichen 
Räume — insgesamt gesehen — auf eine wirt-
schaftlich gesunde Landwirtschaft angewiesen 
sind. — Der Landwirt kann davon ausgehen, daß 
sein Beruf die Basis für eine sichere Existenz dar-
stellt. Schließlich muß jeder Mensch täglich essen. 
Die Landwirtschaft ist der einzige Garant dafür, 
dies auch zu ermöglichen. Unsere verwöhnte Wohl-
stands- und Überflußgesellschaft scheint daran al-
lerdings nicht mehr zu denken. 

Die Leistungen unserer Landwirtschaft werden 
nur unvollständig gewürdigt, wenn nicht auch die 
Verdienste unserer Landfrauen hervorgehoben 
werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP so

-

wie bei Abgeordneten der SPD und der 
GRÜNEN) 

Die Frauen sind die Seele in Familie, Haushalt und 
Betrieb. 

(Zuruf von der SPD: Jawohl!) 

Sie leisten vor allem in den viehstarken Betrieben 
überdurchschnittlich viel Arbeit. 

(Zuruf der Frau Abg. Blunck [SPD]) 

Ohne die Mitarbeit der Frauen könnten die meisten 
Betriebe nicht existieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Frau Blunck [SPD]: So viel frauenfeindli

-

che Politik, wie diese Regierung gemacht 
hat, ist nicht zu ertragen!) 

Bäuerin sein ist keine grüne Idylle — es ist eine 
verantwortungsvolle Tätigkeit. Diese Frauen ver-
dienen nicht nur unseren Respekt, sondern auch 
Anerkennung und Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Frau Blunck [SPD]: Nicht nur in Worten, 

sondern auch in Taten!) 

Unsere Landwirtschaft braucht Vertrauen in ihre 
eigene Leistung, Sicherheit für die wirtschaftlichen 
Rahmendaten sowie Zuversicht und Anerkennung, 
auch von außen. Wir alle aber brauchen auch un-
sere Landwirtschaft! Helfen wir mit, daß sie auf 
einer gesunden ökonomischen und auch ökologi-
schen Grundlage bestehen und sich weiterentwik-
keln kann. Sie muß auch in den kommenden Jahr- 
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zehnten in der Lage sein, unser aller täglich Brot zu 
sichern. 

Am Schluß möchte ich allen Mitarbeitern, die den 
umfangreichen, mit vielen Daten und Informatio-
nen versehenen Agrarbericht 1984 erstellt haben, 
herzlich danken. Danken möchte ich auch unseren 
Bäuerinnen und Bauern sowie der Landjugend für 
viel Verständnis und Geduld hinsichtlich notwendi-
ger Maßnahmen zur Kurskorrektur der EG-Agrar-
politik und nationaler Sparmaßnahmen. 

Die Bundesregierung weiß, daß dies nicht selbst-
verständlich ist. Wir sind aber sicher: Diese Not-
wendigkeiten schaffen solide Ausgangspositionen 
für eine vernünftige gemeinsame Agrarpolitik, im 
nationalen wie im europäischen Bereich. 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und 
Herren! Herr Kollege Roth, der Ausdruck „Fla-

sche" mit Bezug auf eine Person ist nicht parlamen-
tarisch. 

(Roth [SPD]: Habe ich nicht gesagt, Herr 
Präsident!) 

Dem Kollegen Fellner muß ich für einen beleidi-
genden Zwischenruf gegenüber einer Kollegin, den 
er mir bestätigt hat und den ich nicht wiederholen 
möchte, einen Ordnungsruf erteilen. 

Meine Damen und Herren, wir sind am Schluß 
unserer heutigen Tagesordnung. 

Die Aussprache über den Agrarbericht 1984 be-
ginnt morgen, Donnerstag, um 15.30 Uhr, in Verbin-
dung mit den Tagesordnungspunkten 4 und 5. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen 
Bundestages auf Donnerstag, den 29. März 1984, 
9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 15.35 Uhr) 
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Anlage 2 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Frau Karwatzki auf die 
Fragen des Abgeordneten Dr. Steger (SPD) (Druck-
sache 10/1171 Fragen 22 und 23): 

Wird die Bundesregierung entsprechend dem Arzneimit-
telgesetz eine Zulassungs- und Aufbereitungskommission für 
den humanmedizinischen Bereich „Organtherapeutische 
Therapierichtung und Stoffgruppe" berufen, und wie wird 
diese zusammengesetzt? 

Welche anderen Zulassungs- und Aufbereitungskommis-
sionen nach dem Arzneimittelgesetz wurden bisher berufen, 
und wie beurteilt die Bundesregierung die Ergebnisse der 
Arbeit dieser Kommissionen? 

Zu Frage 22: 

Es ist nicht beabsichtigt, die bereits berufenen 
fünfzehn Kommissionen um weitere zu ergänzen. 
Die Zulassung und Aufbereitung von Arzneimitteln, 
die aus Organen gewonnen werden, sollten zweck-
mäßigerweise entsprechend ihren Anwendungsge-
bieten den bereits berufenen Zulassungs- und Auf-
bereitungskommissionen zugeordnet werden. Bei 
der Behandlung von Organpräparaten können sich 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

diese Kommissionen besonderer Schverständiger 
bedienen. 

Zu Frage 23: 

Im humanmedizinischen Bereich existieren eine 
Kommission für die Zulassung bisher unbekannter 
Arzneimittel und ein gestrafftes System von zehn 
Aufbereitungskommissionen für bekannte Arznei-
mittel, gegliedert nach Großgruppen der Anwen-
dungsgebiete. Hinzu treten die Kommissionen für 
die Arzneimittel der Homöopathie, Anthroposophie 
und Phytotherapie die gleichzeitig die Zulassungs-
und Aufbereitungsaufgaben wahrnehmen. Eine 
Kommission betreut die Arzneimittel zur Anwen-
dung bei Tieren. Einzelheiten sind den Veröffentli-
chungen im Bundesanzeiger vom 13. April 1977 und 
22. April 1982, die ich Ihnen gern zugänglich ma-
chen werde, zu entnehmen. 

Die Bundesregierung ist im übrigen in ihrem Be-
richt über Erfahrungen mit dem Arzneimittelgesetz 
(BT-Drucksache 9/1355) umfassend auf die Arbeit 
der Zulassungs- und Aufbereitungskommissionen 
eingegangen. Ich kann mich daher hier auf grund-
sätzliche Feststellungen beschränken, daß sich die 
Beteiligung des in den Kommissionen versammel-
ten Sachverstandes positiv auf das Zulassungsver-
fahren ausgewirkt hat. 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Frau Karwatzki auf die 
Fragen der Abgeordneten Frau Will-Feld (CDU/ 
CSU) (Drucksache 10/1171 Fragen 24 und 25): 

Wird die Bundesregierung bei den weiteren Verhandlun-
gen in Brüssel die Beschlußempfehlung des Bundesrates 
zum Einsatz von rektifiziertem Traubenmostkonzentrat 
(RTK) (BR-Drucksache 543/83) vom 24. Februar 1984 dahin 
gehend aufnehmen, daß die Ersetzung des Zuckers durch 
rektifiziertes Traubenmostkonzentrat abgelehnt wird, und 
kann die Bundesregierung bestätigen, daß bereits ein Ver-
tragsverletzungsverfahren gegen die Bundesrepublik 
Deutschland wegen des Verbots der Verwendung von rektifi-
ziertem Traubenmostkonzentrat in Wein aus den Weinbau-
gebieten der Bundesrepublik Deutschland anhängig ist? 

Welche Folgerungen zieht die Bundesregierung aus der 
Beschlußempfehlung des Bundesrates zum Einsatz von rek-
tifiziertem Traubenmostkonzentrat (RTK) (BR-Drucksache 
543/83), und hat sie bereits Vorstellungen, wie kontrolliert 
werden soll, daß für die Herstellung von RTK nur geeignete 
Trauben und Moste aus vorhandenen Anpflanzungen ver-
wendet werden? 

Zu Frage 24: 

Wie ich Ihnen schon in meinem Schreiben vom 
30. Dezember 1983 erklärt habe, hat die Bundesre-
gierung ein Verbot der Saccharose als Anreiche-
rungsmittel von Anfang an abgelehnt. Sie hat des-
halb auch den Vorschlag der Kommission, dies in 
der Verordnung (EWG) Nr. 337/79 ab 16. März 1989 
vorzuschreiben, die Zustimmung versagt. 

Im selben Schreiben habe ich Ihnen auch mitge-
teilt, daß die EG-Kommission wegen des im Weinge- 
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setz enthaltenen Verbots, RTK zur Anreicherung 
von Landwein und von Qualitätswein zu verwen-
den, ein Vertragsverletzungsverfahren gegen die 
Bundesrepublik Deutschland eingeleitet hat. In die-
sem Verfahren hat die Kommission am 23. Februar 
1984 die mit Gründen versehene Stellungnahme ab-
gegeben, die nach Artikel 169 des EWG-Vertrags 
Voraussetzung für die Klageerhebung zum Ge-
richtshof der Europäischen Gemeinschaften ist. 

Zu Frage 25: 

Nach dem geltenden Gemeinschaftsrecht bleibt 
Saccharose wie bisher als Anreicherungsmittel zu-
lässig. Die Bundesregierung geht daher davon aus, 
daß die Weinwirtschaft weiterhin von diesem ihr 
vertrauten und in der Anwendung problemlosen 
Stoff gebrauch machen wird. 

Gleichwohl hat die Bundesregierung in Brüssel 
darauf gedrängt, daß in der Gemeinschaft strenge 
Kontrollmaßnahmen zur Überwachung der Produk-
tion und des Transports von RTK wie auch seiner 
Anwendung geschaffen werden. Hierzu ist durch 
Änderung der einschlägigen Gemeinschaftsvor-
schriften die Beförderung mit Begleitdokument in 
gekennzeichneten Normbehältnissen mit einem fäl-
schungssicheren Verschluß bis zum Anwender vor-
gesehen. Dieser hat dann die Verwendung in seiner 
Weinbuchführung abzuschreiben. 

Der Entwicklung praxisgerechter Nachweisme-
thoden für Saccharose und RTK wird die Bundesre-
gierung auch künftig besondere Aufmerksamkeit 
widmen. Die geschmackliche Neutralität von RTK 
ist bei Einhaltung der gemeinschaftlichen Begriffs-
bestimmung gewährleistet. 

Daß keine Rebflächen zum Zwecke der RTK-Pro-
duktion angelegt werden dürfen, ist der überein-
stimmende Wille aller Mitgliedstaaten. Die Kon-
trolle hierüber obliegt den Überwachungsorganen 
der Erzeugermitgliedstaaten. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Fragen 
des Abgeordneten Seehofer (CDU/CSU) (Druck-
sache 10/1171 Fragen 34 und 35): 

Plant die Deutsche Bundesbahn in der Region Ingolstadt 
eine Reduzierung ihres Angebots auf der Schiene oder gar 
Streckenstillegungen? 

Trifft es zu, daß zukünftig IC-Züge nicht mehr über Ingol-
stadt geführt werden und dafür mehr D-Züge eingesetzt wer-
den sollen? 

Zu Frage 34: 

Ich beantworte Ihre Frage mit nein. 

Zu Frage 35: 

Zum Jahresfahrplan 1984/85 (Beginn 3. Juni 1984) 
wird nach Mitteilung der zuständigen Deutschen 
Bundesbahn keine grundsätzliche Änderung der 
Bedienung von Ingolstadt durch Fernzüge vorge-
nommen. Künftig werden lediglich bei den IC-Zü-

gen IC 583 (Bremen—München) statt IC 581 (Ham-
burg—München) und bei den D-Zügen FD 723 (Dort-
mund—Berchtesgaden) statt D 883 (Rheine—Mün-
chen) in Ingolstadt halten. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rawe auf die Frage des 
Abgeordneten Stutzer (CDU/CSU) (Drucksache 
10/1171 Frage 38): 

Wann soll nach den Plänen der Bundesregierung mit der 
Glasfaserverkabelung in Schleswig-Holstein begonnen wer-
den, und teilt die Bundesregierung meine Auffassung, daß 
für dieses Bundesland wegen seiner Randlage neue Dienste 
der Telekommunikation genauso wichtig wie überregionale 
Verkehrsanbindungen sind? 

Die Deutsche Bundespost beabsichtigt, zum frü-
hest möglichen Zeitpunkt mit dem nachfrage- und 
rentabilitätsorientierten Ausbau eines langfristig 
einzurichtenden Glasfasernetzes für neue Breit-
banddienste der Individualkommunikation zu be-
ginnen. Bis zur Realisierung optischer Übertragun-
gen in der Ortsebene sind aber noch eine Reihe 
technischer und wirtschaftlicher Fragen zu klären, 
so daß mit einer Diensteinführung auf der Basis 
optischer Nachrichtentechnik erst zu Beginn des 
nächsten Jahrzehnts zu rechnen ist. Es ist selbst-
verständlich, daß beim Ausbau der Netze zur gege-
benen Zeit auch die Interessen des Landes Schles-
wig-Holstein und seine besondere geographische 
Situation berücksichtigt werden. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Spranger auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Hirsch (FDP) (Drucksache 
10/1171 Fragen 48 und 49): 

In wie vielen Fällen wurden 1982 und 1983 von Asylbewer-
bern sogenannte „Folgeanträge" im Sinne des Asylverfah-
rensgesetzes gestellt? 

In wie vielen Fällen blieben diese Anträge erfolglos, und 
haben sie zu einer merklichen Verzögerung der Abschiebung 
von Asylbewerbern geführt? 

Zu Frage 48: 

Das Asylverfahrensgesetz unterscheidet zwi-
schen beachtlichen und unbeachtlichen Folgeanträ-
gen.  Nach dem Asylverfahrensgesetz werden dem 
Bundesamt nur beachtliche Folgeanträge zur Ent-
scheidung zugeleitet. Eine Erfassung dieser An-
träge erfolgt erst seit dem 1. Januar 1983. Im Jahre 
1983 sind 1 581 beachtliche Folgeanträge an das 
Bundesamt weitergeleitet worden. 

Nach dem Asylverfahrensgesetz entscheiden 
über unbeachtliche Folgeanträge die Ausländerbe-
hörden in eigener Zuständigkeit. Das Bundesamt 
erhält von diesen unbeachtlichen Folgeanträgen 
nur Kenntnis, soweit sie ihm von den Ausländerbe-
hörden gemeldet werden. Im Jahre 1983 sind dem 
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Bundesamt für die Anerkennung ausländischer 
Flüchtlinge insgesamt 2 449 unbeachtliche Folgean-
träge gemeldet worden. Es ist aber davon auszuge-
hen, daß die tatsächliche Zahl der unbeachtlichen 
Folgeanträge erheblich höher ist. 

Da auch die Länder unbeachtliche Asylanträge 
im allgemeinen nicht zentral erfassen, vermag die 
Bundesregierung die genaue Zahl dieser Anträge 
nicht anzugeben. 

Zu Frage 49: 

Das Bundesamt für die Anerkennung ausländi-
scher Flüchtlinge, das nur über beachtliche Folge-
anträge zu entscheiden hat, behandelt diese An-
träge wie Erstanträge. Die Entscheidungen darüber 
werden deshalb auch nicht gesondert erfaßt. Die 
Bundesregierung kann somit nicht beantworten, in 
wie vielen Fällen beachtliche Folgeanträge erfolg-
los geblieben sind. 

Unbeachtliche Folgeanträge verzögern die Ab-
schiebung von Asylbewerbern, da gegen die Ab-
schiebungsandrohung das Verwaltungsgericht re-
gelmäßig angerufen und vorläufiger Rechtsschutz 
nach § 80 Abs. 5 der Verwaltungsgerichtsordnung 
beantragt wird. 

Nicht selten stellen Ausländer einen zweiten und 
dritten Folgeantrag, um die Durchsetzung ihrer 
Ausreisepflicht zu verzögern. Die Ausländerbehör-
den sollen hierdurch vorgesehene Verfahren immer 
von neuem einleiten, um durch Rechtsbehelfeinle-
gung den Vollzug der Abschiebung hinauszuschie-
ben. In diesen Fällen wird die Abschiebung nicht 
selten erheblich verzögert. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Spranger auf die Fragen 
des Abgeordneten Austermann (CDU/CSU) (Druck-
sache 10/1171 Fragen 50 und 51): 

Zu welchem Zeitpunkt und mit welcher Zielsetzung beab-
sichtigt die Bundesregierung, neue Beihilfevorschriften zu 
verabschieden? 

Ist dabei insbesondere zu erwarten, daß durch Anpassung 
an die Regelungen einzelner Bundesländer eine zusätzliche 
Belastung der Beamten des Bundes zu besorgen ist? 

Ziel der in Abstimmung mit den Ländern erarbei-
teten Neuordnung des Beihilferechts des Bundes ist 
die dringend gebotene Rechts- und Verwaltungsver-
einfachung, die erforderliche Vereinheitlichung die-
ses Rechtsgebietes, aber auch die ebenso notwen-
dige Beseitigung von Fehlentwicklungen. Dadurch 
wird gleichzeitig ein Beitrag zur Kostendämpfung 
im Gesundheitswesen geleistet. 

Diese Zielsetzung würde gefährdet, wenn in der 
Neuordnung Regelungen vorgesehen würden, die 
mit den Grundsätzen beamtenrechtlicher Kranken-
fürsorge unvereinbar sind und deswegen von den 
Ländern nicht mitgetragen würden. 

Der Bundesminister des Innern, der nach § 200 
des Bundesbeamtengesetzes für den Erlaß der Bei-
hilfevorschriften zuständig ist, wird daher Regelun-
gen einzelner Bundesländer nicht in die Neuord-
nung aufnehmen, die zu zusätzlichen Belastungen 
führen. 

Nach seiner Auffassung ist durch die bereits er-
brachten Sparbeiträge die Belastungsgrenze der 
Beamten und Versorgungsempfänger erreicht. 

Über den Zeitpunkt des Inkrafttretens der Neu-
ordnung ist eine abschließende Entscheidung noch 
nicht ergangen, sie wird in Kürze getroffen wer-
den. 

Es ist jedoch gewährleistet, daß zwischen Ver-
kündung und Inkrafttreten eine ausreichende An-
passungsfrist von etwa 6 Monaten vorgesehen 
wird. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Voss auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Sperling (SPD) (Drucksache 
10/1171 Fragen 53 und 54): 

Treffen Meldungen zu, daß die Bundesregierung bei der 
Neugestaltung der steuerlichen Wohneigentums-Förderung 
von einem umschichtbaren Finanzvolumen von 7,2 Milliar-
den DM ausgeht? 

Ist es zutreffend, daß die Bundesregierung davon ausgeht, 
daß selbstgenutztes Wohneigentum steuerlich künftig prinzi-
piell wie ein Konsumgut behandelt werden soll? 

Über die langfristigen Perspektiven der Woh-
nungsbauförderung, insbesondere über die Neuge-
staltung der steuerlichen Regelungen für das 
selbstgenutzte Wohneigentum nach Auslaufen der 
Ende 1982 beschlossenen, zeitlich befristeten Maß-
nahmen hat am 14. Februar 1984 ein erstes Ge-
spräch zwischen den Ministern Dr. Stoltenberg und 
Dr. Schneider stattgefunden. 

Fachbeamte des Bundesministeriums für Raum-
ordnung, Bauwesen und Städtebau und des Bundes-
ministeriums der Finanzen prüfen derzeit verschie-
dene mögliche Elemente und Formen einer Neure-
gelung der steuerlichen Behandlung des Wohnei-
gentums im Hinblick auf ihre finanziellen Auswir-
kungen, die damit verbundenen steuerlichen 
Aspekte und ihre wohnungspolitische Wirksam-
keit. 

Die Prüfung ist noch nicht abgeschlossen. Zu Ein-
zelfragen, zum Beispiel ob selbstgenutztes Wohnei-
gentum zukünftig als Konsum- oder Investitionsgut 
behandelt wird, kann ich deshalb zum gegenwärti-
gen Zeitpunkt noch keine Stellungnahme abgeben. 
Die Bundesregierung wird, wie ich Ihnen bereits 
am 25. Januar 1984 mitgeteilt habe, zu gegebener 
Zeit das Ergebnis ihrer Prüfung mitteilen und einen 
Lösungsvorschlag unterbreiten, der den in der Re-
gierungserklärung des Bundeskanzlers vom 4. Mai 
1983 formulierten Zielen entspricht, daß viele Bür-
ger Wohneigentum erwerben können, steuerliche 
Verzerrungen beseitigt und familienfreundliche Lö-
sungen angestrebt werden. 



4280* 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 60. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 28. März 1984 

Es wird angestrebt, vor der Sommerpause eine 
Kabinettvorlage zu erarbeiten, aus der sich die 
neuen Rahmenbedingungen ergeben. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Frage des 
Abgeordneten Bindig (SPD) (Drucksache 10/1171 
Frage 70): 

Treffen Angaben von „sipri" zu, wonach Hubschrauber des 
Typs BO-105 — direkt und über Drittländer — sowie Panzer-
transporter und Roland-Flugabwehrraketen über die 
deutsch-französische Firma Euromissile an den Irak gelie-
fert werden, und hat die Bundesregierung hierfür die gesetz-
lich vorgeschriebenen Ausfuhrgenehmigungen erteilt? 

Der Export der militärischen Version des Hub-
schraubers BO 105 ist nach dem Kriegswaffenkon-
trollgesetz genehmigungspflichtig; Genehmigungen 
für den Export solcher Hubschrauber direkt oder  

über Drittländer in den Irak sind nicht erteilt wor-
den. Dagegen ist der Export von zehn zivilen Hub-
schraubern in den Irak im Jahre 1978 nach dem 
Außenwirtschaftsgesetz genehmigt worden. 

Genehmigungen für den Export speziell für Pan-
zertransporte konstruierter Fahrzeuge aus der 
Bundesrepublik Deutschland direkt oder über Dritt-
länder in den Irak sind ebenfalls nicht erteilt wor-
den. 

Nicht auszuschließen ist, daß zivile Hubschrauber 
des Typs BO 105, die nicht mit genehmigungspflich-
tigen Navigationsgeräten ausgestattet sind, und 
Fahrzeuge, die nicht für militärische Zwecke beson-
ders konstruiert sind, wie z. B. Zugmaschinen, Tief-
lader oder handelsübliche Lastkraftwagen, für de-
ren Export es daher keiner Genehmigung bedarf, in 
den Irak geliefert worden sind. 

Die Firma Euro-Missile exportiert die im Rah-
men einer Gemeinschaftsproduktion hergestellten 
Roland-Flugabwehrraketen in eigener Verantwor-
tung und im Rahmen der französischen Exportrege-
lungen für Rüstungsgüter. 
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